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und Landesplanung 

Senatsverwaltung  
für Stadtentwicklung, Bauen  
und Wohnen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Potsdam, 31. Juli 2023 

 
Planung/Vorhaben: Bebauungsplan KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte“, Stand: 10.07.2023 

Gemeinde / Ortsteil: Kleinmachnow 
Kreis: Potsdam Mittelmark 
Region: Havelland-Fläming 
Ihr Schreiben (E-Mail) des Planungsbüros vom 14.07.2023  
 
 

X  Stellungnahme zur Zielanfrage gemäß Art. 12 bzw. 13 des Landesplanungsvertrages 

X  Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

  Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

 
Beurteilung der angezeigten Planungsabsicht:  

X  Ziele der Raumordnung stehen nicht entgegen 

  Planungsabsicht steht im Widerspruch zu Zielen der Raumordnung 

  Anpassung an Ziele der Raumordnung nur unter u. g. Voraussetzungen möglich 

 Anrechnung auf Eigenentwicklungsoption (EEO) oder Wachstumsreserve (WR) in ha  

 

Zielmitteilung / Erläuterungen:  

Mit dem vorliegenden Verfahren sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Neuordnung und 
Erweiterung der Feuerwache und für die Umnutzung des ehemaligen Kirchengebäudes zu einem Museum 
geschaffen werden.  

Das Plangebiet liegt nach der Festlegungskarte 1 des Landesentwicklungsplanes Hauptstadtregion Berlin-

Brandenburg (LEP HR) innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung, in dem die Kommunen große Spiel-

räume zur Binnendifferenzierung haben.  

 

Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht  

 Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom: 18.12.2007, (GVBl. I S. 235),  

 Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin – Brandenburg (LEP HR) vom 29.04.2019 (GVBl. II, 
Nr. 35) 

Bearb.: Herr Krüger 

Gesch.-Z.: GL5.4-46152-004-0548/2023 

Tel.: 0331-866-8755 

Fax: 0331-866-8703 

Hubertus.krueger@gl.berlin-brandenburg.de 

Internet:     gl.berlin-brandenburg.de/ 

 

Gemeinde Kleinmachnow 

Fachbereich Bauen/Wohnen 

Postfach 1108 

14533 Kleinmachnow 

 

Nur per Mail: behoerdenbeteiligung@klein-

machnow.de 

 

mailto:behoerdenbeteiligung@kleinmachnow.de
mailto:behoerdenbeteiligung@kleinmachnow.de
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Bindungswirkung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Die Ziele der Raum-
ordnung können im Rahmen der Abwägung nicht überwunden werden. 

Die für die Planung relevanten Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind aus den o. g. 
Rechtsgrundlagen von der Kommune eigenständig zu ermitteln und im Rahmen der Abwägung angemessen 
zu berücksichtigen. 

Hinweise 

 Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung geführt haben, nicht 
wesentlich geändert wurden. Die Erfordernisse aus weiteren Rechtsvorschriften bleiben von dieser Mittei-
lung unberührt. 

 Wir bitten, Beteiligungen gemäß Landesplanungsvertrag zur Zielmitteilung/Trägerbeteiligung zu Bauleit-
plänen, Mitteilungen über das Inkrafttreten von Bauleitplänen sowie Satzungen nach § 34 (4) BauGB 
oder die Einstellung von Verfahren nur in digitaler Form durchzuführen (E-Mail oder Download-Link) 
und dafür ausschließlich unser Referatspostfach zu nutzen: gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de. 

 Information für den Fall der Erhebung personenbezogener Daten siehe folgenden Link:  
https://gl.berlin-brandenburg.de/service/info-personenbezogene-daten-gl-5.pdf. 

 

 

Im Auftrag 
 
Krüger 
 

mailto:gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de
https://gl.berlin-brandenburg.de/service/info-personenbezogene-daten-gl-5.pdf


- RÜCKANTWORT - 

BLB I MagdeburgerSb.45 1 14770 Brandenburg an der Havel  

Gemeinde Kleinmachnow  
FD  Stadtplanung/Bauordnung 
SB Stadtplanung/Bauordnung Herrn Häger 
Adolf-Grimme-Ring 10 
14532 Kleinmachnow 

- Formblatt - 

frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und 
vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

Vorbemerkung: 

Mit der Beteiligung wird den Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu 
dem jeweiligen konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen 
Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen, 
die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. 

Leerzeilen bitte ausfüllen, Zutreffendes ankreuzen [X] 

A. Allqemeine Anqaben:  

Landkreis / Stadt / Gemeinde / Amt: 	Kleinmachnow 

[ X ] 11. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Kleinmachnow 

[ X ] Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte" 

[ ] Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan: 

[ ] sonstiges: 

Fristablauf für die Stellungnahme am: 14.08.2023 



B. Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange: 

Brandenburgischer Landesbetrieb 
	

Telefon: 03381-2149212 
für Liegenschaften und Bauen 
Facilitymanagement Team 3 

	
Bearbeiter: Frau Conrad 

Magdeburger Str. 45 
	

peggy.conrad@blb.brandenburg.de  
14770 Brandenburg 
	

Gesch-Z.: FM LM-Co-W 2012 
/T6B-PM-143 

[ X ] keine Einwände 

[l 
	

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die 
ohne Zustimmung, Befreiung o. ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden 
werden können. 

(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

1. Einwendung: 

2. Rechtsgrundlage: 

3. Möglichkeit der Überwindung (z, B. Ausnahmen oder Befreiungen): 

[ 	] 	Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, 

mit Angabe des Sachstandes und des Zeitrahmens: 

[ 	] 	Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach 

Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und Rechtsgrundlage: 

Brandenburg an der Havel, 07.08.2023  

 

Ort, Datum Peg  y Conrad 
Brantlgenburgischer Landesbetrieb 
für Liegenschaften und Bauen (BLB) 
Geschäftsbereich Facilitymanagement 
Liegenschaftsmanagement 
Magdeburger Straße 45 
14770 Brandenburg 



 

   

 
Außenstelle Cottbus • Gulbener Straße 24 • 03046 Cottbus • Tel.: 03342 4266-7102 • Fax: 03342 4266-7608 
Öffentliche Verkehrsmittel: Straßenbahnlinie 1 bis Stadthalle oder Buslinie 16 bis Papitzer Straße 
 
Landesamt für Bauen und Verkehr • Lindenallee 51 • 15366 Hoppegarten • Tel.: 03342 4266-0 • Fax: 03342 4266-7601 
 
E-Rechnung: https://xrechnung-bdr.de; Leitweg-ID: 12-121096894453782-21 
Bankverbindung: Landeshauptkasse Potsdam • Landesbank Hessen-Thüringen (Helaba) 
IBAN: DE02 3005 0000 7110 4015 15 • BIC-Swift: WELADEDDXXX 

  

  

 

 

 

 

 

 

Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte“ der 

Gemeinde Kleinmachnow 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

Ihre Nachricht vom 11. Juli 2023; Ihr Zeichen: 61/1297/Jul-23 Häg 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die von Ihnen eingereichten Planungsunterlagen habe ich in der Zuständigkeit des 
Landesamtes für Bauen und Verkehr (LBV) als Verkehrsoberbehörde des Landes 
Brandenburg gemäß “Zuständigkeitsregelung hinsichtlich der Beteiligung der Ver-
kehrsbehörden und der Straßenbauverwaltung als Träger öffentlicher Belange in 
Planungsverfahren“ (Erlass des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 
vom 17. Juni 2015, veröffentlicht im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 27, vom 15. 
Juli 2015, S. 575) geprüft. 
 
Gegen den o. g. B-Plan, mit dem die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Neuordnung und Erweiterung der Feuerwache, für die Umnutzung eines ehemali-
gen Kirchengebäudes sowie für die Sicherung einer vorhandenen Kindertages-
stätte und von Waldflächen geschaffen werden sollen, bestehen aus Sicht der 
Landesverkehrsplanung keine Einwände. 
 
Belange der zum Zuständigkeitsbereich des LBV gehörenden Verkehrsbereiche 
Eisenbahn/Schienenpersonennahverkehr, Binnenschifffahrt, ziviler Luftverkehr 
und übriger ÖPNV werden nicht berührt. 
 

 
 
Außenstelle 
Cottbus 

Bearb.: Frau Borchardt 
Gesch-Z.: 2412-34214/2023/556 
Telefon: 03342 / 4266 2412 
Fax: 03342 / 4266 7608 
Internet: https://lbv.brandenburg.de 
E-Mail: LBV-TOEB@LBV.brandenburg.de 
 

 
 
 

 

 

Rathaus Kleinmachnow 

FD Stadtplanung / Bauordnung 

Postfach 11 08  

14533 Kleinmachnow 

 

Landesamt für Bauen und Verkehr • 03007 Cottbus • PSF 10 07 44 

 

Cottbus,       26.07.2023 
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Information zu Planungen oder sonstigen Maßnahmen der v. g. Verkehrsbereiche, 
die das B-Plan-Gebiet betreffen könnten, liegen mir gegenwärtig nicht vor. 
Zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung lassen sich aus der Zu-
ständigkeit des LBV als Verkehrsoberbehörde des Landes Brandenburg keine 
konkreten Hinweise und Forderungen ableiten. 
 
Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund anderer Vor-
schriften bestehende Verpflichtung zum Einholen von Genehmigungen, Bewilli-
gungen oder Zustimmungen unberührt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
Borchardt 
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FORMBLATT  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren  

und vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 BauGB) 
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

Belang  Immissionsschutz 

Vorhaben 
Bebauungsplan KLM-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte"  
Gemeinde Kleinmachnow, LK PM 

Ansprechpartner*In: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

Aktenzeichen: 
(intern) 

Maik Gruber 
T26 
033201 442 550    
TOEB@LfU.Brandenburg.de 
Stn. 154/23 T26 

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

 

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Fachliche Stellungnahme 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 
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1. Sachstand 
Antragsgegenstand ist der Bebauungsplan (B-Plan) Nr. KLM-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte" der 
Gemeinde Kleinmachnow. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst die Flurstücke 517/3, 517/5, 518, 520, 1185, 1186, 
1187, 1188 und 1189 der Flur 12 in der Gemarkung Kleinmachnow mit einer Flächengröße von ca. 
2,69 ha. 
Das Aufstellungsverfahren soll im Regelverfahren nach § 8 BauGB1 erfolgen. Ziel der Aufstellung ist 
die Sicherung bzw. Erweiterung der bestehenden Nutzungen im Plangebiet. Dies betrifft konkret: 
• die Neuordnung und Erweiterung der Feuerwache auf den bisher vom Zweckverband Bauhof 
   genutzten Flächen, 
• die Sanierung und Umnutzung eines ehemaligen Kirchengebäudes sowie 
• die Sicherung einer bestehenden Kindertagesstätte und vorhandener Waldflächen inkl. eines 
   unbefestigten Waldweges. 
Zu diesem Zweck sollen eine Fläche für Gemeinbedarf und Waldflächen ausgewiesen werden.  
 
2. Stellungnahme 
Rechtsgrundlage 
Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)2 sind bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich vermieden werden. Mögliche 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG können Lärm, Staub, Gerüche, 
Luftschadstoffe, elektromagnetische Felder, Licht etc. darstellen. Hinsichtlich des Lärms maßgeblich 
sind die Orientierungswerte des Beiblatts 1 der DIN 18005, Teil 1, bei einwirkendem Anlagenlärm die 
Richtwerte der Nr. 6.1 der TA Lärm3. Bei der Errichtung baulicher Anlagen entstehender Lärm ist 
entsprechend der Vorgaben der AVV Baulärm4 zu beurteilen, die Bewertung von 
Staubbeeinträchtigungen, Gerüchen und einwirkenden Luftschadstoffen erfolgt anhand der TA Luft5. 
Mögliche Beeinträchtigungen durch Lichtimmissionen werden anhand der Lichtleitlinie6 ermittelt. 
Erschütterungen werden gemäß der Erschütterungsleitlinie7 beurteilt. Hinsichtlich der 
elektromagnetischen Felder und deren Störwirkung liegt die Zuständigkeit beim Landesamt für 
Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit (LAVG). 
Planumfeld 
Das Plangebiet liegt im zentralen Bereich der Gemeinde Kleinmachnow und ist derzeit z. T. bebaut 

                                                           
1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 
2 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) vom 15.03.1974, Neugefasst durch Bek. v. 17.5.2013 I 
3 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl Nr. 26/1998 S. 503), zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 
01.06.2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 
4 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 19. August 1970 (Beilage 
zum BAnz Nr. 160 vom 1. September 1970) 
5 Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes–Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der 
Luft – TA Luft) Vom 24. Juli 2002, GMBl.  2002, Heft 25 –  29, S.  511 –  60, neu gefasst am 18.08.2021 (GMBl Nr. 48-
54/2021 S. 1050ff) 
6 Leitlinie des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg zur Messung und 
Beurteilung von Lichtimmissionen (Licht-Leitlinie) vom 16. April 2014, Amtsblatt 21_14 (S. 691-704) 
7 Leitlinie zur Messung, Beurteilung und Verminderung von Erschütterungsimmissionen (Erschütterungs-Leitlinie) Erlass des 
Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz vom 17. Mai 2005, AfB Nr. 23/2005 
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sowie teilweise von Waldflächen bedeckt. Das Planumfeld kann wie folgt beschrieben werden: im 
Norden grenzt ein allgemeines Wohngebiet an, im Osten die Straße „Jägerstieg“ mit anschließender 
Wohnbebauung bzw. Waldflächen, im Süden die Bebauung eines allgemeinen Wohngebiets und im 
Westen Waldflächen. 
Der Planungsgrundsatz des § 50 BImSchG wird erfüllt. 
Schutzanspruch 
Der Fläche für Gemeinbedarf wird in Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1 kein konkreter Schutzanspruch 
zugewiesen, anhand der konkret geplanten bzw. bereits umgesetzten Nutzungen ist innerhalb des 
vorgegebenen Rahmens ein konkreter Orientierungswert zuzuordnen. Im vorliegenden Fall halte ich für 
die Feuerwehrflächen einen Orientierungswert von 60 dB(A) tags und nachts, für die restlichen Flächen 
einen Orientierungswert von 55 dB(A) tags. Die v. g. Werte ergeben sich aus folgenden Sachverhalten: 
die Nutzung der Feuerwehrflächen ist tagsüber und in der Nacht identisch, daher ergibt sich kein 
Grund für eine nächtliche Absenkung. Sowohl bei der KiTa- als auch der angedachten 
Museumsnutzung gehe ich von einer Nutzung nur im Tagzeitraum aus, so dass Orientierungswerte für 
die Nacht nicht erforderlich sind. 
Immissionssituation 
Vom Plangebiet gehen bei üblicher Nutzung Emissionen aus, die grundsätzlich geeignet wären, in 
angrenzenden schutzwürdigen Gebieten zu Überschreitungen von Grenz-, Richt- oder 
Orientierungswerten zu führen.  
Insbesondere die Nutzung des Feuerwehrstandorts ist dabei geeignet, zu Überschreitungen von v. g. 
Werten in angrenzenden schutzwürdigen Gebieten zu führen. Den Unterlagen ist zu entnehmen, dass 
entsprechende Gutachten beauftragt werden bzw. wurden. Erst nach Vorlage der Gutachten kann eine 
Beurteilung der immissionsschutzrechtlichen Situation erfolgen. 
In einem relevanten Abstand zum Plangebiet befinden sich keine mir bekannten Anlagen, welche der 
12. BImSchV8 unterliegen. Weitergehende Angaben zum Thema Störfall erübrigen sich somit. 
 
3. Fazit 
Eine abschließende Prüfung des Vorhabens hinsichtlich der hier zu vertretenden Belange des 
Immissionsschutzes kann erst nach Vorlage der angekündigten Gutachten erfolgen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 
mitzuteilen. Weiterhin wird um eine Anzeige zum Inkrafttreten des Planes bzw. die Erteilung der 
Genehmigung gebeten. 

 
 
 
Dieses Dokument wurde am 10.08.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
 
 

                                                           
8 Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung - 12. BImSchV) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483), zuletzt geändert durch Artikel 107 der Verordnung vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 



 

Besucheranschrift: Hauptsitz: 
Von-Schön-Straße 7 03050 Cottbus            Tel: +49 0355 4991-1035             Fax: +49 0331 27548-3308 Seeburger Chaussee 2 

14476 Potsdam 
OT Groß Glienicke 

 

 

  LAND BRANDENBURG Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

 
 
Landesamt für Umwelt 
P o s t f a c h   6 0  1 0  6 1   |   1 4 4 1 0  P o t s d a m  

 

 

Rathaus Kleinmachnow  
Postfach 1108  
14533 Kleinmachnow 

 Bearb.: Frau Andrea Barenz 
Gesch-Z.: LFU-TOEB-
3700/609+46#292940/2023 
Hausruf: +49 355 4991-1332 
Fax: +49 331 27548-2659 
Internet:  www.lfu.brandenburg.de 
Andrea.Barenz@LfU.Brandenburg.de 

Cottbus, 11.08.2023  

Bebauungsplan KLM-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte"  Gemeinde Kleinmach-
now, LK PM 
Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 
 
Eingereichte Unterlagen: 
 - Anschreiben vom 11.07.2023 
 - Begründung  
 - Lageplan  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 
Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Was-
serwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes ge-
mäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt 
(LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung wird für die 
weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beiliegende 
Stellungnahme der Fachabteilung Immissionsschutz übergeben.  
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Landesamt für Umwelt 
 Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

Der Fachbereich Wasserwirtschaft zeigt keine Betroffenheit an. Die Belange zum 
Naturschutz obliegen der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Potsdam-
Mittelmark. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
Andrea Barenz 
 
Dieses Dokument wurde am 11.08.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 
gültig. 
 

 
Anlage  







LAND BRANDENBURG

Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum
Ortsteil Wünsdorf [ Wünsdorfer Platz 4-5 |

Gemsind? :<'?:;;:-;... "ic;w:*;1/

Gemeindevemaltung Kleinma ngj«
FD Stadtplanung/Bauordnung
Postfach 1108 BBM
14533 Kleinmachnow

Personal

EiNG/.MG:

16, AUG. 2023

.. WL
F/B/L

B/W

I.X
R/S/0

f BÜBÜ
i

i S/K/S

Brandenburgisches Landesamt
für Denkmalpflege und
Archäologisches Landesmuseum

Abt. Bau- und Kunstdenkmalpflege
Dezernat Praktische Denkmalpflege

Referat Baudenkmalpflege

Bearbeiten Sven Jeschke

Telefonzentrale: 033702/2111200
Durchwahl; 033702/2111283
Telefax: 033702/2111202
E-mail: sven. ieschke@bldam-brandenburo. de

Internet: www.bldam-brandenburg.de

Ihr Zeichen:

04.08.2023

Unser Zeichen

denkmalfachliche Stellunanahme zum Bauvorhaben:

Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte"

lhr3chreibenvom11. 07. 2023

Ver^'ehf/

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches
Landesmuseum (BLDAM), Abteilung Denkmalpflege, nimmt als Träger öffentli-
eher Belange gemäß § 17 Abs. 4 des Gesetzes über den Schutz und die
Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) vom 24. 05. 2004 als
zuständige Denkmalfachbehörde wie folgt Stellung:

1. Im Bereich der vorliegenden Planung sind aktuell folgende Baudenkmale im
Sinne des BbgDSchG bekannt.:

09190832, Gemeindehaus, Jägersteig 2, Kleinmachnow

Folgende Belange sind in der Planung zu berücksichtigen:

Es ist sicherzustellen, dass die Denkmale und deren Umgebung durch das
Vorhaben in ihrer Wirkung und Substanz nicht beeinträchtigt werden. Eine Be-
teiligung der zuständigen Denkmalbehörden im Weiteren Baugenehmigungs-
und Bauausführungsprozess ist aus diesem Grund dringend notwendig. Es
sind dringende Detailabstimmungen zu den im B-Plan vorgesehenen Um- und
Anbauten an das geschützte Objekt sowie in dessen Umgebungsschutzbe-
reich vorzusehen.

ft- (^ ho^
S^-^k.

O^'.»^ 2
L^

^-^ ^i^Jk
^ %^<? ?9g. C7

Brandenburg isches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum
Ortsteil Wünsdorf . Wünsdorfer Platz 4-5 . D-15806 Zossen

Telefon: 03 37 02/21112 00 . Telefax: 03 37 02 (21112 02



Die Neubebauung des Lagergebäudes im westlichen Bereich des Grund-
Stücks Jägersteig 2 ist im Detail abzustimmen. Die Breite des "Depotgebäu-
des" ist in etwa auf die Breite des Saalanbaus festzulegen. Mögliche Dachde-
ckungsarten sowie 3achinstallationen vv'e PV-Anlagen sind innerhaib von
notwendiger; Detaiiplanungen darzuste';en und abzust;mmen.

Die konkreten Baumaßnahmen am Denkma; sowie auf dessen Grundstück

(Außenanlagen) sind innerhalb notwendiger Gene'wgungsverfahren mit den
zuständigen Denkrralbehörden abzustimmen.

Durch die direkte Nähe zum Denkmal Jägersteig 2 (Umgebungsschutz) ist zu-
dem architektonische Gestaltung der neuen Feuerwache (Höhe, Kubatur, Ma-
terialität), innerhalb eines notwendigen Baugenehr^gungsverfahrens, mit den
zuständigen Denkmalbehörden abzustimmen.

1. Hinweis
Wir möchten Sie darauf aufmerksam machen, dass die Denkmailiste des Lan-

des Brandenburg fotgeschrieben wird,

2. Hinweis

Da bei dem Vorhaben Belange der Bodendenkmalpflege berührt sein können,
erhalten Sie aus unserem Haus eine weitere Stellungnahme.

Mit freundlichen Grüßen

im Auftrag

Seite 2

'^M
Haiko Türk

Dezernatsleiter Praktische Denkmalpflege

Verteiler;

untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises

BLDAM, Dezernat Bodendenkmalpflege

Brandenburgiscbes Landesamt für Denkmalpfiege und Archäologisches Landesmuseum
Wünsdorfer Platz 4-5 . D-15838 Zossen (Ortsteil Wünsdorf)
Telefon; :S 37 02(2111200'Telefax; 03 37 02, 21112 C2
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Oberförsterei Potsdam

Bearb. : Holger Hendtke
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Fax: +49 331 275484350
Obf.Potsdam@LFB.Brandenburg.de

www.forst. brandenburg.de
www.forstwirtschaft-in-deutschland. de

Potsdam, 08. 08. 2023

Bebauungsplan - KLM-BP-002-i "Eiger^lein^iedlung Mitte" Kleinmachnow
Frühzeitige Beteiligung der Behörden (jemäß § 4 Abs. 1 BauGB
Forstrechtliche Stellungnahme

FachbCTeic i ;_Rrtü<=1
Verreh'/
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Nr: 3% l5. AUG, Z023 -^--j
RÜ 'A(/]Qf, '|: »8LSehr geehrter Herr Ernsting,

B" AUagc: (|ig"a| Begisliatur
vielen Dank für die Beteiligung am o. g. Planvorhaben der Gemeinde.

Anbei übersenden wir Ihnen unsere Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung£?^-i^'/T- ?7"^ /^
zum Bebauungsplanverfahren.

^

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Holger Hendtke
Leiter Oberförsterei Potsdam

Dieses Dokument wurde am 08. 08. 2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift

gültig.

Anlage:
Formblatt mit Stellungahme

Dienst ebäude

Heinrich-Mann-Allee 93a 14478 Potsdam

Telefon

(0331)879189

Fax

(0331)275484350



Formblatt

Landesbetrieb Forst Brandenburg
Untere Forstbehörde
Oberföisterei Potsdam
Heinrich-Mann-Allee 93 a
14478 Potsdam

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs für die
Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB)

Vorbemerkung

Nach § 4 Absatz 1 BauGB haben sich die Träger öffentlicher Belange gegenüber der Gemeinde über den nach ihrer
Auffassung erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Ihre Äußerung wird die
Gemeinde in die Entscheidung nach § 2 Absatz 4 Satz 2 BauGB einbeziehen.

Soweit nach Ihrer Auffassung die Verwirklichung der beabsichtigten Planung wegen nicht durch Abwägung oderdurch
die Erteilung von Ausnahmen/Befreiungen überwindbarer rechtlicher Vorgaben nicht möglich sein wird, bitten wir um
entsprechende Hinweise unter Nennung der Rechtsgrundlagen..

Umwelt(verträglichkeits)prüfungen sind auf mehreren Ebenen erforderlich und sollen aufeinander aufbauen.
Untersuchungen, die sachgerecht erst bei der Vorhabengenehmigung durchgeführt werden können, sind im
Rahmen der Bauleitplanung verfrüht. Wir bitten daher um Hinweise zur sachgerechten Aufteilung des nach
Ihrer Auffassung insgesamt erforderlichen Untersuchungsumfangs.

Nach § 4 Absatz 2 BauGB haben die Träger öffentlicher Belange vorliegende Informationen, die für die Ermittlung und
Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, der Gemeinde zur Verfügung zu stellen. Wir bitten um
Mitteilung, welche entsprechenden Informationen bei Ihnen vorliegen.

Die Gemeinde hat im Umweltbericht die Maßnahmen anzugeben, dis sie zur Überwachung erheblicher Auswirkungen
der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt beabsichtigt. Sie nutzt dabei nach § 4c BauGB die Informationen
der Behörden nach § 4 Absatz 3 BauGB. Wir bitten um Vorschläge für geeignete Uberwachungsmaßnahmen und
Mitteilung, welche Überwachungssysteme bei Ihnen bereits bestehen.

Leerzeilen bitte ausfüllen, Zutreffendes ankreuzen S

Gesch. Z. ; LFB 15.03-7026-31/14/23/KLM



Stadt/Gemeinde/Verbandsgemeinde/Amt: Kleinmachnow

D Flächennutzungsplan

S Bebauungsplan

KLM-BP-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte-

D vorhabenbezogener Bebauungsplan

0 sonstige Satzung

Anlagen:

D Informationen über allgemeine Ziele und Zwecke der Planung und sich wesentlich unterscheidende Lösungen

n Vorentwurf (soweit bereits vorhanden)

Gesch. Z. : LFB 15. 03-7026-31/14/23/KLM



Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange

Landesbetrieb Forst Brandenburg
Untere Forstbehärde
Oberfärsterei Potsdam
Heinrich-Mann-Allee 93 a
14478 Potsdam

D Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung

1. Einwendungen

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,
Befreiung O. A. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können (bitte alle drei Rubriken
ausfüllen)

a) Einwendungen:

b) Rechtsgrundlagen:

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung (z. B. Ausnahme
von Befreiungen):

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen:

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung:

3. Hinweise für Uberwachungsmaßnahmen

a) Mögliche Uberwachungsmaßnahmen zur Festlegung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen:

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Uberwachungssysteme:

4. Weitergehende Hinweise:

D Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe
des Sachstandes und des Zeitrahmens:

S Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu
dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanverfahrens KLM-BP-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte" befindet sich eine
Waldfläche, welche Bestandteil eines wichtigen übergeordneten Grünzugs (Bannwald) darstellt.
Gemäß den übergebenen Unterlagen soll die Waldfläche im Geltungsbereich des Bebauungsplans als solche erhalten
und gesichert werden. Die Schutz- und Erholungsfunktion dieser Waldfläche als Grünzug in Mitten der Ortslage

Gesch. Z. : LFB 15.03-7026-31/14/23/KLM



Kleinmachnow ist von wesentlicher Bedeutung. Derzeitig erfolgt die Prüfung und ggt Ausweisung von Waldfunktionen

gemäß der Waldfunktionenkartierung des Landes Brandenburg im Planungsgebiet, Das Ergebnis wird Ihnen im
weiteren Verfahren mitgeteilt.

Auf Grund de'- beabsichtigten Festsetzung der überplanten Waldfläche als solche im Bebauungsplan bestehen aus
forstrechtlicher Sich; keine Einwände.

? 0 . . 3 ^' ̂ /
Datum, Unterschrift

Gesch. Z. : LFB 15.03-7026-31/14/23/KLM







Vorgang

-istück

Gemarkung

Flur

Flurstücke

Verkpt

.
_!_

Nr:

2 5. AUG, 202
-i . v/l
5 '. A.,

F.V :&gtitro tLii

Landkreis dam-yittelmark . Postfach 1138 . 14801 Bad Belzig
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Gemeindeyerwaltünci Kleinmafchno
Bauamt
Frau Trommer

Adolf-Grimme-Ring 10
14532 Kleinmachnow

Ihr Antrag aufAltlastenauskunftvom 07. 08. 2023
Kleinmachnow, JägerstiegZ, 2a, Am Bannwald 1

Kleinmachnow
12
1186 1187 1188 518 520

Sehr geehrte Frau Trommer,

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Der Landrat
Untere Bodenschutzbehörde
Fachbereich 4 - Recht, Bauen, Umwelt,
Kataster und Vermessung
Fachdienst 46 - Umwelt

Frau Vetter

Besucheradresse (keine Postanschrift!):
Am Teltowkanal 7; 14513 Teltow
Tel. 03328 318-377; Fax 03328 318-583
mobil 0171-7862923
kristin. vetter@potsdam-mittelmark. de

Unser Zeichen 3136^23-84 ^
Datum

A
£2-08-2023'

1a
[ ..---^
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die Flurstücke sind nicht im Altlastenkataster des Landkreises Potsdam-Mittelmark
registriert.

Hinweise
Das Altlastenkataster erfasst altlastenverdächtige Flächen, Altlasten, sanierte Altlasten
sowie Verdachtsflächen, stoffliche schädliche Bodenveränderungen und sanierte
stoffliche schädliche Bodenveränderungen.

Nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz sind Altlasten stillgelegte
Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grundstücke, auf denen Abfälle behandelt,
gelagert oder abgelagert worden sind (Altablagerungen) sowie Grundstücke stillgelegter
Anlagen und sonstige Grundstücke, auf denen mit umweltgefährdenden Stoffen
umgegangen worden ist (Altstandorte), durch die schädliche Bodenveranderungen oder
sonstige öefahren für den einzelnen oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden.

Aus der voranstehenden Feststellung ist jedoch nicht zwangsläufig abzuleiten, dass auf
der betreffenden Fläche keine Altlasten vorhanden sind.

Eine abschließende Aussage zu eventuell vorhandenen Boden- und/oder
Grundwasserverunreinigungen lässtsich nur durch entsprechende Untersuchungen
treffen. Untersuchungen sind sinnvoll, wenn sich aus der Nutzungshistorie Anzeichen für
den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen oder Anzeichen für illegale
Abfallablagerungen ergeben.

Diesbezügliche konkrete Informationen liegen der Unteren Bodenschutzbehörde für
die angefragten Flurstücke bislang nicht vor.

Postanschrift
Landkreis Potsdam-Mittelmark
Niemöllerstraße 1
14806 Bad Belzig

Tel. : (033841)-910
Fax: (033841)-91444
E-MaiI: info@potsdam-mittelmark.de
Internet: www. potsdam-mittelmark. de

Bank MBS Potsdam
BLZ 16050000
Konto-Nr. 3502221323
BIG WELADED1PMB
IBAN DE93160500003502221323
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Ein Anspruch auf Vollständigkeit besteht nicht, da das Kataster der laufenden
Fortschreibung unterliegt.

Es besteht eine Anzeigepflicht von konkreten Anhaltspunkten für das Vorliegen einer
schädlichen Bodenveranderung oder Altlast (Fremdbestandteile im Boden, auffälliger
Geruch oder Verfärbungen des Bodens, Untersuchungsergebnisse etc. ).

Freundliche Grüße
im Auftrag

Vetter
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Landkreis Potsdam-Mittelmark
Der Landrat

Landkreis Potsdam-Mittelmark . Postfach 1138 . 14801 Bad Belzig

BBM

Vorab per Mail
Behoerdenbeteili un
Gemeinde Kleinmachn w
Der Bürgermeister
Adolf-Grimme-Ring 10
14532 Kleinmachnow

Personal

F/B/L

Gemeinde K.leinrri.ac

m c now. e

EINGANG:
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GV

Dienststelle: Fachbereich 4
Recht, Bauen, Umwelt, Kataster u. Vermessung
Fachdienst Öffentliches Recht, Kommunalaufsicht,

-Deukmalschutz
" /Potsdamer Straße 18a, 14513 Teltow

yskunft erteilt:

FlraLf'Därn

T^le^op Durchwahl) Telefax
Ota^-S'W-541 03328318-559
Ej-nflail ToeB@Potsdam-Mittelmark. de

Ajkte'rfzel^hen
02829-23-60

Datum

14. 08. 2023

Vorhaben

Gemarkung
Flur

Flurstück

Stellungnahme des Landkreises Potsdam-Mittelmark als Träger öffentlicher Belange gem. § 4
Abs. 1 BauGB zu dem Vorentwurf des Bebauungsplanes KLWI-BP-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte"
der Gemeinde Kleinmachnow

^Wochbe'"ch6a^'»0^
_ü.-.-n, ;- ^ . Verbau/ n", "".

r.^~. -- B- L. <;^_"~~" ^"'"eindc
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Grundstück Kleinmachnow, ~

,,2,^ ^ AUS, 2023
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Sehr geehrte Damen und Herren,
sv

^fage;
ci'gi'to)

FßL

??üS;sfrarur
^<K^.

ü^^l^.
mit Ihrem Schreiben vom 1 1. 07. 2023 bitten Sie um Stellungnahme des Landkreises o sdam-Mittelmark als
Träger öffentlicher Belange zu dem Vorentwurf des Bebauungsplanes KLM-BP-002-i "Eigenherdsiedlung Mit-
te" der Gemeinde Kleinmachnow.

Folgende Fachdienste des Landkreises Potsdam-Mittelmark wurden beteiligt und geben nachstehende Ein-
Wendungen aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in
der Abwägung nicht überwunden werden können, Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit sowie allgemei-
ne Hinweise.

Diese Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange entspricht keiner vollum-
fanglichen rechtsaufsichtlichen Prüfung.

. Fachdienst Umwelt

Untere Wasserbehörde

Dem Vorentwurfzum Bebauungsplan kann seitens der unteren Wasserbehörde zugestimmt werden, wenn die
Anregung beachtet wird:

Das Vorhaben befindet sich

a) außerhalb von festgesetzten, vorläufig sichergestellten oder fachbehördlich geplanten Wasserschutz-
gebieten und

b) entsprechend § 74 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) außerhalb eines Gebietes in dem ein
Hochwasser mit einem Wiederkehrintervall von 100 Jahren (Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlich-
keit zu erwarten ist h ://www. mlul. brandenbur . de/cms/detail. h /bb1. e. 337841. de

Postanschrift Tel. : (033841)-910
Landkreis Potsdam-Mittelmark Fax: (033841)-?1218
Postfach 1138 E-Mail: info@potsdam-mittelmark. de
14801 Bad Belzig Internet: www.potsdam-mittelmark. de

Cnmf-^-nit-nn. ninnft-in B fln .linn » .f'» 00 -(C nft l 1t-.

Bank MBS Potsdam
BLZ 160 500 00
Konto-Nr. 3502221323
BIG WELADED1PMB
IBAN DE93160500003502221323
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Anregungen

a) Erschließung

keine Anregungen

b) Niederschlagswasserbeseitigung

Festlegungen zur Beseitigung des Niederschlagswassers wurden im Rahmen des aufzustellenden Bebau-
ungsplans nicht getroffen. Die Beseitigung des Niederschlagswassers ist schon im Bebauungsplan zu regeln,
Die Bewertung kann erst erfolgen, wenn standortkonkrete Untersuchungen zum Grundwasserstand und zu
den Bodeneigenschaften getroffen werden. Diese Untersuchungen und die Ergebnisse der Altlastuntersu-
chung sind zusammen zu führen, um eine gute fachliche Bewertung zur Niederschlagswasserversickerung zu
erhalten.

Niederschlagswasser ist gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 WHG dem Begriff Abwasser zuzuordnen.

Gemäß § 56 WHG i. V. m. § 66 BbgWG ist die Gemeinde/Stadt zur Beseitigung des Abwassers (Schmutz-
wasser und Niederschlagswasser) verpflichtet. Abweichungen bzgl. der Verpflichtung zur Beseitigung des
Niederschlagswassers können sich gemäß § 66 Abs. 2 Nr. 1 i. V. § 54 Abs. 4 BbgWG ergeben.

Hinweis:

Geplante Festsetzungen zurVersickerungspflicht müssen gemäß dem gemeinsamen Rundschreiben des
Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft und des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz vom 11. Oktober 2011 (ABI. /11, [Nr. 46], S. 2035) zur "Berücksichtigung dezentraler Lösungen zur
Niederschlagsentwässerung bei der Bebauungsplanung" erfolgen.

Demnach ist für die Festlegung der Versickerungspflicht die Versickerungsfähigkeit des betroffenen Grund-
Stücks im Rahmen der Bebauungsplanung nachzuweisen. Weitere Informationen des MLUK zum Thema Nie-
derschlagswasser:
htt s://mluk. brandenbur . de/mluk/de/start/umwelt/wasser/wassermen enbewirtschaftun /niederschla swasse
rl

Vor dem Festsetzen bestimmter Maßnahmen ist die Versickerungsfähigkeit des Grundstücks durch den Pla-
nungsträger nachzuweisen.

Hinweis

Die Versiegelung der Flächen ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.

Untere Abfallwirtschaftsbehörde

die Stellungnahme der UAWB ist positiv. Abfallrechtliche Belange stehen dem Vorentwurfzum Bebauungs-
plans "Eigenherdsiedlung Mitte" gegenwärtig nicht entgegen.

1. Einwendungen

a) Einwendungen.

Die UAWB hat keine fachlichen Einwendungen zum geplanten Vorhaben.

b) Rechtsgrundlage:

. Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung
von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. 02.2012 (BGBI. l S. 212). Zuletzt geändert
durch Art. 20 des Gesetzes v. 10. 08. 2021 (BGBI. l S. 3436)

. Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau-
und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung - GewAbfV) vom 18. April 2017 (BGBI. l S. 896), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung vom 9. Juli 2021 (BGBI. l S. 2598)
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. Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG) vom 06. 06. 1997. Zuletzt geändert
durch Art. 2 Absatz 7 des Gesetzes vom 25. 01. 2016 (GVBI. 1/16, [Nr. 5]).

. Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische
Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 (BGBI. l S. 2598), die durch
Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2023 (BGBI. 2023 l Nr. 186) geändert worden ist"

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung (Z. B. Ausnah-
men oder Befreiungen):

Nicht erforderlich.

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

Keine Hinweise.

3. Hinweise für Uberwachungsmaßnahmen

Keine Hinweise.

4. Weitergehende Hinweise

1.
Abfälle, die im Rahmen von Baumaßnahmen anfallen, sind gemäß §§ 7 ff. des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
(KrWG), getrennt zu halten und einer stofflichen oder energetischen Verwertung zuzuführen, soweit dies tech-
nisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. Auch anfallender Bodenaushub, der nicht vor Ort wiederver-
wendet wird, ist Abfall im Sinne dieses Gesetzes und zu entsorgen.

Anfallender Bodenaushub, der nicht vor Ort wiederverwendet wird, ist vor der Entsorgung auf Schadstoffe zu
untersuchen Die Probenahme und Analytik hat nach den Vorgaben der PN 98 in Verbindung mit den Anforde-
rungen gemäß Abschnitt 3, Unterabschnitt 2 (§ 14 fQ Ersatzbaustofft/ einzuhalten. Hierfür dürfen ausschließ-
lich akkreditierte Labore beauftragt werden.

Die gesetzliche Pflicht zur Abfalltrennung entsprechend § 9 KrWG gebietet einen qualifizierten und kontrollier-
ten Umgang mit Abfallen. Eine Vermischung unterschiedlicher Abfallarten ist unzulässig. Baustellen sind da-
her so einzurichten, dass u. a. nicht verwendete Baustoffe, Bauschutt, Bodenaushub, Glas, Kunststoffe, Me-
talle, Holz sowie Papier und Pappe getrennt erfasst werden. Zur Erfüllung der Getrennthaltungspflicht sind in
ausreichendem Maße Sammelbehälter bereitzuhalten.

Nicht verwertbare Abfalle sind gemäß § 15 KrWG gemeinwohlverträglich zu beseitigen. Für die Entsorgung
(Verwertung oder Beseitigung) sind ausschließlich dafür zugelassene und geeignete Unternehmen heranzu-
ziehen. Die Verantwortung obliegt dem Bauherrn.

Entsorgungsbelege wie Rechnungen, Wiegescheine, Übernahmescheine, etc. sind aufzubewahren (Doku-
mentation) und bei der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde auf Verlangen einzureichen.

2.
Im Zuge von Abbruch-/Rückbauarbeiten anfallende mineralische Abfälle (Bodenmaterial, Baggergut, Bau-
schult etc. ) sind vor der Entsorgung auf Schadstoffe zu untersuchen. Die Probenahme ÜB max. 500 ma) und
Analytik hat nach den Vorgaben der Mitteilung 32, PN 98' (LAGA PN98 - Richtlinie für das Vorgehen bei phy-
sikalischen, chemischen und biologischen Untersuchungen im Zusammenhang mit derVerwer-
tung/Beseitigung von Abfällen) in Verbindung mit dem Parameterumfang gem. Anlage V, Tabelle 1 (Mindest-
untersuchungsumfang) des Erlasses zur Neufassung der "Vollzugshinweise zur Zuordnung von Abfällen zu
den Abfallarten eines Spiegeleintrages in derAbfallverzeichnis-Verordnung" vom 1. März 2023 abzustellen.
Eine Zuordnung von Materialklasse nach Anlage 1, Tabelle 3 und 4 ErsatzbaustoffV ist nur wirksam, wenn die
Schwellenwerte in Anlage IV, Tabelle 4 im Eriass zur Neufassung der "Vollzugshinweise zur Zuordnung von
Abfällen zu den Abfallarten eines Spiegeleintrages in der Abfallverzeichnis-Verordnung" vom 1. März 2023 für
"nicht gefährlicher Abfall" eingehalten werden.

1Quelle: https://www. laga-online. de/documents/m-32_pn98_red-aend_2019_mai_1562758999. pdf
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Anfallender Ober-/Mutterboden ist, soweit er keine Kontaminationen aufweist, kein Abfall im Sinne des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes (KrWG). Dieser Boden ist gesondert abzutragen, in nutzbarem Zustand zu erhalten
und, wenn die Möglichkeit besteht, entsprechend wiederzuverwenden. Soweit sich ein Verdacht auf Kontami-
nationen des Bodenmaterials oder ein Wille zur Entledigung ergibt, ist ebenfalls eine chemische Analytik ent-
sprechend des Erlasses zur Neufassung der "Vollzugshinweise zur Zuordnung von Abfallen zu den Abfallarten
eines Spiegeleintrages in derAbfallverzeichnis-Verordnung" vom 1. März 2023 notwendig. Der Entsorgungs-
weg ist mit der UAWB abzustimmen.

Wichtig: Je nach Betriebsgenehmigung (bspw. nach BlmschG, BauR, Bergrecht, DepV) gelten unterschiedli-
ehe Regelungen bei der Annahme von mineralischen Abfällen. Vor einer geplanten Verwertung oder Entsor-
gung sind die Vorgaben der Annahmestelle einzuholen. Je nach Betriebsgenehmigung sind die zulässigen
Annahmegrenzwerten und Abfallschlüsselnummem nach Abfallverzeichnisverordnung (AW) der Anlagenbe-
treiber zu beproben und einzuhalten. Die genehmigten Abfalle mit AW-NR und gültigen Parameter sind vor-
her bei der UAWB vorzulegen. Entsprechend der Genehmigung kann nach LAGA TR M 20 Bauschutt/Boden
verwertet werden. Hier gelten weiterhin die Schwellenwerte der Anlage IV Tabelle 4 der Vollzugshinweise zur
Zuordnung von Abfällen zu den Abfallarten eines Spiegeleintrages in der Abfallverzeichnis-Verordnung vom 2.
Juli 2020.

Die Analysenergebnisse inkl. Probenahmenprotokolle sind der UAWB unaufgefordert vorzulegen. Deklarati-
onsbestimmend ist diejenige der Mischproben, welche die höhere Schadstoffbelastung aufweist. Entspre-
chend der Deklarationen ist der tatsächliche Entsorgungsweg der Materialien zu bestimmen und mit der
UAWB abzustimmen.

Bei fehlenden oder nicht eindeutigen Unterlagen kann ein Abtransport und die Entsorgung des Aushubes vom
Bauvorhaben verwehrt werden. Der Aushub und gleichzeitige Abtransport erfolgt nach schriftlicher Freigabe
der UAWB.

Hinsichtlich der Entsorgung ggf. anfallender efährlicher Abfalle gilt:

Die Entsorgung regelt sich nach den §§ 48 ff KrWG. Gefährliche Abfälle zur Beseitigung unterliegen gemäß §
3 der Sonderabfallentsorgungsverordnung des Landes Brandenburg (SAbfEV) der Andienungspflicht. Für die
Andienung ist folgende Einrichtung zuständig:

- Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH (SBB), Großbeerenstraße 231,
14480 Potsdam, Tel. 0331 27930, www.sbb-mbh. de

Gefährliche Abfalle gemäß Abfallverzeichnisverordnung sind im förmlichen Nachweisverfahren nach § 50
KrWG i. V. mit §§ 2 ff der Nachweisverordnung einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. Dazu bedarf
es ab einem Gesamtanfall von 2.000 kg (Kleinmengen), bezogen auf alle als gefährlich eingestuften Abfall-
Schlüssel, die an allen Standorten und in einem Jahr anfallen, zwingend einer Erzeugernummer. Diese kann
bei der SBB unter

htt s://www. sbb-mbh. de/de/auf aben-der-sbb/identnummern/erzeu ernummer/

beantragt werden. Das elektronische Nachweisverfahren ist für die Entsorgung efahrlicher Abfälle gesetzlich
vorgeschrieben. Weitergehende Hinweise zum elektronischen Nachweisverfahren finden Sie unter

https://www.sbb-mbh.de/fileadmin/media/publikationen/merkblaetter/merkb]att_signatur_2012.pdf
Bei einem Anfall von mehr als 2.000 kg an efährlichen Abfällen liegt die Zuständigkeit der Überwachung
dieser Abfalle beim Landesamt für Umwelt (LfU).

4.
Bei Einbau sind die Materialwerte nach Anlage 1 der ErsatzbaustoffV i. V. m. den vor Ort zulässigen Einbauar-
ten nach Anlage 2 bzw. 3 der ErsatzbaustoffV anzuwenden. Der Bauherr bzw. Verwender soll bereits in der
Planung von Baumaßnahmen den Einsatz von mineralischen Ersatzbaustoffen prüfen (insb. Bestimmung der
Einbauvoraussetzungen: höchster zu erwartender Grundwasserstand, Hauptgruppe der Bodenart).

Es sind die die Anzeige-(§ 22 ErsatzbaustoffV), Getrenntsammlungs- (§ 24 ErsatzbaustoffV) und Dokumenta-
tionspflichten (§ 25 ErsatzbaustoffV) bei einem Einbau mineralischer Abfalle zu beachten.

Beim Einbau von Ober-/Mutterboden ist eine Freigabe der Unteren Bodenschutzbehörde einzuholen.
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5.
Bei Konkretisierung geplanter Bau-/Abbruchmaßnahmen ist die Untere Abfallwirtschaftsbehörde erneut zu
beteiligen.

6.
Die gesetzliche Pflicht zur Abfalltrennung gebietet einen qualifizierten und kontrollierten Umgang mit Abfällen.
Eine Vermischung unterschiedlicher Abfallarten ist unzulässig. Baustellen sind daher so einzurichten, dass u.
a. nicht verwendete Baustoffe, Bauschutt, Bodenaushub, Glas, Kunststoffe, Metalle, Holz sowie Papier und
Pappe getrennt erfasst werden. Zur Erfüllung der Getrennthaltungspflicht sind in ausreichendem Maße Sam-
melbehälter bereitzuhalten.

Folgende Pflichten sind in diesem Zusammenhang bei Bau- und Abbrucharbeiten (Gesamtabfallmenge>10
m') zu erfüllen (s. a. Informationen zur novellierten Gewerbeabfallverordnung des MLUL2):

Getrenntsammlungs- und Verwertungspflichten nach § 8 Abs. 1 Gewerbeabfall-verordnung (Ge-
wAbfV)
Dokumentationspflichten nach § 8 Abs. 3 GewAbfV
Vorbehandlungs-und Aufbereitungspflichten für Gemische nach § 9 Abs. 1 GewAbfV
Dokumentationspflichten für Gemische nach § 9 Abs. 6 GewAbfV

7.
Bei der Planung sind die Hinweise des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers3 entsprechend dem beige-
fügten Informationsblatt zu beachten.

Untere Bodenschutzbehörde

l. Einwendungen
keine

II. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts
keine

III. Hinweise für Uberwachungsmaßnahmen
keine

IV. Weitergehende Hinweise
Nach Prüfung des Altlastenkatasters vom Landkreis Potsdam-Mittelmark bestehen für den Geltungsbereich
des Bebauungsplanvorentwurfs keine Eintragungen von Altlastenverdachtsflächen/Altlasten.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanvorentwurfs befinden sich keine besonderen Böden (Landschaftsrah-
menplan vom Landkreis Potsdam-Mittelmark, Karte 8, Teilblatt Nordost).

Nach § 1a (2) BauGB gilt: Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden (Boden-
schutzklausel). Zur Verringerung der Flacheninanspruchnahme sind möglichst die Wiedernutzbarmachung
von Flächen, die Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen. Bodenversiege-
lungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen.

Gemäß § 202 BauGB ist der Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

Untere Naturschutzbehörde

Rechtserhebliche Hinweise

1) Daten, Naturschutzplanungen, Naturschutzmaßnahmen

2 Quelle: https://mluk. brandenburg. de/sixcms/media. php/9/informationen-Erzeuger-Besitzer-von-Bau-und-
Abbruchabfaellen.pdf

3 Quelle: htt s://www.a m-nieme k.de/ima es/APM 2020/PDFs/Freie Fahrt Muellfahrzeu e 05 2018. df
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Für den Geltungsbereich des Vorentwurfs des Bebauungsplans KLIVI-BP-002-i "Eigenherdsiedlung .Mitte" der
Gemeinde Kleinmachnow (im Folgenden: B-Plan) liegen bei der unteren Naturschutzbehörde keine natur-
schutzfachlichen Gutachten, Untersuchungen oder Bestandsdaten von Arten vor.

Die untere Naturschutzbehörde verfolgt darüber hinaus im Plangebiet gegenwärtig keine Naturschutzplanun-
gen und bereitet auch keine Naturschutzmaßnahmen vor.

2) EKIS-Eintrag

Für die Flurstücke 518, 520, 1185 und 1187 (tlw. ) der Flur 12 in der Gemarkung Kleinmachnow ist im EKIS-
Kartendienst des Landesamtes für Umwelt (im Folgenden: LfU) der Hinweis auf eine Kompensationsmaß-
nähme hinterlegt:

keine An abe 0561
PEP zum Plan "Gewerbe ebiet Dreilinden7KLM

Realkom ensation

naturnahe Wald estaltun
126032

Aktenzeichen der Zulassun sbehörde
Vorhabensbezeichnun
Art der Korn ensation
Bezeichnun der Korn ensation

Ob'ect-ID

Nähere Informationen sind beim LfU zu erfragen.

3) Umweltprüfung/Umweltbericht

Gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ist dem Bebauungsplan eine Begründung mit den Angaben nach § 2a BauGB [Be-
gründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht] beizufügen. Es bestehen keine Bedenken dagegen die
Umweltprüfung auf die IVIindestinhalte des Umweltberichts entsprechend der Anlage 1 zum BauGB zu be-
schränken.

4) Besonderer Artenschutz

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die Auswirkungen der Planung unter anderem auf Tiere und Pflanzen zu
ermitteln und zu bewerten. Diese spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist ein separater Bestandteil der
Begründung des Bebauungsplans.

Zwar verletzt noch nicht ein Bebauungsplan artenschutzrechtliche Verbote und es existiert keine Rechtspflicht,
nach der die planaufstellende Gemeinde diese Verbote bereits auf der Planebene abschließend zu lösen hät-
te. Aber sie muss vorausschauend prüfen, ob artenschutzrechtliche Hindernisse der Planumsetzung voraus-
sichtlich unüberwindbar entgegenstehen. Sie muss deshalb die Artenschutzbelange auf der Bebauungsplan-
Ebene angemessen und vollständig abarbeiten. Außerdem liegt in der Rechtsfolge des § 19 Abs. 1 Satz 2
BNatSchG eine aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans absehbare Schädigung von Artenund natür-
lichen Lebensräumen im Sinne des Umweltschadensgesetzes nur bei zuvor ermittelten nachteiligen Auswir-
kungen nicht vor, die von der zuständigen Naturschutzbehörde genehmigt wurden oder zulässig sind.

Die Prüfung, ob einem Planvorhaben artenschutzrechtliche Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ent-
gegenstehen, setzt eine ausreichende Ermittlung und Bestandsaufnahme der im Planbereich vorhandenen
Tier- und Pflanzenarten und ihrer Lebensräume voraus. Dies verpflichtet die planende Gemeinde zwar nicht,
ein lückenloses Arteninventar zu erstellen. Die Untersuchungstiefe hängt vielmehr maßgeblich von den natur-
räumlichen Gegebenheiten im Einzelfall ab. Dabei kommen als Erkenntnisquellen Bestandserfassungen vor
Ort und die Auswertung bereits vorhandener Erkenntnisse und Fachliteratur in Betracht, die sich wechselseitig
ergänzen können (vergl. Hessischer VGH, Urteil vom 20. März 2014 - 4 C 448/12. N).

Bei der Auswertung vorhandener Daten ist auf ihre Aktualität zu achten. Als Anhaltspunkt kann hier gelten,
dass die Daten - je nach Dynamik des Betrachtungsraums - zum Zeitpunkt der Planaufstellung in der Regel
nicht älter als fünf Jahre sein sollten (vgl. u. a. Plachter et ai. 20024). Wenn sich seit der Erhebung der Daten
die landschaftliche Situation und die Zusammensetzung der Biozönosen im Betrachtungsraum nicht oder nur

4 Plachter. H. : Bemotat. D. : Müssner, R. & RieKen, U, (2002): Enhwickiung und Festlegung von Metnodenstandaids im NatursctiutE. Schriftenreihe für Landschaftspflege und NatuRChutz. Hen 70
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wenig verändert hat (kein Nutzungs- oder Strukturwandel, keine wesentliche Veränderung von Standortbedin-
gungen), kann auch bei einem höheren Alter der Daten von deren Gültigkeit ausgegangen werden. Es sollte
jedoch eine qualitätssichernde Überprüfung (Plausibilitatsprüfung) durch den Artenfachgutachter vorgenöm-
men werden.

Dazu ist zunächst eine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung auf der Grundlage einer Erstbegehung, besser
noch einer Biotoptypen-Kartierung anzustellen, mit der fachlich gesichert ermittelt wird, für welche planungsre-
levanten Arten(gruppen) eine Betroffenheit entsprechend der einschlägigen Verbotstatbestände mit hinrei-
chender Sicherheit ausgeschlossen werden kann und mit welchen dieser Arten(gruppen) im Wirkungsraum
der Planung zu rechnen ist.

Planungsrelevant sind gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Nrn. 12 -14 BNatSchG -
bis zur noch ausstehenden Identifikation der nationalen Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr; 2
BNatSchG - die europarechtlich geschützten Arten.

Die Bestände, Lebensräume, Fortpflanzungs- und Ruhestätten der planungsrelevanten Arten(gruppen) sind
sodann nach den einschlägigen Standardmethoden in Art-für-Art-Betrachtungen für gefährdete Arten und
Arten mit besonderen Lebensraumansprüchen sowie in gruppenweiser Betrachtung für ungefährdete, ubiqui-
täre Arten zu ermitteln, die absehbaren artenschutzrechtlichen Verbotsverletzungen durch die mit dem B-Plan
vorbereiteten Vorhaben aufzuklären und Maßnahmen der Vermeidung, Verminderung und Kompensation von
Verbotsverletzungen zu entwickeln.

Es wird empfohlen, den Artenschutz-Fachbeitrag an die Hinweise zur Erstellung des Artenschutzbeitrages
(ASB) bei Straßenbauvorhaben im Land Brandenburg
(htt s://www. ls. brandenbur . de/media fast/4055/Hinweise%20ASB Stand%2003-2015. df) anzulehnen und
als separaten Teil der B-Plan-Begründung zu fertigen. Alternativ wird die Berücksichtigung des Leitfadens
htt s://dewitt-berlin. de/documents/2014/01/artenschutzrechtliche-verbote-in-der-fach lanun -3. df/ und die
Arbeitshilfe des MIL
htt s://mil. brandenbur . de/cms/media. h /lbm1. a. 3310. de/Arbeitshilfe%20Artenschutz%20in%20der%20Beb
auunasDlanuna.pdf empfohlen. Das Landesamt für Umwelt empfiehlt die Anwendung der Prüfschritte entspre-
chend derVerwaltungsvorschriftArtenschutz NRW
(htt s://artenschutz. naturschutzinformationen. nrw. de/artenschutz/web/babe]/media/vv artenschutz inkl einfu
ehrun serlass 20160606. df).

Sofern auf die Bestandserhebung planungsrelevanter Arten verzichtet wird, ist stets der Warst Gase anzu-
nehmen, der sich am fachgutachterlich zu bestimmenden Artenpotenzial des Untersuchungsgebietes orientie-
ren muss.

5) Baumschutz/Baumersatz

Sofern die Durchführung des B-Plans absehbar zur Beseitigung von Bäumen oder Feldgehölzen führen kann,
die zwar aktuell gemäß § 2 Abs. 2 GehölzSchVO PM, künftig jedoch nicht nach der Baumschutzsatzung der
Gemeinde Kleinmachnow geschützt sind, ist gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB die Kompensation bereits auf
der Planebene abschließend zu regeln, weil die GehölzSchVO PM im Geltungsbereich von Bebauungsplänen
gemäß § 1 Abs. 1 GehölzSchVO PM keine Anwendung mehr findet. Dafür eignet sich eme Festsetzung ge-
maß § 9-Abs. 1 Nr. 25 BauGB, die sich am Ersatzmaßstab des § 8 Abs. 1 GehölzSchVO PM orientieren kann.

Die Ausgleichsverpflichtungen können auch durch eine vertragliche Regelung über Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen innerhalb von qualifizierten Flächenpools abgelöst werden. Für den Fall, dass Ersatzpflanzungen
außerhalb des B-Plans ausgeführt werden sollen, sind sie in.geeigneter Weise rechtlich zu sichern.

6) Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes
sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a
BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind gemäß § 1a
Abs. 3 Satz 1 BauGB in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.
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Der Ausgleich erfolgt gemäß § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB durch geeignete Darstellungen gemäß § 5 BauGB als
Flachen oder Maßnahmen zum Ausgleich.

Gemäß § 15 Abs. 2 BNatSchG ist eine Beeinträchtigung ausgeglichen, wenn und sobald die beeinträchtigten
Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Eine Beeinträchtigung gilt dann als ersetzt, wenn und
sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts im betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise
hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist.,

Bei der Festsetzung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind gemäß § 15 Abs. 2
Satz 5 BNatSchG unter anderem die im Landschaftsrahmenplan oder Landschaftsplan dargestellten Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen.

Für die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird im Land Brandenburg von der Obersten Naturschutzbe-
hörde. dem Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz, die Anwendung der Hinweise des Minis-
teriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz zum Vollzug der Eingriffsregelung (im Fol-
genden: HVE; htt s://mlul. brandenbur . de/media fasy4055/hve 09. df) empfohlen.

Kompensationsverpflichtungen können auch durch vertragliche Regelungen über Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen in qualifizierten Flächenpools abgelöst werden. Sie sind in geeigneter Weise rechtlich zu sichern.

Sonsti e Hinweise Anre un en

1) Baumschutz

Besonders wertvolle Bäume können mittels einer Festsetzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) BauGB bewahrt
werden.

2) Schutz nachtaktiver Tierarten

Zum Schutz nachtaktiver Insekten und von Vögeln ist für die Beleuchtung derAußenanlagen nach Maßgabe
der Licht-Leitlinie vom 16. April 2014 Folgendes zu beachten:

. Vermeidung heller weitreichender künstlicher Lichtquellen in der freien Landschaft

. Lichtlenkung ausschließlich in die Bereiche, die künstlich beleuchtet werden müssen (das heißt Abstrah-
lung nach oben oder in horizontaler Richtung vermeiden)

. Wahl von Lichtquellen mit für Insekten wirkyngsarmem Spektrum (vorzugsweise monochromatisches Licht
der Natriumdampf-Niederdrucklampe oder LED-Leuchten mit warm- und neutralweißer Lichtfarbe; Ver-
zieht auf Quecksilber- und Halogendampflampen)

. Verwendung von vollständig geschlossenen staubdichten Leuchten

. Begrenzung der Betriebsdauer auf die notwendige Zeit

Zwar ist eine entsprechende Regelung aus rechtlichen Gründen nicht festsetzbar, aber es wird ein Selbstbin-
dungsbeschluss der Gemeinde angeregt.

Fundstellen der zitierten Rechtsvorschriften sowie Handlun sem fehlun en:

. BauGB: Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. l S. 3634),
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBI. 2023 l Nr. 184) geändert worden ist

. BbgNatSchAG: Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz vom 21. Januar
2013 (GVBI. 1/13, [Nr. 3]), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. September 2020
(GVBI. I/20, [Nr. 28])

. BNatSchG: Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. l S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 8. Dezember 2022 geändert worden ist

. GehölzSchVO PM: Verordnung des Landkreises Potsdam-Mittelmark zum Schutz der Bäume und Feld-
gehölze als geschützte Landschaftsbestandteile vom 29. 09. 2011 (Amtsblatt Potsdam-Mittelmark 1 1/2011)

. Leitlinie des Ministeriums für Umwelt. Gesundheit und Verbraucherschutz zur Messung und Beurteilung
von Lichlimmissionen (Licht-Leitlinie) vom 16. April 2014; veröffentlicht im Amtsblatt für Brandenburg Nr.
11 vom 25. Mai 2014
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. USchadG: Umweltschadensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2021 (BGBI. l S.
346)

. Fachdienst Technische Bauaufsicht, Bereich Brandschutz

Hinweise

Nach den Vorgaben des BauGB sind u. a. die Belange der Versorgung mit Wasser bei der Aufstellung der
Bauleitpläne besonders zu berücksichtigen [§ 1 (6) Nr. 8e BauGB]. Daher ist darauf zu achten, dass eine für
die Feuerwehr ausreichende Löschwasserversorgung, auf Grund der vorgesehenen Nutzung sind mindestens
800 l x min-1 für zwei Stunden erforderlich, sichergestellt ist. Die gesamte Löschwassermenge muss dabei in
einem Umkreis von 300 Metern um jedes Bauvorhaben zur Verfügung stehen.
[§ 14 BbgBO in Verbindung mit §3(1) Nr. 1 BbgBKG und demArbeitsblattdes DVGWW-405]

Die nachfolgenden Anforderungen an die Löschwasserversorgung seitens der Feuerwehren setzen im Allge-
meinen voraus, dass Hydranten ausreichend zur Verfügung stehen. Bestehen Einschränkungen seitens der
Trinkwasserversorgung werden auch andere Möglichkeiten, zum Beispiel unterirdische Löschwasserbehälter,
-brunnen oder -teiche, in Betracht gezogen.
Weiterhin beziehen sich die Anforderungen nur auf den Grundschutz im Brandschutz für Wohngebiete, Ge-
werbegebiete, Mischgebiete und Industriegebiete ohne erhöhtes Sach- oder Personenrisiko.

. Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht ermöglichen.

. Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur Rettung von
Personen muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie bis zum Zugang des Grundstücks von der öf-
fentlichen Verkehrsfläche aus sichergestellt sein.

. Entnahmestellen mit 400 1/min (24m3 /h) sind vertretbar, wenn die gesamte Löschwassermenge des

Grundschutzes in einem Umkreis (Radius) von 300 m aus maximal 2 Entnahmestellen sichergestellt
werden kann.

. Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der Löschwasserversorgung
(Grundschutz) dienen, dürfen 150 m nicht übersteigen. Größere Abstände von Hydranten bedürfen
der Kompensation durch andere geeignete Löschwasserentnahmestellen.

. Der Löschwasserbedarf für den Grundschutz ist bei niedriger, in der Regel freistehender Bebauung
(bis 3 Vollgeschosse) mit 800 1/min (48 m3 /h) und bei sonstiger Bebauung mit mindestens 1. 600 l/min

(96 m° /h) und für eine Dauer von mindestens 2h zu bemessen.
. Der insgesamt benötigte Löschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von 300 m nachzuweisen.

Diese Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Das sind Z. B.
Bahntrassen, mehrspurige Schnellstraßen sowie große, langgestreckte Gebäudekomplexe, die die
tatsächliche Laufstrecke zu den Löschwasserentnahmestellen unverhältnismäßig verlängern.

. Bei der oben genannten Wasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) darf der Betriebsdruck
1, 5 Bar nicht unterschreiten.

Für die Löschwasserversorgung aus Hydranten bestehen möglicherweise folgende Einschränkungen:

. Falls durch die Löschwasserentnahme in bestimmten Netzbereichen der Betriebsdruck unter 1, 5 bar
fallen kann, sollte das Versorgungsunternehmen einen entsprechend höheren Mindestbetriebsdruck
für die betreffenden Hydranten benennen.

. Aufgrund der Hygieneanforderungen der Trinkwasserverordnung können sich Rohrquerschnitte und
Mengen ergeben, die nicht ausreichen, um die vorgenannten Löschwassermengen aus dem Rohrnetz
zur Verfügung zu stellen.

. Aus Trinkwassersicht zielt man auf möglichst wenige Hydranten. In der Regel ist davon auszugeben,
dass ein Hydrant zwischen zwei Absperrarmaturen angeordnet ist. Das DVGW-Arbeitsblatt
W 400-1:2015-02 empfiehlt folgende Obergrenzen für die Abstände von Absperrarmaturen in Versor-
gungsleitungen, so dass sich vergleichbare Obergrenzen für die Abstände von Hydranten ergeben:

. offene Bebauung: 400 m

. geschlossene Bebauung: 300 m

Sofern die obigen Anforderungen an die Löschwasserversorgung nicht hinreichend erfüllt werden können,
müssen andere Möglichkeiten, zum Beispiel durch unterirdische Löschwasserbehälter,
-brunnen, -teiche bzw. bei zu großen Entfernungen weitere Hydranten erwogen werden.
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Die Abstimmung zur Ausführung und zur Kostenübernahme erfolgt im Bedarfsfall zwischen der Gemeinde und
dem Wasserversorgungsunternehmen.

Die Verkehrswege im Plangebiet sind nach den "Muster-Richtlinien über Flachen für die Feuerwehr" Fassung
Februar 2007 zuletzt geändert im Oktober 2009, als Mindestanforderung auszuführen. Das bedeutet, dass die
Befestigung der Zufahrt mindestens der Straßen-Bauklasse VI (Richtlinie für Standardisierung des Oberbaues
von Verkehrsflächen - RStO 01) entsprechen muss. Anstelle von DIN 1055-3:2006-03 ist'DIN EN 1991-1-
1:2010-12 in Verbindung mit DIN EN 1991-1-1/NA:2010-12 anzuwenden.
Die Zufahrt ist mit einem Zeichen nach DIN 4066-D1-210x594 "Feuerwehrzufahrt" zu kennzeichnen.
[§5(1)und(2)BbgBO]

Für Gebäude oder bauliche Anlagen, die durch die vorgesehene Feuerwehrzufahrt private Verkehrsflache
erschlossen werden und die ganz oder in Teilen mehr als 50 Meter von der öffentlichen oder tatsächlich öf-
fentlich genutzten Verkehrsfläche entfernt liegt liegen, sind im Verlauf der Feuerwehrzufahrt privaten Ver-
kehrsflächen bzw. an deren Ende Bewegungsflachen für die Feuerwehr vorzusehen, die innerhalb dieses 50-
Meter-Radius' liegen und von denen aus ein Löschangriff vorgetragen werden kann. Die Bewegungsflache ist
mit einem Zeichen nach DIN 4066-D 1-210x594 "Flache für die Feuerwehr" zu kennzeichnen. Sie muss eine
jederzeit deutlich sichtbare Randbegrenzung haben.
Bewegungsflächen können auch im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren durch die Bauherren
auf ihren Grundstücken nachgewiesen werden, jedoch gehtdie dann zu versiegelnde Flache von ca. 84 m2 zu

Lasten der BGF-11 des Grundstückes.
Die Bewegungsflächen sind nach den "Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" Fassung Februar
2007 zuletzt geändert im Oktober 2009, als Mindestanforderung auszuführen (vgl. Liste der eingeführten
techn. Baubestimmungen, Anlage 7. 4/1 Nr. 1) und, sofern sie nicht einem einzelnen Grundstück zugeordnet
sind. durch die Gemeinde Kleinmachnow als Hoheitsträger und Träger des Brandschutzes mit einem Zeichen
nach DIN 4066-01-210x594 "Flache für die Feuerwehr" zu kennzeichnen5. [§5(1) und (2) BbgBO]

. Fachdienst Gesundheit

der Fachdienst Gesundheit äußert sich entsprechend § 4 des Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheits-
schütz im Land Brandenburg (Brandenbürgisches Gesundheitsdienstgesetz - BbgGDG) vom 23. 04. 2008, in
der aktuellen Fassung, zum umweltbezogenen Gesundheitsschutz und damit verbundenen Auswirkungen auf
die Gesundheit der Bevölkerung. Zur Abwehr akuter gesundheitlicher Schäden sowie gesundheitlicher Lang-
zeitwirkungen werden dem entsprechend erforderliche Maßnahmen getroffen.
Das o. g. Vorhaben, Stand frühzeitige Behördenbeteiligung 10.07.2023, wurde fachamtlich anhand vorgelegter
Unterlage bezüglich der Auswirkungen von Lärm und Einflüssen auf das Schutzgut Mensch geprüft.

Zur Planungssicherung ist die Festsetzung eines Bebauungsplanes für das Gebiet mit Neuordnung und Fest-
Setzung der Feuerwache, Sanierung und Umnutzung des ehemaligen Kirchengebäudes als Museum und Si-
cherung der Kindertagesstätte und der vorhandenen Waldfläche erforderlich.

Das Plangebiet liegt außerhalb von Trinkwasserschutzzonen und vom Einzugsgebiet für das Wasserwerk
Kleinmachnow.

Entsprechend Punkt 3. 7, Bereich Immissionsschutz, Unterlage frühzeitige Beteiligung ist für das weitere Ver-
fahren eine schalltechnische Untersuchung geplant.

Es wird in Bezug auf die Kindertagesstätte darauf hingewiesen, dass laut Weltgesundheitsorganisation (WHO)
tagsüber im Aufenthaltsbereich im Freien 55 dB(A) nicht überschritten werden sollen, um erhebliche Belästi-
gungen zu vermeiden. Für eine unbeeinträchtigte Entwicklung der Kinder empfiehlt die WHO einen Immissi-
onshöchstwert von 55 dB(A) für das Spielen im Freien.

Im Rahmen der Erstellung des Gutachtens und bei der Festlegung von Larmschutzmaßnahmen ist dieser Fakt
zu berücksichtigen.

5 Die Kennzeichnung muss wegen des eindeutigen Wortlauts von § 12 (1) Nr. 5 StVO von einer Behörde in ihrer Eigenschaft als Ho-
heitsträger vorgenommen sein. Verantwortlich hierfür ist die amtsfreie Gemeinde, das Amt oder die kreisfreie Stadt als örtliche Ord-
nungsbehörde. 'Gemäß § 72 (6) BbgBO wird hiervon die Gemeinde oder das Amt in Kenntnis gesetzt, die anschließend für die amtliche
Kennzeichnung durch das Hinweisschild gemäß DIN 4066 zuständig ist. Da erst durch diese Kennzeichnung ein amtliches Hnweis-
schild entsteht muss am unteren Ende des Hinweisschildes die anordnende Behörde erkennbar sein, wobei aus Gründen der Rechts-
Sicherheit eine Siegelung erfolgen sollte.
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Es ergehen zu den eingereichten Unterlagen zum jetzigen Zeitpunkt keine weiteren Hinweise, Anregungen
und Einwendungen.

. Fachdienst Öffentliches Recht / Kommunalaufsicht / Denkmalschutz, Bereich Untere Denkmal-
schutzbehörde

Baudenkmalschutz

Es wird davon ausgegangen, dass das BLDAM als eigenständiger TOB "Denkmalfachbehörde" hierzu eben-
falls beteiligt wurde. Zur einheitlichen Willensbildung rege ich den fachlichen Austausch dazu an. Das Plange-
biet umfasst unter anderem auch das Grundstück des Denkmals "Gemeindehaus der ev. Auferstehungsge-
meinde", ID 09190832, Jägerstieg 2 in Kim. Das Objekt wurde kürzlich bauhistorisch und restauratorisch von
BEST (Frau Dr. Bröcker), RoomWit (Frau Kind sowie Frau Beutel- Hoffmann untersucht und bewertet. Die
Ergebnisse liegen der Gemeinde Kleinmachnow vor. Es wird angeregt, das Grundmaß des Gebäudes "Depot"
so groß zu wählen ist, dass die von der Zerrstörung bedrohten Bohlenbinder des Gemeindesaals (Blume,
1946-1949) dort wiederverwendet werden können. Dies ist erforderlich umso die Baugeschichte und Stadt-
baugeschichte am Standort dauerhaft, auch museal, weiter zu erhalten. Aus Sicht der Denkmalschutzbehörde
sind die Wandansichten des "Depots" aus Gründen des Umgebungsschutzes des Denkmals steinsichtig oder
mit einer Brettverschalung zu versehen. Die künftige Vorgartengestaltung bildet einen weiteren Schwerpunkt.
Neben der seitens der Denkmalbehörden bereits positiv signalisierten Veränderung der straßenbegleitenden
Einfriedung sollte im Übrigen der natumahe bewaldete Charakter mit seinen kleinen vorhandenen Details, wie
die Wegebegrenzungen aus Kalkstein, auf dem Grundstück erhalten bleiben.

Bodendenkmalschutz

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Plangebietzum Bebauungsplan KLM-BP-002-i "Eigenherdsiedlung
Mitte" der Gemeinde Kleinmachnow keine Bodendenkmale gemäß Denkmalschutzgesetz - BbgDSchG- (GVBI
Land Brandenburg Nr. 9 vom 24. Mai 2004, S. 215 ff. ; Änderung vom 28. Juni 2023 GVBL Land Brandenburg
Nr. 16 vom 30. Juni 2023), §§ 1 und 2 bekannt.

Unabhängig davon können jederzeit bei mit Erdeingriffen verbundenen Baumaßnahmen Bodendenkmale Z. B.
in Form von Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfarbungen, Holzpfähle oder-bohlen, Scherben, Knochen,
Stein- oder Metallgegenstände, entdeckt werden. Diese sind unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehör-
de und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzu-
zeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Der Fund und die Fundstelle sind mindestens bis zum Ablauf einer Wo-
ehe nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die
Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).
Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum zu
übergeben (§§ 11 Abs. 4 und 12 BbgDSchG).

Werden für das Vorhaben Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes notwendig, sind diese
Flächen vor Umsetzung zur Prüfung auf Bodendenkmalschutz bei der unteren Denkmalschutzbehörde vorzu-
legen.

Freundliche Grüße
Im A rag

<l

y

Glaser
Sachbearbeiter
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Landlffe'B Potsdam-Mhtelmarit

- Freie Fahrt für Müllfahrzeuge -

Informationsblatt zur verkehrstechnischen Erschließung von Wohn - und
Gewerbegebieten

Anforderungen an die Gewährleistung der Abfallentsorgung vor der Haustür

Mit der Abfallentsorgung im Landkreis Potsdam-Mittelmark wurde die kreiseigene APM
Abfallwirtschaft Potsdam-Mittelmark GmbH mit Sitz in Niemegk beauftragt. Damit ist die APM
GmbH "Träger öffentlicher Belange" im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung.
Bauleltpläne haben für die betreffenden Gebiete Satzungscharakter, so dass die hier
getroffenen Festlegungen für die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke
rechtsverbindlich sind.

Damit abfallwirtschaftliche Belange bereits im Planungsstadium berQcksichtigt werden, hat
der Landkreis in enger Zusammenarbeit mit der APM GmbH dieses Informationsblatt "Freie
Fahrt für Müllfahrceuge" erstellt. Hier werden alle Informationen und Voraussetzungen
aufgezeigt, die für eine Gewährleistung der Abfallentsorgung "vor der Haustür" erforderlich
sind.

Im Zuge von Neubaumaßnahmen oder Umbauten von Straßen kommt es immer wieder im
Landkreis zu Problemen bei der Abfallentsorgung. Fehlende odar verbaute
Wendemöglichkeiten sowie nicht ausreichend dimensionierte Straßen machen die
Abfallentsorgung mit den gängigen Müiisammelfahrzeugen, unter Berücksichtigung
einschlägiger Rechtsnonnen, unmöglich. In der Folge müssen separate Standplätze für alle
betroffenen Müllbehälter an der nächst befahrbaren Straße geschaffen werden. Das zieht
zumeist Ärger nach sich und lässt sich im Nachhinein nicht mehr ändern!

Eine ordnungsgemäße Abfalientsorgung wird dadurch gewährleistet, dass bei der
Ausgestaltung der Verkehrsflächen folgende Voraussetzungen für den Einsatz der
dreiachsigen Mülffahrzeuge berücksichtigt werden:

1. Rechtliche Grundlagen - unabhängig von baurechtllchen Normen

> Abfallentsorgungssatzung (AbfES) des Landreises Potsdam Minelmark in der
jeweils gültigen Fassung (Fundstelle: htt ://www. otsdam-
mitteimark. de/de/iandkreJs-venwaltun /kreisverwaltun /satzun en-kreisrecht/)

> UnfallverhütungsvorschriSen bzw. Berufsgenossenschaft Vorschriften, DGUV
Vorschrift 43 "MDIIbeseitigung" sowie die DGUV Information 214-033 Nr. 5 und
DGUV-Regeln 114-601

> Richtlinie fOr die Anlage vonStadtstraßen, RASt 06 mit Korrektur Stand
15. 12. 2008



2. Fahrzeugtechnik des Landkreises Potsdam- Mittelmark zur Abfatlentsorgung

Da die verschiedenen Abfallfraktionen mit unterschiedlicher Fahrzeugtechnik entsorgt
werden, sollte beachtet werden, dass die Maße für die größten eingesetzten Fahrzeuge
sich wie folgt darstellen:

Länge: 11, 10m
Breite: 2,55 m
Überhang vom: 1, 00 m. Überhang hinten: 2, 60 m ohne Radradius
Radradius: 0, 54 m

3. Kriterien für die Errichtung von Erschließungsstraßen

Nach den gesetzlichen Vorgaben dürfen Fahrzeuge nur auf Fahrwegen oder in
Bereichen betrieben werden, die ein sicheres Fahren ermöglichen. Konkret bedeutet
dies, dass die Straße

> die hochstzulässige Fahrzeugbreite gem. StVZO zuzüglich Sicherheitsabstand zu
beiden Seiten des Fahrzeuges berücksichtigt. Gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 StVZO ist die
hochstzulässige Breite für Kraftfahrzeuge und /^ihänger mit 2,55 m bestimmt. Für ein
gefahrioses Voitieifahren an seitlichen Hindernissen wird zusätzlicher Freiraum
benötigt. In der Praxis geht die Rechtsprechung hier von 50 cm auf jeder Seite aus.
Damit ergibt sich eine durchgängige Mindestdurchfahrtsbreite von 3,55 m,

> für das Müllsammelfahrzeug ausreichend tragfähig sein muss (bis 30 t),

> so gestaltet sein muss, dass in den Kurvenbereichen die Schleppkurven der
eingesetzten Müilfahrzeuge berücksichtigt werden,

> so bemessen sein muss, dass an den Ein- und Ausfahrten mindestens die

Schieppkurve der eingesetzten Müllfahrzeuge berücksichtigt sind. Dies gilt auch für
Pflanzinseln. Bäumen und ausgewiesenen Parkplätzen,

> so gestaltet sein muss, dass eventuelle Bodenschweiten von Müllfahrzeugen
problemlos überfahren werden können,

> so gestaltet sein muss, dass eventuelle Steigungen und Gefalle von Müllfahrzeugen
gefahrlos befahren werden können,

> eine lichte Durchfahrtshöhe von mindestens 4 m zuzüglich Sicherheitsabstand
aufweisen muss. Insbesondere Äste und Straßenlaternen dürfen nicht in das
Lichtraumprofil ragen.

Zusätzlich ist zu beachten, dass die Straße und ggf. der Gehweg so angelegt werden,
dass durch die Bereitstellung der Abfallbehälter sowohl für den Straßenverkehr a!s auch
für den Fußgängen/eikehr keine Gefahren oder Behinderungen zu befürchten sind.

4. Stichstraßen:

Gemäß § 7 DGUV Vorschrift 43 "Müilbeseitigung" ist dem Fahrpersonal ein
Rückwärtsfahren ohne Einweiser untersagt. Da Sammelfahrzeuge im Landkreis
überwiegend mit Seiteniadetechnik in Einmannbesatzung entsorgen, ist diese Vorschrift
vom Fahrpereonal zwingend einzuhalten. Daher ist am Ende von Stichstraßeri eine
geeignete Wendeanlage in Form eines Wendekreises, einer Wendeschleife bzw. eines
Wendehammers vorzusehen. In einem Wendehammer muss das Wenden mit einem

höchstens zweimaligen Zurückstoßen möglich sein (gilt nicht als Rückwärtsfahren).



Wendekreisdurchmesser It. Hersteller für dreiachsige Entsorgungsfahtzeuge:
23,60 m.
Die Praxis zeigt jedoch, dass ein Wendekreis kleiner als 25 m nicht geeignet ist.

Um die Befahrung sicherzustellen, sind Wendeanlagen an den Abfuhrtagen von
parkenden Fahrzeugen freizuhalten. Hier können ggf. verkehrsregetnde Maßnahmen
erforderlich sein.

5. Privatstraßen:

Stillte die Entsorgung der Abfälle an den Grundstücken nur durch die Befahrung einer
Privatstraße möglich sein, wird darauf verwiesen, dass die dazu notwendige
Dienstbarkeit in den Grundbüchern der/des Eigentümer/s einzutragen ist. Ohne diesen
Nachweis erfolgt eine Befahrung von Privatstraßen nicht.

6. Einrichtung von Sammelplätzen

Bei Straßen und Wohnwagen, die von Müllfahrzeugen nicht befahren werden dürfen (z.
B. fehlende oder nicht ausreichende Wendeanlagen oder zu geringe Fahrbahnbreite),
müssen fflr die Müllbehälter und Wertstoffsäcke der Anlieger entsprechend
dimensionierte Sammelplätze im Bereich der Einmündung in die nächste für das
MOIIfahrzeug befahrbare Straße angelegt werden.

Bei der Einrichtung dieser Sammelplätze sollten folgende Vorgaben gemäß § 16 DGUV
Vorschrift 43 .Müllbeseitigung" berücksichtigt werden:

> Um spätere Interessenskonflikte mit künftigen Anliegern zu vermeiden, sind die
Sammelplätze in den Bebauungsplan aufzunehmen und entsprechend zu
erläutern.

> Zusätzlich ist es sinnvoll. die Käufer der Grundstücke an den Wohnwegen im
Rahmen des Kaufvertrages darauf hinzuweisen, dass jegliche Abfälle im
Bringsystem an den ausgewiesenen Sammelplätzen zur Abholung
bereitzustellen sind.

> Die Sammelplätze sind so anzulegen, dass weder Fußgänger- noch der
Straßenverkehr gefährdet oder behindert werden.

> Die Sammelplätze müssen vom Müllfahrzeug so angefahren werden können,
dass das Laden problemlos möglich ist.

'f Die Fläche des Sammelplatzes ist auf die Anzahl der zukünftigen Nutzer und die
zugelassenen Abfallbehälter des Landkreises sowie Gelben Säcke für
Leichtverpackungen abzustimmen.

> Eine zumutbare Transportentfernung der Abfallbehälter zum Sammelplatz sollte
nicht überschritten werden.

7. Abfallwirtschaftliche Aspekte be] der Einrichtung von Straßenbaustellen

Während der Bauphase Ist die Absicherung der Entsorgungsleistung durch Zugang zu
den Abfallbehältnlssen sicher zu stellen. Kann dies nicht gewährieistet werden, ist
sicherzustellen, dass die Abfallbehältnisse an Sammelplätzen durch die den Bau
ausführende Firma bereitgestellt werden.



Dazu ist es erforderlich, dass die Behältnisse gekennzeichnet werden und die Sammelplätze
mit der APM GmbH, Bahnhofstraße 18. 14823 Niemegk, Bereich Abfallberatung Frau Mehl
(Telefon 033843-30671), Frau Hagemann (Telefon 033843-30681) oder
Frau Beiz (Telefon 033843-30654), mindestens 14 Tage vor Baubeginn, abzustimmen sind.

Für eine diesbezügliche Bürgerinformation stellt die APM GmbH bei Bedarf ein vorbereitetes
Schreiben zur Verfügung. Dieses ist mit den entsprechenden Daten zu geplanten
Bauzeitablauf und Ansprechpartner der Baufjrma zu ergänzen und an die Bürger per
Posteinwurf rechtzeitig zu verteilen. Ein Exemplar ist der APM GmbH zur Information zu
übersenden.

Es ist zu beachten, dass durch die unmittelbaren Bauarbeiten Seitenstraßen zu Sackgassen
werden können und diese mit in die Bereitstellung der Behältnisse einbezogen werden
müssen.

Müllfahrzeuge sind in ihrer Ausführung nicht mit Bausteltenfahrzeugen vergleichbar. Eine
ordnungsgemäBe Abfallentsorgung im Bereich von Straßenbaustellen Bedarf daher
folgender Voraussetzungen:

> Eine feste, d. h. bis 301 belastbare Fahrbahn.

> Da die Müllfahrzeuge bauartbedingt erheblich tiefer liegen als z. B. Baustellen-
LKW, sind Bodenwellen oder-senken soweit wie möglich zu minimieren.
Fahrbahnen, aus denen Kanaldeckel oder Decket von Straßenabläufen
hervorstehen, können nicht befahren werden,

> Die bereits unter Punkt 3 genannte Mindestdurchfahrtsbreite von 3, 55 m ist zu
gewährleisten.

> Während der Abfuhrtage ist die Durchfahrt dauerhaft sicherzustellen.

Ansprechpartner bei der APM GmbH zu Rückfragen:

Herr Steffen Patiga (kommunaler Fuhrparkleiter)
Telefon: 033843-30663 . Fax: 033843-30690 . E-Mail: steffen. patiga@datevnet. de

Dieses Informationsblatt finden Sie auch unter:

www. otsdam-m ittelmark.de -> Bürgerservice .> Dienstleistung A bis Z ">
Abfallentsorgung -> Dokumente -> Informationsblatt - Freie Fahrt für Müllfahrzeuge
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Stellungnahme 
hier: Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte“ 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Wasser – und Bodenverband Nuthe – Nieplitz hat gegen die von Ihnen 
eingereichten Unterlagen keine Einwände, da Belange des Verbandes nach 
jetzigem Kenntnisstand nicht berührt sind. 
 
Sollten während der Bauphase Einleitungen von Wasser in ein Gewässer 
erfolgen, ist vom Verband gesondert eine Stellungnahme einzuholen. 
 
 
 
Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig. 

Dienststelle Verwaltung 

Bearbeiter Si/Ri 

Telefon 033731-13626 

Fax 033731-13628 

E-Mail1 verwaltung@wbvnuthe.de 

Unser Zeichen 0209-23_B-Plan KLM-002-i 

Ihr Zeichen 61/ 1297 /Jul-23 Häg 

Datum 21.07.2023 

  

 



 

 
 

 

 

 

 

 

  
www.50hertz.com 

 

 
 

Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i,,Eigenherdsiedlung Mitte" der 

Gemeinde Kleinmachnow - frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 

Absatz 1 BaUGB 

 

 
Sehr geehrter Herr Häger, 

 

Ihr Schreiben haben wir dankend erhalten. 

  

Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit 

keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Hochspan-

nungsfreileitungen und -kabel, Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- 

und Entsorgungsleitungen) befinden oder in nächster Zeit geplant sind.  

  

Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für die 

Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH. 

  

Freundliche Grüße 

  

50Hertz Transmission GmbH 

  

    

  

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.  

  

 
 
 

50Hertz Transmission GmbH 
 

 

TGZ 

Netzbetrieb Zentrale 

 

Heidestraße 2 

10557 Berlin 

 

Datum 

20.07.2023 

 

Unser Zeichen 

2023-004073-01-TGZ 

 

Ansprechpartner/in 

Frau Froeb 

 

Telef on-Durchwahl 

030/5150-3495 

 

Fax-Durchwahl 

 

 

E-Mail 

leitungsauskunf t@50hertz.com 

 

Ihre Zeichen 

61 / 1297 /Jul23 Häg 

 

Ihre Nachricht v om 

11.07.2023 

 

Vorsitzender des Auf sichtsrates 

Christiaan Peeters 

 

Geschäf tsf ührer 

Stef an Kapf erer, Vorsitz 

Dr. Dirk Biermann 

Sy lv ia Borcherding 

Dr. Frank Golletz 

Marco Nix 

 

 

Sitz der Gesellschaf t 

Berlin 

 

Handelsregister 

Amtsgericht Charlottenburg 

HRB 84446 

 

Bankv erbindung 

BNP Paribas, NL FFM 

BLZ 512 106 00 

Konto-Nr. 9223 7410 19 

IBAN: 

DE75 5121 0600 9223 7410 19 

BIC: BNPADEFF 

 

USt.-Id.-Nr. DE813473551 

 
 

50Hertz T ra n s mi ssio n Gm b H –  He id es tra ße 2  –  1 0 5 57  B erli n 

 
Rathaus Kleinmachnow 
Fachbereich Bauen/Wohnen 

Postfach 1108  

14533 Kleinmachnow 

 

 



 

 

 E.DIS Netz GmbH 

 Oderstraße 29 

14513 Teltow 
 

www.e-dis-netz.de 

  

 

Ihr Ansprechpartner 

 Florian Hammermeister 

 Fachingenieur 

Verteilnetz Bau/Betrieb 
  

 T +49 1 52-22 53 43 27 
  

 florian.hammermeister@e-dis.de 

 Unser Zeichen: NV-FM-B 

  

 

 Datum 

 9. August 2023 

 

 

 

Bankverbindung 

Deutsche Bank AG 

Fürstenwalde/Spree 

IBAN DE75 1207 

0000 0254 5515 00 

BIC DEUTDEBB160 
 

Gläubiger-ID 

DE62ZZZ00000175587 
 

 

Sitz: Fürstenwalde/Spree 

Amtsgericht Frankfurt (Oder) 

HRB 16068 

St.Nr. 061 108 06416 

USt-IdNr. DE285351013 
 

 

Geschäftsführung 

Stefan Blache 

Andreas John 

Michael Kaiser 
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   E.DIS Netz GmbH, Oderstraße 29, 14513 Teltow  

 

Gemeinde Kleinmachnow 

Herr Häger 

Rathaus Kleinmachnow 

Postfach 1108 

14533 Kleinmachnow 

 

  

Stellungnahme TÖB Tel 039/2023 

Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte“ 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 BauGB 

  

 

Sehr geehrter Herr Häger, 

 

wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 11.07.2023 und teilen Ihnen mit, dass vorbehalt-

lich weiterer Abstimmungen zur Sicherung unseres vorhandenen Anlagenbestandes ge-

gen die o.g. Planung keine Bedenken bestehen. 

 

Im Plangebiet befinden sich Anlagen und Leitungen unseres Unternehmens. Aktuelle 

Leitungsauskünfte können jederzeit kostenfrei in unserem Planauskunftsportal angefor-

dert werden. Dieses erreichen Sie unter Planauskunftsportal (e-dis-netz.de). Eventuell 

notwendige Änderungen an unseren Anlagen bitten wir rechtzeitig mit uns abzustim-

men. 

Beim Bau von Zugwegen oder Parkplätzen, die über Leitungen der Edis Netz GmbH füh-

ren ist eine Abstimmung mit dem Meisterberiech in Teltow notwendig 

(E-Mail: EDI_Betrieb_Teltow@e-dis.de; Tel.: +493328340201).  

 

Für die elektrotechnische Erschließung der neuentstehenden / erweiterten Bebauung 

ist der Ausbau unseres Versorgungsnetzes auf Grundlage von Netzanschluss- / Erschlie-

ßungsverträgen erforderlich. Um Verzögerungen zu vermeiden, sollten diese so schnell 

wie möglich abgeschlossen werden. 

Art und Umfang des Netzausbaus kann dabei erst nach Vorliegen konkreter Bedarfsan-

meldungen und der gewünschten Versorgungssicherheit ermittelt werden. 

 

Wir bedanken uns für die frühzeitige Beteiligung an diesem Projekt. 

 

Für Rückfragen steht Ihnen Herr Florian Hammermeister im Regionalbereich Teltow-Flä-

ming Standort Teltow unter  +49152 2253 4327 gern zur Verfügung. 

  

https://www.e-dis-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html
mailto:EDI_Betrieb_Teltow@e-dis.de


 

 

 Datum 

 9. August 2023 
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Freundliche Grüße 

 

E.DIS Netz GmbH 
 

 

Bastian Halenz 
 

Florian Hammermeister 

Name 
 

Name 

Teltow, 09.08.2023 
 

Teltow, 09.08.2023 

Ort, Datum 
 

Ort, Datum 

 
 

 

i.A. 

  
 

 

i.A. 

Unterschrift 
 

Unterschrift 

 

Anlage 

Informationsblatt Datenschutz Kommunen 

Hinweise Verteilungsanlagen 
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Merkblatt zum Schutz der 

Verteilungsanlagen 

 

 

1 Allgemeine Hinweise 

Jahr für Jahr entstehen bei Erdarbeiten im Bereich von unter-

irdisch verlegten Verteilungsanlagen zahlreiche Schäden. 

Neben den erheblichen Sachschäden ist im Schadensfall 

eine Gefährdung von Personen nicht auszuschließen. Um 

dies zu vermeiden sind folgende Hinweise zu beachten: 

• Die für die Durchführung der Arbeiten bestehenden ein-

schlägigen Vorschriften und Regeln werden durch diese 

Hinweise, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit er-

halten, nicht berührt. 

• Überall in der Erde können Verteilungsanlagen liegen. 

Personen, die Verteilungsanlagen beschädigen, gefähr-

den sich selbst und andere. 

Eine Beschädigung kann zur Unterbrechung der Versor-

gung führen. Deshalb: Vorsicht bei Erdarbeiten jeder 

Art! 

• Die Anwesenheit eines Beauftragten der E.DIS an der 

Aufgrabungsstelle entbindet das ausführende Unterneh-

men nicht von seinen Sorgfaltspflichten und von der 

Haftpflicht bei evtl. auftretenden Schäden. 

• In der Nähe von Gebieten mit Kampfmitteln sind die 

hierfür geltenden Bestimmungen einzuhalten. 

• Verteilungsanlagen werden nicht nur in öffentlichen We-

gen, Straßen und Plätzen, sondern auch in privaten 

Grundstücken verlegt (z.B. Gärten, Felder, Wiesen, Wäl-

der). Hierzu gehören z.B. Rohrleitungen, sonstige Be-

triebseinrichtungen, Hoch-, Mittel- und Niederspan-

nungskabel, Armaturen, sonstige Einbauteile, Anlagen 

für den kathodischen Korrosionsschutz, Steuer- und 

Messkabel, Erdungsanlagen, Warnbänder u. a. 

• Jeder Bauunternehmer hat bei Durchführung ihm über-

tragener Hoch- und Tiefbauarbeiten auf öffentlichem und 

privatem Grund mit dem Vorhandensein unterirdisch ver-

legter Ver- und Entsorgungsleitungen zu rechnen und 

seine Mitarbeiter und gegebenenfalls Subunternehmer 

zu unterweisen und zu überwachen. Die Erkundigungs- 

und Sicherungspflicht ergibt sich aus der DIN 18300 (VOB 

Teil C) Pkt. 3.1.3 und 3.1.5, dem DVGW-Arbeitsblatt GW 315 

und den einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften. 

• Der Einsatz von Subunternehmern für die Tiefbauarbei-

ten setzt Übernahme und Einhaltung der 

Verkehrssicherungspflicht voraus. Der Hauptunterneh-

mer hat alle in einer eventuellen Einweisung gegebenen 

Informationen, übergebene Bestandspläne bzw. Kopien 

und die „Bestandsplan-Auskunft” an die bauausführen-

den Firmen zu übergeben. Auch wenn das Tiefbauunter-

nehmen für eigenes Verschulden gem. §§ 823, 31 BGB 

selbst haftet, bleibt der Hauptunternehmer für eventuell 

entstandene Leitungsschäden und deren Regulierung 

primär gegenüber E.DIS haftbar. 

• Bei Beginn der Bauarbeiten müssen Leitungsauskünfte 

neuesten Standes vorliegen. Bei Abweichungen von der 

Bauplanung oder Erweiterung des Bauauftrages muss 

eine neue Leitungsauskunft eingeholt werden. Der Un-

ternehmer hat sich vor Arbeitsaufnahme davon zu über-

zeugen, dass alle Planangaben eindeutig erkennbar sind 

und dass die Planauskunft tatsächlich mit der Anfrage 

übereinstimmt. 

• Unsere Leitungstrassen und Erdungsanlagen sind bei 

den Bauarbeiten zu berücksichtigen und vor Beschädi-

gung zu schützen. Bei Arbeiten in der Nähe von Kabeln 

sind insbesondere die Unfallverhütungsvorschriften 

DGUV Vorschrift 3 (Elektrische Anlagen und Betriebsmit-

tel), DGUV Vorschrift 70 (ehemals BGV D 29), DGUV Vor-

schrift 38 (ehemals BGV C 22) und DGUV Regel 100-500 

(ehemals BGR 500 Kap.2.12 -Erdbaumaschinen) zu beach-

ten. Die jeweils gültigen gesetzlichen Vorschriften (z.B. 

Landesbauordnung, Baugesetzbuch) sind zu beachten. In 

Leitungsnähe sind Erdarbeiten unbedingt mit Hand und 

mit äußerster Vorsicht auszuführen. Die in den Plänen 

enthaltenen Eintragungen hinsichtlich der Leitungslage 

sind unverbindlich. Die genaue Lage der Leitungen ist ge-

gebenenfalls durch Kabelortung oder Quergrabungen in 

Handschachtung festzustellen. Das Abgreifen (Ausmes-

sen) von Maßen aus der Leitungsdokumentation ist nicht 

zulässig. Leitungsverdrängungen von Parallelkabel (u. a. 

in Mehrspartenplänen) können zusätzliche Verfälschun-

gen der Leitungslagen in der Dokumentation darstellen. 
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• Bagger oder sonstige maschinelle Aufgrabungsgeräte 

sowie spitze Geräte (Dorne, Schnurpfähle) dürfen im Ge-

fährdungsbereich der Verteilungsanlagen nur dann ein-

gesetzt werden, wenn deren genaue Lage bekannt und 

eine Beschädigung ausgeschlossen ist. Dies gilt insbe-

sondere auch für den Einsatz von grabenlosen Verlege-

verfahren (z.B. Bodenraketen). 

• Werden Verteilungsanlagen oder Warnbänder an Stellen, 

die in keinen Plan eingezeichnet sind, angetroffen, so ist 

der Betreiber der Verteilungsanlage unverzüglich zu er-

mitteln und zu verständigen. Die Arbeiten sind in diesem 

Bereich zu unterbrechen, bis mit dem Zuständigen Ein-

vernehmen über das weitere Vorgehen erzielt wurde. 

 

2 Verhaltensregeln bei Freileitungen 

• Achtung: Wer Freileitungen – gleichgültig mit welchen 

Gegenständen – berührt, befindet sich in akuter Lebens-

gefahr. Eine Annäherung an die Leitung innerhalb des 

Schutzbereiches kommt wegen eines Überschlages ei-

ner Berührung gleich. 

• Vor Beginn der Arbeiten sind alle beteiligten Personen 

über die Gefahren bei Arbeiten in der Nähe bzw. unter 

Freileitungen zu unterweisen. 

• Bei Verwendung von Baugeräten, wie Bagger, Krane, Kip-

per-Lastwagen, Leitern, Bauaufzügen, Baugerüsten usw. 

sowie Transport und Lagerung von Baumaterialien sind 

folgende Schutzabstände lt. DGUV Vorschrift 3 von span-

nungsführenden Leitungen einzuhalten: 

 

Bei Freileitungen mit 

Spannungen  Schutzabstände 

Bis 1000 Volt (Niederspannung)  1 m nach allen Seiten 

über 1 kV bis 110 kV  3 m nach allen Seiten 

unbekannt  5 m nach allen Seiten 

 

• Im Zweifelsfalle erteilt der zuständige Standort der E.DIS 

über die Höhe der Spannung einer Freileitung sowie 

über den erforderlichen Schutzabstand Auskunft. Neben 

der ergonomischen Komponente ist auch ein technisches 

Versagen von Geräten und Betriebsmitteln für die Einhal-

tung der Abstände zu berücksichtigen. 

• Die einzuhaltenden Schutzabstände beziehen sich auf 

die tatsächliche Lage der Leiterseile. Daher ist das mögli-

che seitliche Ausschwingen der Leiterseile bei Wind zu-

sätzlich zu beachten. Ebenso ist zu berücksichtigen, dass 

sich der Durchhang der Leiterseile witterungs- und belas-

tungsabhängig erheblich ändern kann. Innerhalb des 

Spannfeldes ist sicherzustellen, dass durch Aufschüttun-

gen etc. der Mindestabstand von 6 m zwischen Leiter 

und Erdoberfläche eingehalten wird. Bei der Ermittlung 

des Abstandes sind der größte Durchhang und die Wind-

last unter Anwendung der DIN EN 50341bzw. die DIN EN 

50423 zu berücksichtigen. Bei Unsicherheiten bezüglich 

Durchhangs- und Abstandsermittlung ist im zuständigen 

Standort der E.DIS Auskunft einzuholen. 

• Bei einer unumgänglichen Annäherung an die Schutzab-

stände sind wahlweise folgende Maßnahmen zu treffen, 

damit die genannten Abstände mit Sicherheit nicht un-

terschritten werden: 

• Aufstellen von Warnposten, welche die Bewegung 

der Geräte überwachen und die Verantwortung für 

die Sicherheit übernehmen. 

• Aufstellen von Sperrschranken, welche den Schutzab-

stand absichern. 

• Umgeben der Freileitung mit einem Schutzgerüst 

(nur bei abgeschalteter Leitung und unter Aufsicht ei-

nes Mitarbeiters der E.DIS). 

• Wenn obige Maßnahmen nicht durchgeführt werden 

können, muss in Verbindung mit einem Mitarbeiter 

des zuständigen Standortes der E.DIS eine andere Lö-

sung gefunden werden, wie z. B. bei kreuzenden 

Fahrwegen das Aufstellen einer Höhenbegrenzung 

vor und hinter der Freileitung. 

• Sollten Schutzabstände oder obige Maßnahmen nicht 

eingehalten werden können, so muss die betreffende 

Anlage bzw. Leitung freigeschaltet werden. Hierfür sind 

rechtzeitige Informationen und Abstimmungen mit dem 

zuständigen Standort der E.DIS durchzuführen. 

• Bitte setzen Sie sich zur Abstimmung der weiteren Ver-

fahrensweise mit dem zuständigen Standort der E.DIS in 

Verbindung: 

• wenn Masterder (z. B. verzinktes Bandeisen) beschä-

digt werden. 

• zu eventuellen Möglichkeiten der Freischaltung, Um-

setzung bzw. Isolierung von Freileitungen. 

• wenn trotz aller Sorgfalt eine Freileitungsanlage be-

schädigt wird, um weitere Schäden und Gefahren ab-

zuwenden. Die Gefahrenstelle ist zu sichern und die 

Arbeiten sind bis zum Eintreffen des Mitarbeiters der 

E.DIS einzustellen. 

Wir machen ausdrücklich darauf aufmerksam, dass eine 

beschädigte Freileitung vor „Freigabe“ durch unseren 

Mitarbeiter auf keinen Fall berührt werden darf, da hier 

Lebensgefahr besteht. 
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3 Verhaltensregeln bei Kabeln 

• Die Verlegetiefe von Verteilungsanlagen beträgt zwar in 

der Regel 60 – 150 cm; abweichende Tiefen sind jedoch 

aus den verschiedensten Gründen möglich (selbst 10 – 20 

cm), aber auch größere Tiefen sind aus verschiedensten 

Gründen, wie z.B. Niveauänderungen, möglich. 

• Kabel sind bei Legung mit sogenannten Kabelsteinen, 

Ton- bzw. Kunststoffhauben oder Schutzrohren abge-

deckt und/oder durch Trassen- oder Kunststoffbänder ge-

kennzeichnet oder liegen frei im Erdreich. Bei Arbeiten 

im Erdreich darf nicht auf das Vorhandensein derartiger 

Schutz-/Warnmaßnahmen vertraut werden, da diese z. B. 

durch Baumaßnahmen nachträglich entfernt sein kön-

nen. Diese können die Kabel auch nicht gegen mechani-

sche Beschädigungen schützen, sondern lediglich auf 

das Vorhandensein von Energieanlagen aufmerksam ma-

chen (Warnschutz!). Für den Fall abweichender Legetie-

fen oder Leitungsverläufen kann ein Mitverschulden der 

E.DIS bei Leitungsbeschädigungen nicht begründet wer-

den. 

• Kabel können sowohl mit rotem bzw. schwarzem Kunst-

stoffmantel als auch mit Jute/Metall-Außenmantel ange-

troffen werden. In den Plänen werden grundsätzlich alle 

Verteilungsanlagen als System dargestellt, das heißt, ein 

Kabelsystem kann im Erdreich als 3 x Einleiterkabel bzw. 

1 x Mehrleiterkabel vorkommen. Werden in der Nähe von 

Verteilungsanlagen Erdungsleitungen (meist verzinkte 

Bandeisen oder Kupferseile) freigelegt, dürfen diese 

nicht unterbrochen werden, da sie Schutzfunktionen er-

füllen. Wir weisen darauf hin, dass auch Kabel anderer 

Versorgungsträger bzw. stillgelegte Kabel angetroffen 

werden können. 

• Baumaschinen sind bis zu einer Annäherung an die 

Trasse einzusetzen, die mit Sicherheit eine Gefährdung 

der Verteilungsanlagen ausschließt. Erforderlichenfalls 

sind besondere Sicherheitsvorkehrungen zu treffen. 

Diese sind, ebenso wie Rohrvortriebs-, Bohr- und Spreng-

arbeiten, das Einschlagen (Rammen) von Pfählen, Bohlen 

und Spundwänden, das Einspülen von Filtern für Grund-

wasserabsenkungen, der Einsatz von Durchörterungsge-

räten u. ä. mit der E.DIS abzustimmen. Im Bereich von 

Kabelanlagen dürfen Pfähle, Dorne oder andere spitze 

Gegenstände nicht in den Erdboden getrieben werden. 

Werden Warnbänder, Schutzrohre, Kabelabdecksteine, 

Erdungsanlagen oder Kabel angetroffen, so ist die Arbeit 

mit besonderer Vorsicht (ggf. Handschachtung) fortzu-

setzen. Freigelegte Kabel müssen beim Verfüllen wieder 

ordnungsgemäß abgedeckt, verdichtet und mit Kabel-

warnband (20 cm über Kabelscheitel) versehen werden. 

Erst ab einer Überdeckung von 40 cm (30 cm nach ATV 

DIN 18300) ist eine lagenweise, maschinelle Verdichtung 

zulässig. 

• Lageänderungen und/oder das Verfüllen von freigeleg-

ten Verteilungsanlagen dürfen vom ausführenden Unter-

nehmen nicht selbstständig, sondern nur in Abstimmung 

mit E.DIS vorgenommen werden. 

• Schachtdeckel müssen stets zugänglich bleiben. Hinweis-

schilder oder andere Markierungen dürfen ohne Zustim-

mung nicht verdeckt oder entfernt werden. 

• Wenn unzulässige Näherungen von Kabeln zu Gasvertei-

lungsleitungen festgestellt werden, ist E.DIS zu informie-

ren. (Sicherheitsbereich: 10 cm (MS-Kabel 20 cm) bei 

Kreuzungen, 20 cm (MS-Kabel 40 cm) bei Parallelverle-

gung. Für lichte Mindestabstände von Kabeln zu Gasver-

teilungsanlagen gelten die Werte im Merkblatt „Verhal-

tensregeln bei Gasanlagen“. 

• Bitte setzen Sie sich zur Abstimmung der weiteren Ver-

fahrensweise mit dem zuständigen Kundencenter/Stand-

ort der E.DIS in Verbindung: 

• bevor mit den Arbeiten begonnen wird. Unsere Ver-

teilungsnetze sind ständigen Veränderungen unter-

worfen. Aus diesem Grund haben die anliegenden 

Pläne eine begrenzte Gültigkeitsdauer. Der zustän-

dige Standort nimmt gegebenenfalls eine örtliche 

Einweisung vor. Es werden Aufträge zur Kabelortung 

und Kabelfeststellung ggf. Schalthandlungen abge-

stimmt. 

• wenn es, bedingt durch Ihre Baumaßnahmen bzw. 

Planungen, zur Überbauung unserer Kabel, zur Verän-

derung der Legetiefe bzw. zur Behinderung Ihrer 

Baumaßnahme durch unsere Verteilungsanlagen 

kommt. Beantragen Sie bitte die Umlegung unserer 

Verteilungsanlagen bzw. die Legung dieser im 

Schutzrohr durch E.DIS. E.DIS wird dann bei Erforder-

nis dem Antragsteller auf Grundlage des Antrages 

ein Angebot für die Umlegung unterbreiten und da-

für sorgen, dass die notwendigen Maßnahmen ge-

fahrlos und entsprechend geltenden Richtlinien 

durchgeführt werden. Ggf. sind für Planungszwecke 

Quergrabungen in Handschachtung durchzuführen. 

• wenn durch den Bauausführenden Kabel in einer 

Baugrube freigelegt werden. E.DIS wird eventuell 

durch Beistellen eines erfahrenen Mitarbeiters dafür 

Sorge tragen, dass diese Arbeiten gefahrlos und 

sachlich richtig durchgeführt werden. 

• wenn eingetragene Leitungslagen nicht aufgefunden 

werden. Es kann nicht automatisch von dem Nicht-

vorhandensein dieser Leitungen ausgegangen wer-

den. 

• wenn in der Nähe von Verteilungsanlagen Schutz-

rohre und Erdungsanlagen angetroffen werden, die 

nicht in den Bestandsplan-Ausschnitten enthalten 

sind. 

• Wenn trotz aller Sorgfalt Kabel oder Schutzrohre beschä-

digt (auch (leichte) Beschädigungen, die nicht zur unmit-

telbaren Zerstörung des Kabels führen, wie z.B. leichte 

Pickhiebe) werden, dann gilt zur Abwendung weiterer 

Schäden und Gefahr: 

• Die Bauarbeiten sind sofort einzustellen, der Gefähr-

dungsbereich ist sicher zu verlassen. Die Schaden-

stelle ist außerhalb des Schutzbereiches gegen Betre-

ten zu sichern. 

• Es besteht Lebensgefahr für alle Personen in der Um-

gebung der Schadenstelle. Es können noch lebensge-

fährliche Schrittspannungen auftreten. 

• Einem beteiligten Fahrzeug oder Gerät darf man sich 

auf keinen Fall nähern, auch wenn die Spannung ab-

geschaltet zu sein scheint. 
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• Fahrzeugführer dürfen den Fahrzeugstand nicht ver-

lassen, sondern sollten versuchen durch Schwenken 

des Auslegers das Kabel oder durch Wegfahren des 

Fahrzeuges, den Kontakt zum Kabel zu unterbrechen, 

um so aus dem Gefahrenbereich zu gelangen. Sich 

nähernde Personen sind zu warnen. 

• Unverzüglich Störungsnummer „Strom“ anrufen. 

• Wir machen ausdrücklich darauf aufmerksam, dass 

ein beschädigtes Kabel vor „Freigabe“ durch unseren 

Mitarbeiter auf keinen Fall berührt werden darf, da 

hier Lebensgefahr besteht. 

 

4 Verhaltensregeln bei Gasanlagen 

• Beschädigungen (auch ohne Gasaustritt z. B. Deformie-

rung oder Beschädigung der Umhüllung) von Vertei-

lungsanlagen sind sofort und unmittelbar an die o. g. 

Entstörungsnummer zu melden. 

• Ist die Rohrumhüllung beschädigt worden, so darf die 

Verfüllung erst nach Instandsetzung und mit Zustim-

mung der E.DIS erfolgen. 

• Im Netz eingebaute Armaturen dürfen nur vom Fachper-

sonal der E.DIS oder auf dessen ausdrückliche Anwei-

sung bedient werden! 

• Die Anwesenheit eines Beauftragten der E.DIS an der 

Aufgrabungsstelle entbindet das ausführende Unterneh-

men nicht von seinen Sorgfaltspflichten und von der 

Haftpflicht bei evtl. auftretenden Schäden. 

• In Leitungsnähe sind Erdarbeiten generell nur von Hand 

oder Saugbagger und mit äußerster Vorsicht auszufüh-

ren. 

• Lageänderungen und/oder ggf. das Verfüllen von freige-

legten Verteilungsanlagen dürfen vom ausführenden Un-

ternehmen nicht selbstständig, sondern nur in Abstim-

mung mit der E.DIS vorgenommen werden und nur nach 

dessen Anweisung erfolgen. 

• Werden Warnbänder, Schutzrohre, Kabel oder Gasleitun-

gen angetroffen, so ist die Arbeit mit besonderer Vor-

sicht (Handschachtung) fortzusetzen. Freigelegte Gaslei-

tungen müssen beim Verfüllen wieder ordnungsgemäß 

abgedeckt, verdichtet und mit Gaswarnband (30 cm über 

der Gasleitung) versehen werden. Erst ab einer Überde-

ckung von 40 ist eine lagenweise, maschinelle Verdich-

tung zulässig. 

• Straßenkappen müssen stets zugänglich bleiben. Hin-

weisschilder oder andere Markierungen dürfen ohne Zu-

stimmung nicht verdeckt oder entfernt werden. 

• Bei Anwendung grabenloser Verfahren im Bereich von 

Gasleitungen gelten die unten aufgeführten Mindestab-

stände. Die grabenlosen Verfahren sind im Vorfeld E.DIS 

anzuzeigen und mit ihm abzustimmen. Erforderlichen-

falls wird E.DIS die Abstände erweitern und die Herstel-

lung von zusätzlichen Suchschachtungen im gefährdeten 

Bereich bzw. die Freilegung der Kreuzung der Gasleitung 

als Auflage erteilen. Im Bereich von Gasleitungen sind 

grabenlose Verle-gungsverfahren nur zulässig, die eine 

genaue Position des Vortriebs unter Beachtung der Si-

cherheitsabstände gewährleisten. Zur Sicherstellung der 

Lage der eingezogenen Leitung sind durch den Bauherrn 

ggf. auch Maßnahmen erhöhten Aufwandes durchzufüh-

ren. 

• Kreuzungen von Gasleitungen sind grundsätzlich recht-

winklig und als Unterkreuzung auszuführen. Bei Vorhan-

densein eines Schutzstreifens sind Knickpunkte außer-

halb davon anzuordnen. 

• Werden Gasleitungen gekreuzt, die im Bohrverfahren er-

richtet worden sind, sind grundsätzlich Suchschachtun-

gen zur Freilegung des Bohranfangs und des Bohrendes 

durchzuführen. 

• Bei Kreuzung von Gasleitungen mit einer Baustraße für 

Schwerlastverkehr (≥40 t), für das Kreuzen der Gasleitung 

durch Land- und Fortwirtschaftsfahrzeuge (≥40 t) sowie 

Aufstellung von Kränen auf Gasleitungen sind bei E.DIS 

die Sicherheitsmaßnahmen im Einzelfall abzufragen. 

• Vor Ramm- und Bohrarbeiten ist die genaue Lage der 

Gasleitung durch Ortung und/oder Suchschachtung fest-

zustellen. Der Abstand richtet sich nach der Intensität 

der übertragenen Schwingungen und wird von E.DIS in-

dividuell festgelegt. Kann die genaue Lage der Gaslei-

tung nicht festgestellt werden (z. B. bei gesteuerten Boh-

rungen > 2,0 m Tiefe), so ist von der Achse der Gasleitung 

(Lageplan) zur Außenwand der Spundung allseitig ein 

Mindestabstand von 3,00 m einzuhalten. 

• Eine Überbauung von Gasleitungen oder die Überpflan-

zung mit Bäumen oder tiefwurzelnden Gehölzen ist nicht 

zulässig. Um den kathodischen Korrosionsschutz von Lei-

tungen nicht zu gefährden, dürfen keine elektrisch lei-

tenden Verbindungen zu metallischen Gasrohrleitungen 

hergestellt werden. Außerdem sind in der Örtlichkeit vor-

gefundene Messsäulen durch ein Erdkabel mit der Stahl-

leitung, dem Mantelrohr sowie dem Steuerkabel verbun-

den. Bei Kreuzungen bzw. Parallelverlegungen sind Be-

einflussungen auszuschließen. 

• Bei der Verfüllung des Rohrgrabens sind freigelegte Gas-

verteilungsanlagen mind. 0,10 m allseitig mit steinfreiem 

neutralem Boden (Rundkorn 0 – 2 mm) zu umhüllen. Die 

Weiterverdichtung hat lagenweise zu erfolgen. Zur weite-

ren Verfüllung dürfen keine größeren Steine (Körnung > 

100 mm), kein schwerentfernbares Material und kein 

Bauschutt verwendet werden.
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Sicherheitsabstände, Schutzstreifen und Schutzmaßnahmen 

Folgende lichte Mindestabstände von Ver- und Entsorgungsleitungen zu Gasverteilungsanlagen (einschließlich Zubehör 

z.B. KKS- und Fernmeldekabel) der E.DIS sind einzuhalten. 

 

Gasleitung  

Abstand bei 

offener Parallel- 

verlegung  

Abstand bei ge-

schlossener Pa-

rallelverlegung  

Abstand bei 

offener 

Kreuzung  

Abstand bei 

geschlossener 

Kreuzung 

Gasleitung aus Kunststoff 

≤ 16 bar 

 
0,40 m 

 
1,00 m 

 
0,20 m 

 
1,00 m 

Gasleitung aus Kunststoff 

≤ 16 bar 

zu Kabel bis 1kV 

 

0,20 m 

 

1,00 m 

 

0,10 m 

 

1,00 m 

Gasleitung aus Stahl 

≤ 16 bar 

 
0,40 m 

 
1,00 m 

 
0,20 m 

 
1,00 m 

Gasleitung aus Stahl  

> 16 bar innerhalb 

öffentlicher Verkehrsflächen 

 

0,40 m 

 

1,00 m 

 

0,20 m 

 

1,00 m 

Gasleitung aus Stahl  

> 16 bar außerhalb 

öffentlicher Verkehrsflächen* 

 

 

 

 

 

 

 

 

• Leitung bis DN 150  1,00 m  1,00 m  0,50 m  1,00 m 

• Leitung über DN 150 bis DN 400  1,50 m  1,50 m  0,50 m  1,00 m 

• Leitung über DN 400 bis DN 600  2,00 m  2,00 m  0,50 m  1,00 m 

• Leitung über DN 600 bis DN 900  3,00 m  3,00 m  0,50 m  1,00 m 

• Leitung über DN 900  3,50 m  3,50 m  0,50 m  1,00 m 

* Bei parallel verlegten Gasleitungen unterschiedlicher Durchmesser gilt für die Abstandsvorgabe stets der größere Durchmesser 

 

Für HS-Kabel gelten gesonderte Mindestabstände zu Gasleitungen aller Materialien und Druckstufen: 

 

HS-Kabel  

Abstand bei 

offener Parallel- 

verlegung  

Abstand bei ge-

schlossener Pa-

rallelverlegung  

Abstand bei 

offener 

Kreuzung  

Abstand bei 

geschlossener 

Kreuzung 

< 110 kV  2,00 m  2,00 m  0,50 m  1,00 m 

>/ = 110 kV  5,00 m  5,00 m  1,00 m*  2,00 m 

>/ = 380 kV  10,00 m  10,00 m  1,00 m*  2,00 m 

* mit thermisch isolierenden Zwischenlagen 

 

Des Weiteren gilt, dass sich die Schutzstreifen der HS-Kabel und die Schutzstreifen der Gasleitung nur berühren dürfen 

(keine Überlappung). 

Für HS-Freileitungsanlagen (Leitungen, Maste, Erder etc.) gelten bei E.DIS folgende Mindestabstände zu Gasleitungen, oberir-

dischen Gasanlagen (Stationen) sowie Absperr- und Ausblasearmaturen. 
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Bild 1 

 

 

Tabelle 1 

    Mindestabstände (m) 

    < 110 kV  ≥ 110 kV 

A  Rohrachse – Leiterseil1  10  10 

B  Armatur – Leiterseil1  10  10 

C  Rohrachse – Mast2  20  20 

D  Ausblasestutzen – Leiterseil1  35  35 

E  Station – Leiterseil1  35  55 
1 vertikale Projektion 
2 Kreuzung / Querung der Freileitung stets senkrecht zur Freileitungstrasse 

 

Kathodische Korrosionsschutzanlagen müssen sich außerhalb der Beeinflussung von Hochspannungsfreileitungen (ein-

schließlich Fahr- und Speiseleitung) befinden. Fremdstromanaoden müssen bei Freileitungsmasten mit Erdseil mindestens 

30 m vom Mastfuß und dessen Erdern entfernt sein. 

Zwischen Gebäuden und oberirdischen Gasanlagen (Stationen) sowie Entspannungseinrichtungen der Gasversorgung sind 

folgende Mindestabstände zu beachten: 

 

 

Tabelle 2 

 

oberirdischen Gasanlagen (Station)  10,00 m 

Entspannungseinrichtungen Leitung (Ausbläser)  20,00 m 

 

Eine Bebauung näher als 20 m zu Gashochdruckleitungen größer 4 (5) bar bedarf der ausdrücklichen Genehmigung durch 

E.DIS, der individuelle Schutzmaßnahmen festlegt. 

Zur Sicherung des Bestandes und Betriebes liegen Gasleitungen in einem Schutzstreifen. Die Außengrenzen des Schutzstrei-

fens werden durch die Lage der Gasleitung bestimmt, deren Achse grundsätzlich unter der Mittellinie des Schutzstreifens 

liegt. Lageabweichungen können auftreten. 
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Tabelle 3 

Gasleitung  

Betriebsdruck 

(bar)  

Schutzstreifen 

gesamt (m) 

Nieder-, Mittel- und Hochdruck-Gasleitung  ≤ 4 (5)  2 

Hochdruck-Gasleitung  > 4(5) bis ≤ 16  4 

Hochdruck-Gasleitung  

> 16 

  

• ≤ DN 150   4 

• > DN 150 bis DN 300   6 

• > DN 300 bis DN 500   8 

Hochdruck-Gasleitung (Baujahr vor 1990)  > 4(5)  8 

 

Die Verlegung von unter- und oberirdischen Bauwerken und sonstigen Anlagen im Schutzstreifen einer Gasleitung > 16 bar 

wird von E.DIS nur im Ausnahmefall gestattet. 

Voraussetzung dafür ist der Abschluss einer Interessensabgrenzungsvereinbarung. 

Die Verlegung ist terrestrisch zu vermessen und an E.DIS im dxf-Format zu übergeben. 

Die Kreuzung von Schutzstreifen einer Gasleitung > 16 bar durch Kabel oder Leitungen unterliegt folgenden Mindestanforde-

rungen: 

• Verlegung der Kabel oder Leitungen in einem Leerrohr, dessen Enden sich außerhalb des Schutzstreifens der Gasleitung 

befinden  

• Kreuzung rechtwinklig zur Gasleitung  

• dauerhafte und gut sichtbare Markierung der Kreuzung an beiden Enden des Leerrohres 
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Wichtige Hinweise zum Verhalten bei Beschädigungen an 

Gasverteilungsanlagen 

Maßnahmen bei Gasaustritt im Freien: 

Wenn eine Gasleitung so beschädigt worden ist, dass Gas 

austritt oder Undichtigkeiten zu befürchten sind, sind sofort 

folgende Vorkehrungen zur Verringerung von Gefahren zu 

treffen: 

• Bei ausströmendem Gas besteht Brand- und Explosions-

gefahr; Zündquellen (z. B. Funkenbildung) vermeiden, 

nicht rauchen, kein Feuer anzünden! 

• Arbeiten im Bereich der Schadensstelle sofort einstellen, 

dazu gehört auch sofort alle Baumaschinen und Fahr-

zeugmotoren abzustellen! 

• Keine Mobiltelefone im Gefahrenbereich verwenden! 

• Keine elektrischen Verbindungen herstellen oder lösen! 

• Markisen von Hand einrollen, Bewohner warnen und 

zum Verlassen des Gefahrenbereiches auffordern. 

• Wenn möglich Kanalisation, Schächte, Telefonzellen und 

andere Hohlräume auf eingedrungenes Erdgas überprü-

fen. 

• Gefahrenbereich räumen, weiträumig absichern und Zu-

tritt unbefugter Personen verhindern! 

• E.DIS unverzüglich benachrichtigen! (jeweilige Entstö-

rungsnummer Gas) 

• Erforderlichenfalls Polizei und/oder Feuerwehr benach-

richtigen. 

• Erste Hilfe leisten! 

• Keine elektrischen Geräte, Schalter, Klingeln etc. betäti-

gen! 

• Fenster und Türen angrenzender Gebäude schließen, da-

mit kein im Freien ausströmendes Gas eindringen kann! 

• Weitere Maßnahmen mit E.DIS und den zuständigen 

Dienststellen abstimmen! 

• Das Baustellenpersonal darf die Schadenstelle nur mit 

Zustimmung der E.DIS verlassen! 

 

Maßnahmen: Gasaustritt im Gebäude  

• Gleiche Verfahrensweise wie Gasaustritt im Freien. 

• Lüftungsmaßnahmen durchführen! 

• Absperrarmatur nur auf ausdrückliche Anweisung der 

E.DIS schließen! 

• Mitbewohner durch Klopfen und lautes Rufen warnen 

(nicht klingeln oder telefonieren)! 

 

Maßnahmen bei Gasbrand: 

• Gleiche Vorgehensweise wie Gasaustritt 

• Gasbrände nicht löschen (Vermeidung der Explosionsge-

fahr). Muss aus Gründen der Personenrettung doch ein 

Erdgasbrand gelöscht werden, sind Pulverlöscher der 

Brandklasse C zu verwenden. 

• Ein Übergreifen der Flammen auf brennbare Materialien 

in der Umgebung verhindern. 

 

Vorsicht bei Schäden an Biogasleitungen 

• Gase aus der biologischen Erzeugung können neben Me-

than auch Kohlenstoffdioxid und Schwefelwasserstoff 

enthalten. Kohlenstoffdioxid kann den Sauerstoff in der 

Atemluft verdrängen, das Einatmen von Schwefelwasser-

stoff gefährdet die Gesundheit. 

 

Strafrechtliche Konsequenzen und Schadenersatzansprüche 

• Verstöße eines Unternehmens gegen die obliegende Er-

kundungs- und Sorgfaltspflicht führen im Schadensfall zu 

einer Schadensersatzverpflichtung nach § 823 BGB und 

können darüber hinaus auch mit strafrechtlichen Konse-

quenzen verbunden sein. 

• Der Einsatz von Subunternehmern für die Tiefbauarbei-

ten setzt Übernahme und Einhaltung der Verkehrssiche-

rungspflicht voraus. Der Hauptunternehmer hat alle in ei-

ner eventuellen Einweisung gegebenen Informationen, 

übergebene Bestandspläne bzw. Kopien und die „Be-

standsplan-Auskunft” an die bauausführenden Firmen zu 

übergeben. Auch wenn das Tiefbauunternehmen für ei-

genes Verschulden gem. §§ 823, 31 BGB selbst haftet, 

bleibt der Hauptunternehmer für eventuell entstandene 

Leitungsschäden und deren Regulierung primär gegen-

über E.DIS haftbar. 

 

5 Baumpflanzung/Bebauung im Bereich von Verteilungs-

anlagen 

Von der Begrünung und Bepflanzung innerstädtischer Wege, 

Straßen und Plätze werden die unterirdischen Verteilungs-

anlagen und Freileitungen erfahrungsgemäß erheblich be-

troffen. 

Verschiedene Interessen erfordern die gegenseitige Rück-

sichtnahme und ein rechtzeitiges Zusammenwirken aller Be-

teiligten bei der Planung und Durchführung von Bau- und 

Unterhaltungsmaßnahmen. In diesem Zusammenhang ver-

weisen wir Sie auf die Hinweise „Baumstandorte und unter-

irdische Ver- und Entsorgungsanlangen“. Diese wurden vom 

Arbeitskreis „Baumpflanzungen im Bereich von Verteilungs-

anlagen“ im Arbeitsausschuss „Kommunaler Straßenbau“ 

der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 

(FGSV) in Zusammenarbeit mit der DVGW der ATV-ad-hoc-

Arbeitsgruppe „Baumstandorte“ im Fachausschuss 1.6 „Aus-

schreibungen und Ausführungen von Entwässerungsanla-

gen“ erarbeitet. Dies ist textgleich mit dem DVGW-Merkblatt 

GW 125 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“. 
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Für unterirdische Trassen gilt zusätzlich: 

Bei der Pflanzung im Bereich bestehender unterirdischer 

Gasleitungen und Kabel sind die Trassen grundsätzlich von 

Baumpflanzungen freizuhalten. Abstände von Baumpflan-

zungen zu bestehenden Verteilungsanlagen: (Die nachfol-

genden Maße beziehen sich auf den horizontalen Abstand 

des Stammes zur Gasleitung bzw. Kabel) 

• Bei einem Abstand von über 2,50 m sind Schutzmaßnah-

men in der Regel nicht erforderlich. 

• Bei einem Abstand zwischen 1,00 und 2,50 m ist in Ab-

hängigkeit von Baumart und Leitungstyp der Einsatz von 

Schutzmaßnahmen zu prüfen und zu entscheiden. 

• Bei einem Abstand unter 1,00 m ist eine Baumpflanzung 

nur im Ausnahmefall, unter Abwägung der Risiken, mög-

lich. Besondere Schutzmaßnahmen sind zu vereinbaren. 

• Pflanzgruben sind von Hand anzulegen, wenn die Außen-

kante einen geringeren Abstand als 0,50 m zur bestehen-

den Gasleitung oder Kabel besitzt. 

 

Der Schutzbereich für 110 kV-Kabelanlagen beträgt 10 m. In-

nerhalb des Schutzbereiches darf keine Bepflanzung mit Ge-

hölzen erfolgen. Der Schutzbereich darf nicht mit Bauwer-

ken überbaut werden. 

Bei geplanten Überbauungen (z. B. Straßen, Parkplätze usw.) 

sind zur Gewährleistung der erforderlichen Sicherheit even-

tuell zusätzliche Maßnahmen erforderlich. Die hierdurch ver-

ursachten Kosten sind durch den Antragsteller zu tragen.  

 

Sofern Schutzmaßnahmen erforderlich werden, bedürfen 

diese der Abstimmung zwischen den Beteiligten. 

Möglich sind z. B.: 

• Trennwände aus Stahl, Beton oder wurzelfeste Kunst-

stoffplatten 

• ringförmige Trennwand (Betonrohr / Kanalschacht) 

• Schutzrohre oder längsgeteilte Schutzrohre 

 

Beim Einbau von parallelen Trennwänden müssen diese von 

der Oberfläche bis mindestens auf Sohlhöhe des Gaslei-

tungs- bzw. Kabelgrabens geführt werden. Sie müssen aus 

schwer verrottbarem Material (Beton, Stahl, geeignete 

Kunststoffe) sein. 

Ungeeignet sind z. B.: 

• dünnwandige Folien < 2mm, Abdeckhauben, Trennwände 

mit ungeschützten Fugen 

• Kabelkanalformsteine aus Beton 

 

Für weitere Auskünfte stehen Ihnen unsere Kundencen-

ter/Standorte gerne zur Verfügung. 

Für Freileitungen gilt: 

Unter Freileitungen sind grundsätzlich keine Bauwerke zu 

errichten. Die Errichtung von Bauwerken ist nur möglich, 

wenn die innerhalb der vor genannten Normen geforderten 

Abstände nachgewiesen werden. 

Verbindungen und Abspannungen, Plakate, Planen und 

sonstige Teile dürfen an Masten von Freileitungen nicht an-

gebracht werden 

 

Baumpflanzungen in der Nähe unserer Freileitungen stim-

men wir grundsätzlich nicht zu, da diese bedingt durch den 

Baumwuchs, zur Beeinträchtigung der Versorgungszuverläs-

sigkeit unserer Kunden führen können. 

Die Zugänglichkeit der Maststandorte und der Trasse ist für 

Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten jederzeit zu ge-

währleisten. 

 

Bei geplanten Straßen hat der Abstand zwischen Fahrbahn-

kante und den Masteckstielen, die der Fahrbahn zugewandt 

sind, mindestens 15 m zu betragen. Maßnahmen des Anfahr-

schutzes müssen im Einzelfall gesondert abgestimmt wer-

den 

 

Bei der Kreuzung mit Straßen und befahrbaren Verkehrsflä-

chen aller Art ist gemäß DIN EN 50341 zwischen Fahrbahn-

oberkante und Leiterseil ein Mindestabstand bei größtmög-

lichem Leiterseildurchhang von 7 m einzuhalten. Die Ermitt-

lung des größten Leiterseildurchhanges und des seitlichen 

Ausschwingens erfolgt unter Berücksichtigung der DIN EN 

50341. Es ist deshalb erforderlich, dass ein Bauprojekt bei 

E.DIS zur Prüfung auf Einhaltung der nach DIN EN 50341 ge-

forderten Abstände eingereicht wird, aus der die Fahrbahn-

höhe, bisherige Geländehöhe und benachbarten Maststand-

orte hervorgehen. 



 

 

 
 

 

 

 1/2 

Information aufgrund der gesetzlichen  
Neuregelung des Datenschutzrechts 

 

 

Die Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen ist uns 
sehr wichtig. Nachstehend informieren wir Sie über die Verar-
beitung Ihrer personenbezogenen Daten im Zusammenhang 
mit unserem Vertragsverhältnis. 
 
A. Nutzung Ihrer Daten zur Wahrung berechtigter Interessen 

des Verantwortlichen oder eines Dritten (Art. 6 Abs. 1 lit. f 
Datenschutzgrundverordnung, im Weiteren DSGVO) 

Ihre personenbezogenen Daten verarbeiten wir nach den gel-
tenden Vorschriften zum Datenschutz. 
Wir verwenden Ihre Daten, um mit Ihrer Kommune einen Ver-
trag (z.B. einen Konzessionsvertrag, Straßenbeleuchtungsver-
trag) abzuschließen, durchzuführen oder zu beenden sowie 
um Ihnen bedarfsgerechte und für Ihre Kommune relevante 
Produkte und Dienstleistungen anzubieten. Daran haben wir 
ein berechtigtes Interesse im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. f 
DSGVO. Unser Ziel ist, die Kundenbeziehung mit Ihnen zu er-
halten und auszubauen. 
Bei diesen Daten handelt es sich insbesondere um 
- Ihren Namen, 
- Ihre Dienstanschrift, 
- Ihre Kontaktdaten wie z.B. Telefonnummer und E-Mail-   

Adresse, 
- ggf. Ihr Geburtsdatum, 
- ggf. Ihre Berufsausbildung, 
- ggf. den Beginn Ihrer Amtszeit, 
- ggf. Ihre Parteizugehörigkeit. 

 

Sofern wir die vorgenannten Daten nicht von Ihnen selbst er-
halten haben, stammen sie aus öffentlich zugänglichen Quel-
len. Wir werden personenbezogene Daten weder an Dritte 
verkaufen noch auf andere Weise vermarkten. 

 
Im Übrigen verwenden wir Ihre Daten ohne eine von Ihnen 
gesondert erklärte, ausdrückliche Einwilligung nur für nach-
folgende Zwecke: 
 
- für unsere eigenen geschäftlichen Interessen, 
- zur Beratung und Betreuung Ihrer Kommune zur bedarfsge-

rechten Gestaltung unserer Produkte und 
- für allgemeine Informationen per Post. 

 
 

 

B. Speicherdauer 
Wir speichern Ihre Daten für den Zeitraum des bestehenden 
Vertrages und nach Beendigung des Vertrages mit Ihrer Kom-
mune für einen Zeitraum bis zum Abschluss der steuerlichen 
Betriebsprüfung des letzten Kalenderjahres, in dem Ihre 
Kommune unser Kunde war. 
 
C. Datenübermittlungen in Drittstaaten 
Datenübermittlungen in Länder, in denen kein angemesse-
nes Datenschutzniveau besteht, („Drittländer“) ergeben sich 
eventuell im Rahmen der Administration, Entwicklung und 
des Betriebs von IT- Systemen (z.B. Datenspeicherung in einer 
außerhalb Deutschlands genutzten Cloud). Dies geschieht nur 
soweit, als dass 
a) die Übermittlung grundsätzlich zulässig ist und 
b) die besonderen Voraussetzungen für eine Übermittlung in 
ein Drittland vorliegen, insbesondere der Datenimporteur ein 
angemessenes Datenschutzniveau nach Maßgabe der EU-
Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbe-
zogener Daten an Datenverarbeiter in Drittländern gewähr-
leistet. 
Die EU-Standardvertragsklauseln sind unter folgendem Link  
abrufbar:  
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUri-
Serv.do?uri=OJ:L:2010:039:0005:0018:DE:PDF 
 
D. Ihre Rechte 
Der für die Verarbeitung Ihrer Daten Verantwortliche im 
Sinne der DSGVO ist:  
 
E.DIS Netz GmbH,  
Geschäftsführer: Stefan Blache, Michael Kaiser, Harald Bock, 
Langewahler Straße 60, 15517 Fürstenwalde/Spree,  
E-Mail: kundenservice@e-dis.de 
 
Sie haben nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO jederzeit das Recht, der 
werblichen Nutzung oder sonstigen Nutzung Ihrer Daten zu 
widersprechen, soweit die Nutzung dieser Daten aufgrund 
von Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO (zur Wahrung des berechtigten 
Interesses des Verantwortlichen) erfolgt. Dazu genügt eine 
einfache Mitteilung an uns. 
Sie können weiterhin jederzeit von uns Auskunft zu den über 
Sie gespeicherten Daten, deren Berichtigung im Fall von Feh-
lern oder, soweit die Daten nicht mehr benötigt werden, die 
Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten 
verlangen. 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:039:0005:0018:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:039:0005:0018:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:039:0005:0018:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:039:0005:0018:DE:PDF
mailto:kundenservice@e-dis.de
mailto:kundenservice@e-dis.de
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Sie haben das Recht, Ihre Daten in einem strukturierten, gän-
gigen, maschinenlesbaren und interoperablen Format zu er-
halten. 
 
Unsere Datenschutzbeauftragte ist: 
Christin Zühlke 
Langewahler Straße 60 
15517 Fürstenwalde/Spree 
Telefon: 03361/70 1131 
E-Mail: Datenschutz@e-dis.de 
 
Zudem können Sie sich jederzeit mit einer Beschwerde an 
eine Aufsichtsbehörde wenden. Dabei haben Sie die Wahl, auf 
die Aufsichtsbehörde zuzugehen, die für Sie örtlich zuständig 
ist oder auf die Aufsichtsbehörde, die für uns zuständig ist. 
Die für uns zuständige Aufsichtsbehörde ist: 
 
Die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht 
auf Akteneinsicht 
Dagmar Hartge 
Stahnsdorfer Damm 77 
14532 Kleinmachnow 
Telefon: 033203/356-0 
Telefax: 033203/356-49 
E-Mail: Poststelle@LDA.Brandenburg.de 

mailto:Datenschutz@e-dis.de
mailto:Datenschutz@e-dis.de
mailto:Poststelle@LDA.Brandenburg.de
mailto:Poststelle@LDA.Brandenburg.de
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Susanne Tschendel | PTI 32, B1 | 2505-333201 
+49 30 835379021 | susanne.tschendel@telekom.de 
7. August 2023 | Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte“ 
 

Guten Tag, Herr Ernsting, 

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) der Telekom, die aus den 
beigefügten Plänen ersichtlich sind. 

Die beigefügten Bestandspläne der Telekom entsprechen nur dem derzeitigen Stand. Änderungen oder 
Errichtungen von TK-Linien sind bis zum Beginn der Arbeiten möglich. Wir bitten daher, diese Pläne nicht 
zur Bauausführung zu verwenden. 

Vor Tiefbauarbeiten über oder in unmittelbarer Nähe unserer TK-Linien ist es erforderlich, dass sich die 
Bauausführenden vorher durch  

• Kabeleinweisung via Internet (Flyer Trassenauskunft Kabel), 
• Nutzung des Leitungsauskunftsportal der infrest GmbH (www.infrest.de) oder 
• E-Mail: Planauskunft_brandenburg@telekom.de 

in die genaue Lage dieser Anlagen einweisen lassen und die Bauausführenden immer die „Anweisung 
zum Schutze unterirdischer Anlagen der Telekom Deutschland GmbH bei Arbeiten Anderer 
(Kabelschutzanweisung)“ – siehe Anlage – beachten, um Schäden am Eigentum der Telekom 
Deutschland GmbH zu vermeiden. 

Deutsche Telekom Technik GmbH, 01059 Dresden  
 

Gemeinde Kleinmachnow 
FD Stadtplanung/Bauordnung 
Herr Ernsting 
Adolf-Grimme-Ring 10 
14532 Kleinmachnow 
 
 
 
 
 
61/1297/Jul-23 Häg vom 11.07.2023, Herr Häger 
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Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der im 
Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich 
angezeigt werden. 

Die einzelnen Hausanschlüsse können vom Grundstückseigentümer über den Bauherrenservice 
beauftragt werden, der unter der kostenfreien Rufnummer 0800 33 01903 zu erreichen ist. Eine 
Kontaktaufnahme über das Internet: www.telekom.de/hilfe/bauherren ist ebenfalls möglich. 

Benötigen Sie noch weitergehende Informationen oder haben Sie Fragen zu den übersandten 
Unterlagen, dann rufen Sie uns bitte unter Tel.-Nr.: 030/8353-79021 zurück oder senden uns eine E-Mail 
an „Planauskunft_brandenburg@telekom.de“. 

Freundliche Grüße 

 

i.A.      i.A. 
Ricardo Thiemig     Susanne Tschendel 

 

 

 

Anlagen 

1  Übersichtsplan Telekom Deutschland GmbH 
3  Lagepläne M 1:500 (Ausdruck DIN A4) Telekom Deutschland GmbH 
1  Kabelschutzanweisung 
1  Flyer Trassenauskunft 
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Die Kabelschutzanweisung steht für Sie in 
folgenden Sprachen zur Verfügung: 

 
  

Aby wyświetlić instrukcję ochrony kabla w języku polskim, kliknij tutaj 
Für die Kabelschutzanweisung in Polnisch klicken Sie bitte hier PL 

For the instructions on protecting cables in Englisch, please click here 
Für die Kabelschutzanweisung in Englisch klicken Sie bitte hier GB 

Cliquez ici pour les consignes de protection des câbles en français 
Für die Kabelschutzanweisung in Französisch klicken Sie bitte hier FR 

Para las instrucciones de protección de cables en español, haga clic aquí 
Für die Kabelschutzanweisung in Spanisch klicken Sie bitte hier ES 

Pro Instruktáž k ochraně kabelů v češtině klikněte zde 
Für die Kabelschutzanweisung in Tschechisch klicken Sie bitte hier CZ 

Diese finden Sie in deutscher Sprache ab Seite 2. 
 D 

Для просмотра руководства по защите кабельных трасс на русском языке, 
пожалуйста, нажмите здесь 
Für die Kabelschutzanweisung in Russisch klicken Sie bitte hier 

RUS 

TR Kablo koruma talimatı'nın Türkçesi için lütfen tıklayınız 
Für die Kabelschutzanweisung in Türkisch klicken Sie bitte hier 

Kliknite ovde da biste videli uputstvo za zaštitu kablova na srpskom jeziku 
Für die Kabelschutzanweisung in Serbisch klicken Sie bitte hier SRB 

 

Za upute za zaštitu kabela na hrvatskom jeziku kliknite ovdje 
Für die Kabelschutzanweisung in Kroatisch klicken Sie bitte hier HR 

 

https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_pl
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_pl
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_gb
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_gb
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_fr
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_fr
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_es
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_es
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_cz
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_cz
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_rus
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_rus
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_rus
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_tr
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_tr
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_sr
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_sr
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_hr
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/tak/downloads/cable_protection_hr
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Kabelschutzanweisung 
Anweisung zum Schutze unterirdischer Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom bei Arbeiten 
Anderer 
 

 Bearbeitet und herausgegeben von der Telekom Deutschland GmbH 
 
Telekommunikationslinien als Bestandteil des Telekommunikationsnetzes der Telekom Deutschland GmbH 
sind alle unter- oder oberirdisch geführte Telekommunikationskabelanlagen, einschließlich ihrer zugehörigen 
Schalt- und Verzweigungseinrichtungen, Masten und Unterstützungen, Kabelschächte und Kabelkanalrohre, 
sowie weitere technische Einrichtungen, die für das Erbringen von öffentlich zugänglichen 
Telekommunikationsdiensten erforderlich sind (§ 3 Nr. 64 TKG).  
Unterirdisch verlegte Telekommunikationslinien können bei Arbeiten, die in ihrer Nähe am oder im Erdreich 
durchgeführt werden, leicht beschädigt werden. Durch solche Beschädigungen wird der für die Öffentlichkeit 
wichtige Telekommunikationsdienst der Telekom Deutschland GmbH erheblich gestört. Beschädigungen an 
Telekommunikationslinien sind nach Maßgabe der § 317 StGB strafbar, und zwar auch dann, wenn sie 
fahrlässig begangen werden. Außerdem ist derjenige, der für die Beschädigung verantwortlich ist, der Telekom 
Deutschland GmbH zum Schadensersatz verpflichtet. Es liegt daher im Interesse aller, die solche Arbeiten 
durchführen, äußerste Vorsicht walten zu lassen und dabei insbesondere Folgendes genau zu beachten, um 
Beschädigungen zu verhüten. 
 
1. Bei Arbeiten jeder Art am oder im Erdreich, insbesondere bei Aufgrabungen, Pflasterungen, Bohrungen, 
Baggerarbeiten, Grabenreinigungsarbeiten, Setzen von Masten und Stangen, Eintreiben von Pfählen, Bohrern 
und Dornen, besteht immer die Gefahr, dass Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH 
beschädigt werden. 
 
2. Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH werden nicht nur in oder an öffentlichen 
Verkehrswegen, sondern auch durch private Grundstücke (z.B. Felder, Wiesen, 
Waldstücke, Hausgrundstücke) geführt. Die Telekommunikationslinien werden 
gewöhnlich auf einer Grabensohle (Verlegetiefe VT)) von 60 cm (in Einzelfällen 40 cm) bis 
100 cm ausgelegt. Gemäß § 127 Abs 7 TKG ist aber auch eine mindertiefe Verlegung 
gestattet, wie etwa im Trenchingverfahren (s. Seite 8) eingebrachte 
Telekommunikationslinien und andere Verlegungen in geringerer Tiefe.  
Beim Trenching werden durch Säge- oder Frästechnik verschieden breite und tiefe Schlitze bzw. Gräben direkt 
in Böden, Asphalt und Beton eingebracht, in welche Rohre mit Glasfaserkabeln eingelegt werden. 
Eine abweichende Tiefenlage ist bei Telekommunikationslinien wegen Kreuzungen anderer Anlagen, infolge 
nachträglicher Veränderung der Deckung durch Straßenumbauten u. dgl. und aus anderen Gründen möglich. 
Kabel können in Röhren eingezogen, mit Schutzhauben aus Ton, mit Mauersteinen o.ä. abgedeckt, durch 
Trassenwarnband aus Kunststoff, durch elektronische Markierer gekennzeichnet oder frei im Erdreich verlegt 
sein. Röhren, Abdeckungen und Trassenwarnband aus Kunststoff schützen die Telekommunikationslinien 
jedoch nicht gegen mechanische Beschädigungen. Sie sollen lediglich den Aufgrabenden auf das 
Vorhandensein von Telekommunikationslinien aufmerksam machen (Warnschutz). 
 

V
T Ü
b
d
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Bei Beschädigung von Telekommunikationslinien 1 der Telekom Deutschland GmbH, kann Lebensgefahr für 
damit in Berührung kommende Personen bestehen.  
 
Von unbeschädigten Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH mit isolierender 
Außenhülle gehen auf der Trasse keine Gefahren aus.   
 
Von Erdern und erdfühlig verlegten Kabeln (Kabel mit metallischem Außenmantel) können insbesondere bei 
Gewitter Gefahren ausgehen. Gem. DIN VDE 0105 Teil 100, Abschnitt 6.1.3 Wetterbedingungen, sollen bei 
Gewitter die Arbeiten an diesen Anlagen eingestellt werden. 
 

Glasfaserkabel sind auf der Kabelaußenhülle mit einem  gekennzeichnet. Hier kann es bei einem direkten 
Hineinblicken in den Lichtwellenleiter zu einer Schädigung des Auges kommen.  Bei Beschädigung von 
Telekommunikationslinien gilt immer: 
Alle Arbeiter müssen sich aus dem Gefahrenbereich der Kabelbeschädigung entfernen. Die Telekom 
Deutschland GmbH ist unverzüglich und auf dem schnellsten Wege zu benachrichtigen, damit der Schaden 
behoben werden kann.  
 
3. Vor der Aufnahme von Arbeiten am oder im Erdreich der unter Ziffer 1 bezeichneten Art ist deshalb entweder 
über das Internet unter der Adresse https://trassenauskunftkabel.telekom.de oder bei der für das Leitungsnetz 
zuständigen Niederlassung (Telekontakt: 0800/3301000) festzustellen, ob und wo in der Nähe der Arbeitsstelle 
Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH liegen, die durch die Arbeiten gefährdet werden 
können. 
 
Teilweise sind Telekommunikationslinien metallfrei ausgeführt und mit elektronischen Markierern 
gekennzeichnet. Diese Markierer (Frequenzen der passiven Schwingkreise gemäß 3M-Industriestandard 
101,4 kHz) sind im Lageplan mit             dargestellt und mit geeigneten marktüblichen Ortungsgeräten sicher zu 
lokalisieren. 
 
4. Sind Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH vorhanden und sind die Planunterlagen 
offensichtlich fehler- oder lückenhaft, nicht lesbar bzw. missverständlich oder enthält der erstellte Planauszug 
überhaupt keine Informationen, weder einen Planhintergrund noch sichtbare Trassenverläufe, so ist die 
Aufnahme der Arbeiten der zuständigen Niederlassung rechtzeitig vorher schriftlich, in eiligen Fällen telefonisch 
voraus, mitzuteilen, damit - wenn nötig, durch Beauftragte an Ort und Stelle - nähere Hinweise über deren Lage 
gegeben werden können.  
 
5. Jede unbeabsichtigte Freilegung bzw. Beschädigung von Telekommunikationslinien der Telekom 
Deutschland GmbH ist der zuständigen Niederlassung unverzüglich und auf dem schnellsten Wege zu melden. 
Ist ein direkter Ansprechpartner nicht bekannt, so kann eine Schadensmeldung über die App „Trassen 
Defender“ (erhältlich im Google Playstore und Apple Store), https://trassenauskunftkabel.telekom.de 
„Kabelschaden melden“ oder unter 0800/3301000 gemeldet werden. Bei Nachfragen des Sprachcomputers 
bitte immer „Kabelschaden“ angeben. 
 
Freigelegte Telekommunikationslinien sind zu sichern und vor Beschädigung und Diebstahl zu schützen. Die 
Erdarbeiten sind an Stellen mit freigelegten Kabeln bis zum Eintreffen des Beauftragten der Telekom 
Deutschland GmbH einzustellen. 
 
6. Bei Arbeiten in der Nähe von unterirdischen Telekommunikationslinien dürfen spitze oder scharfe Werkzeuge 
(Bohrer, Spitzhacke, Spaten, Stoßeisen) nur so gehandhabt werden, dass sie höchstens bis zu einer Tiefe von 

 
1 Betrieben werden u.a.: 

-Telekomkabel (Kupferkabel und Glasfaserkabel) 

- Telekomkabel mit Fernspeisestromkreisen 

- Kabel (Energiekabel), die abgesetzte Technik mit Energie versorgen  

 

https://trassenauskunftkabel.telekom.de/
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/
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10 cm über der Telekommunikationslinie in das Erdreich eindringen. Für die weiteren Arbeiten sind stumpfe 
Geräte, wie Schaufeln usw., zu verwenden, die möglichst waagerecht zu führen und vorsichtig zu handhaben 
sind. Spitze Geräte (Dorne, Schnurpfähle) dürfen oberhalb von Telekommunikationslinien nur eingetrieben 
werden, wenn sie mit einem fest angebrachten Teller oder Querriegel versehen sind, um ein zu tiefes Eindringen 
zu verhindern und damit eine Beschädigung der Telekommunikationslinien sicher auszuschließen. Da mit 
Ausweichungen der Lage oder mit breiteren Kabelrohrverbänden gerechnet werden muss, sind die gleichen 
Verhaltensmaßnahmen auch in einer Breite bis zu 50 cm rechts und links der Telekommunikationslinie zu 
beachten. Bei der Anwendung maschineller Baugeräte in der Nähe von Telekommunikationslinien ist ein 
solcher Abstand zu wahren, dass eine Beschädigung der Telekommunikationslinie ausgeschlossen ist. Ist die 
Lage oder die Tiefenlage nicht bekannt, so ist besondere Vorsicht geboten. Gegebenenfalls muss der Verlauf 
der Telekommunikationslinie durch in vorsichtiger Arbeit herzustellender Querschläge ermittelt werden. 
 
7. In Gräben, in denen Kabel freigelegt worden sind, ist die Erde zunächst nur bis in die Höhe des Kabelauflagers 
einzufüllen und fest zu stampfen. Dabei ist darauf zu achten, dass das Auflager des Kabels glatt und steinfrei ist. 
Sodann ist auf das Kabel eine 10 cm hohe Schicht loser, steinfreier Erde aufzubringen und mit Stampfen 
fortzufahren, und zwar zunächst sehr vorsichtig mittels hölzerner Flachstampfer. Falls sich der Bodenaushub 
zum Wiedereinfüllen nicht eignet, ist Sand einzubauen. Durch Feststampfen steinigen Bodens unmittelbar über 
dem Kabel kann dieses leicht beschädigt werden. 
 
8. Bei der Reinigung von Wasserdurchlässen, um die Telekommunikationslinien herumgeführt sind, sind die 
Geräte so vorsichtig zu handhaben, dass die Telekommunikationslinien nicht beschädigt werden. 
 
9. Jede Erdarbeiten ausführende Person oder Firma ist verpflichtet, alle gebotene Sorgfalt aufzuwenden. 
Insbesondere müssen Hilfskräfte genauestens an- und eingewiesen werden, um der bei Erdarbeiten immer 
bestehenden Gefahr einer Beschädigung von Telekommunikationslinien zu begegnen. Nur so kann sie 
verhindern, dass sie zum Schadenersatz herangezogen wird. 
 
10. Die Anwesenheit eines Beauftragten der Telekom Deutschland GmbH an der Aufgrabungsstelle hat keinen 
Einfluss auf die Verantwortlichkeit des Aufgrabenden in Bezug auf die von der Person verursachten Schäden 
an Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH. Der Beauftragte der Telekom Deutschland 
GmbH hat keine Anweisungsbefugnis gegenüber den Arbeitskräften der die Aufgrabung durchführenden 
Firma. 
 
11. Bitte beachten Sie, dass es aufgrund von nachträglicher Bautätigkeit zu Veränderungen in der Verlegetiefe 
der Telekommunikationslinien kommen kann! Im Bereich von Verbindungsmuffen, Rohrunterbrechungen und 
Kabelverbänden ist mit größeren Ausbiegungen der Kabellage zu rechnen! 
Im Bereich der Kabeleinführungen von Multifunktionsgehäusen, Kabelverzweigern und sonstigen 
Verteileinrichtungen ist besondere Vorsicht geboten. 
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Erläuterungen der Zeichen und Abkürzungen in den Lage-
plänen der Telekom Deutschland GmbH 

Bearbeitet und herausgegeben von der Telekom Deutschland GmbH Stand: 04.04.2023 

  

 Kabelrohrtrasse mit mindestens einem Rohr  
 Kabeltrasse alle Kabel erdverlegt 
 Kabeltrasse oberirdisch verlegt 
  
  
 Betriebsgebäude 
  
 Kabelrohrverband aus 2 x 3 Kabelkanalrohren (KKR -Außendurchmesser 110 mm) 
 Kabelschacht mit 2 Einstiegsöffnungen 
 Kabelschacht mit 1 Einstiegsöffnung 
  
 Kabelkanal aus Kabelkanalformstein (KKF) mit 2 Zugöffnungen 
  
 Abzweigkasten mit Erdkabel zum Abschlusspunkt des Liniennetzes (APL) im Gebäude 
  
 Querschnittsbild der in einer Trasse verlaufenden Telekommunikationsanlage: 
                                        40      7x12 hier: 2 Erdkabel und 4 Kunststoffrohre (Außendurchmesser 40 mm) und ein SNRV 7x12 
  
  
                               0,4 Übd hier: 3 Betonformsteine und 1 Stahlhalbrohr doppelt mit einer Überdeckung (Übd) von 0,4m 
  
  
 Rohr-Unterbrechungsstelle 
  
 Im Erdreich verbliebener Teil eines aufgegebenen Kabelschachtes mit nicht im Betrieb 

befindlichen vorhandenen Erdkabel und aufgegebener vorhandener Verbindungsstelle 
  

Mit Halbrohren bzw. Schraubklemmfitting überbrückte Rohr-Unterbrechungsstelle 
  
 Abzweigkasten / Unterflurbehälter mit unbelegter Kabelkanal-Hauszuführung 
  
 Kabelschacht, verschlossen / Kabelschacht, verschlossen und elektronisch geschützt 
  
 Kabelverzweiger / Gf-Netzverteiler / Einspeisepunkt 230VAC / Abgesetzte EVs-Gruppe 
  
 Rohrende, Beginn der Erdkabelverlegung 
  
 Abzweigmuffe mit Erdkabel zum Telefonhäuschen, -zelle, -haube, -säule, Telestation 
  
 Unmittelbar im Erdreich ausgelegtes Telekom-Kabel; abgedeckt 
 - mit Mauerziegel oder Abdeckplatten, (kann auch doppelt abgedeckt sein) 
  
 - mit Kabelabdeckhauben 
  
 - zwei Kabel mit Trassenwarnband  
  
                 6,5 2 Kabelschutzrohre aus Kunststoff, Stahl, verzinktem Stahl oder Beton; 
 ab der Strichlinie in Pfeilrichtung 6,5 m lang 
  
  
 Kabelmarke (aus Kunststoff) oder Kabelmerkstein (aus Beton) 
  

T DP BP 
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 Kabelmarke mit elektronischem Markierer 
  
 elektronischer Markierer ohne Kabelmarke (unterirdisch verlegt) 
  
  
 Kennzeichnung der Einmessachse durch eine Strichlinie, auf die alle Abstand-Maße 
                         4     5     6 zum Kabelverband (Kabel Nr. 4 bis 6) bezogen sind. 
  
             oder   Hinweis auf Gefährdung durch Fernspeisung, soweit der Grenzwert nach VDE 800, Teil 3 

überschritten wird und Ortsspeisung mit 230 V(AC)/400V(DC) 
Gefährdung durch: 

             Betriebsspannung 

                G Kurzzeitbeeinflussung durch Gewitter 

                K Kurzzeitbeeinflussung aus elektr. Energieanlagen < 3 Sekunden 

                L Langzeitbeeinflussung aus elektrischen Energieanlagen ≥3 Sekunden 

             G Betriebsspannung, und Kurzzeitbeeinflussung durch Gewitter 

             K Betriebsspannung und Kurzzeitbeeinflussung aus elektr. Energieanlagen < 3 Sekunden 

             L Betriebsspannung, Langzeitbeeinflussung und eventuell Kurzzeitbeeinflussung 

  

                                           SL Schirmleiter über Erdkabel 
  
  
 - Fremdes Starkstromkabel / fremdes Fernmeldekabel (+Text) 
  
+  +   +  + - Rohrleitung für flüssige oder gasförmige Stoffe (Gas, Wasser, Erdöl, Fernheizung) 
  
 Erder aus Kupferseil / verzinktem Stahldraht als Oberflächenerder 
  
 Oberflächenerder mit abschließendem Tiefenerder (Erdungsstab) 
  
                                    Korr Meßp Korrosionsschutzseinrichtung / Potentialmess- oder -abgleichpunkt in EVz-Säule 
  
                                    EMP Erdkabelmesspunkt 
  
 über Stichkabel angeschlossene Wannenmuffe mit ZWR in direkter Nähe an einer Muffe / BK-

Verstärkergehäuse 
  
 Muffe mit über Stichkabel angeschlossener Wannenmuffe mit ZWR in >2m Entfernung zu einer 

VS 
  
  
            M Mast, Beginn der Luftkabelverlegung  
  
  
 Abschlusspunkt des Liniennetzes (APL) Kupfer 

  # Glasfaser-Abschlusspunkt (Gf-AP) 

  

 Vorkriegstrasse: Die in diesem Trassenabschnitt verlegten Erdkabel oder Außenrohre wurden 
vor 1946 verlegt oder das Verlegedatum ist nicht bekannt. 

 

  

 

T 

 

VKT 
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Hinweise zum Lesen der Planauskünfte 
 
Telekommunikationslinien werden als Einstrichdarstellung im Lageplan dargestellt. Der tatsächliche Umfang 
der Anlage ist der Querschnittsdarstellung zu entnehmen. 
 
Lediglich die in den Plänen vermerkten Maße (nicht die zeichnerische Darstellung!) geben einen Anhalt für die 
Lage der dargestellten Telekommunikationslinien. Einmessungen an Kabelrohrverbänden beziehen sich auf 
die Mitte der Kabelschacht-Abdeckung. Alle Maße sind in Meter vermerkt. 
 
Kreuzungen und Näherungen von Starkstromkabeln und Rohrleitungen sind nur eingezeichnet worden, soweit 
sie bei Arbeiten an den Telekommunikationslinien vorgefunden wurden oder in anderer Weise nachträglich 
bekanntgeworden sind. 
 
Oberflächenmerkmale und deren Abkürzungen sind der DIN 18 702 „Zeichen für Vermessungsrisse, 
großmaßstäbige Karten und Pläne“ zu entnehmen. 
 
Sind an den Trassenabschnitten keine Angaben zu Verlegeart und Verlegetiefe bzw. Überdeckung hinterlegt, 
so gelten die Hinweise entsprechend Ziffer 2. 
Weichen die Angaben von Ziffer 2 ab, so haben die Trassenabschnitte eine Kennzeichnung, die aus 1 bis 3 
Angaben besteht: 
▪ Verlegeart 
▪ Verlegetiefe oder Überdeckung 
▪ Gefährdung durch Spannung bzw. Beeinflussung 
 

Beispiel:  VP 0.8  Beispiel:  TR4 Übd 0.3 
  
Kabel mit Verlegepflug eingepflügt 
Verlegetiefe 0,8m 
Gefährdung durch Betriebsspannung 

Rohr/SNRV mit Makrotrenching eingebracht 
mit einer Überdeckung von 0,3m 

 
Die Kennzeichnung der Verlegeart und der Verlegetiefe wird an den Trassen sukzessive von einer manuellen 
auf eine automatisierte Darstellung umgestellt. Daher sind in den Planauskünften zwei verschiedene 
Darstellungen anzutreffen: 
In der Spalte „Kurztext“ ist die neue automatisierte Darstellung und in der Spalte „alter Kurztext“ die bisherige. 
Siehe Seite 8. 
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Kennzeichnung der Verlegeart 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kurztext Verlegeart alter Kurztext 

MT Graben / erdverlegte Kabeltrasse mit Mindertiefe 
Trasse mit unbekannter Lage 

 

TR1 Rohr/SNRV mit Nanotrenching eingebracht  

TR2 Rohr/SNRV mit Microtrenching eingebracht  

TR3 Rohr/SNRV mit Minitrenching eingebracht  

TR4 Rohr/SNRV mit Makrotrenching eingebracht  

VP Kabel mit Verlegepflug eingepflügt  

VP Rohr mit Verlegepflug eingepflügt  

BV Rohr mit Bodenverdrängung eingebracht  

SCH Schießstrecke  

SB Rohr mit Spülbohrverfahren eingebracht  

BS Bohrstrecke  

BR An bzw. in einer Brücke geführtes Rohr BR 

TN Kabel in einem begehbaren Tunnel TN 

DÜ Rohr in einem Düker DÜ 

MVAK Kabel welches in einem Abwasserkanal mitverlegt ist MVAK 

MVFK Kabel welches in einem Frischwasserkanal mitverlegt ist MVFK 

PRIV Rohr vom Kunden verlegt PRIV 

MT1 

MT2 

MT3 

MT4 

BV 

SB 

VP 

VP 
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Kabeleinweisung via Internet
Ein Service der Deutschen Telekom
für Tiefbauunternehmen

Was ist Trassenauskunft Kabel?

Trassenauskunft Kabel ist ein kostenloser Internetservice 
der Telekom. Er bietet Tiefbauunternehmen die 
Möglichkeit, sich selbstständig über das Trassennetz der 
Telekom Deutschland GmbH zu informieren. Die bisher 
übliche Kabeleinweisung durch Mitarbeiter der regionalen 
Niederlassungen wird dadurch weitgehend ersetzt.

Was kann Trassenauskunft Kabel? 

 Suche nach Planmaterial durch Eingabe einer Adresse
(auch unvollständig) oder von Koordinaten.

 Darstellung von Plänen in Maßstäben von 1:100 bis 1:25000.
 Freie Navigation im Lageplan durch Verschieben und Zentrieren.
 Herunterladen und Speichern von Lageplänen als PDF – Datei.
 Ausdrucken von Lageplänen in den Formaten A4 und A3

(jeweils hoch und quer).

Welche Vorteile bietet Ihnen Trassenauskunft Kabel?

 Unmittelbarer Zugriff auf Planunterlagen
 keine Fahr- oder Wartezeiten
 Aktueller Datenstand
 Jeder beliebige Planausschnitt ist möglich
 Rund um die Uhr und auch an Sonn- und Feiertagen verfügbar
 Kostenlos

Welche Systemvoraussetzungen benötigt 
Trassenauskunft Kabel? 

 Standard-PC mit Internetzugang und Drucker 
 Browser Mozilla Firefox oder Microsoft Internet Explorer
 Acrobat Reader (ab Version 5.0) zum Öffnen der PDF-Dateien

Wie werden Sie Nutzer von Trassenauskunft Kabel? 

Um mit Trassenauskunft Kabel arbeiten zu können, ist der Abschluss eines Nutzungsvertrages mit der Deutschen Telekom erforderlich. 
Näheres zu diesem Nutzungsvertrag finden Sie im Internet unter der Adresse: 

https://trassenauskunftkabel.telekom.de 

Sie haben noch Fragen? 

Ihre örtliche Telekom – Niederlassung 
hilft Ihnen gerne weiter: 

Deutsche Telekom Technik GmbH

Technik Niederlassung Ost (Bereich Nordost)

PTI 23, Frau Christiane Schlünz, Tel. (030)8353-78128 (für MVP) 

PTI 32, Herr Ralf Pumpol, Tel. (030)8353-79052 (für BRB)

PTI 12, Herr Andy Langkabel, Tel. (030)8353-76835 (für Bln-Nord) 

PTI 31, Herr Rick Klopfleisch, Tel. (030)8353-77467 (für Bln-Süd) 

Melitta-Bentz-Str. 10, 01099 Dresden
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Sehr geehrte Damen und Herren,

RÜ

IV

w v! am:

Abläge:

F8L

fcegistratur

zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine grundsätzlichen Einwände. .,.
Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Kampfmittel-
freiheitsbescheinigung beizubringen. Darüber entscheidet die für das
Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf der Grundlage einer vom
Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten Kampfmittelverdachtsflächenkarte.

Diese Einschätzung gilt auch für zukünftige Änderungen dieses Planes.

Neuerungen bei der Verlegung von Medienträgern
Für die Veriegung von Medienträgern und die damit verbundenen erforderlichen
Bodeneingriffe in Bestandstrassen in Kampfmittelverdachtsgebieten ist eine
Freistellung von Anträgen auf Grundstücksüberprüfung möglich.
Weitere Hinweise hierzu finden Sie unter nachfolgendem Link;
Link:https://polizei. brandenburg. de/fm/32/Merkblatt%20Freistellung. pdf

Die Datenschutzerklärung finden Sie unter dem folgenden Link:
https://polizei. brandenburg. de/seite/datenschutzerklaerung-fuer-
kampfmittelfr/1295899

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

^. ^. ^ .^1-fs^

Stroh'

Geschäftszeiten Büigerseroice: Mo,Di,Do; 07:30-12:00 Uhr und 13:00-16:00 Uhr
Fr, 07:30-13:00 Uhr

Die genannte E-Mail-Adresse dient nur für den Empfang einfacher Mitteilungen ohne Signatur md/oder Verechlüsselung.
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Hinweise zum Datenschutz unter www.polizei.brandenburg.de unter „Rechtliche Hinweise“ oder in schriftlicher 

Form auf Anforderung 

Die genannte E-Mail-Adresse dient nur für den Empfang einfacher Mitteilungen ohne Signatur und/oder Verschlüsselung. 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bebauungsplan KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte“ 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

          

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
 
durch o. g. Planungen werden die Belange der Polizeiinspektion Potsdam nicht 
berührt. 
 
Zu Umfang und Detaillierungsgrad einer Umweltprüfung werden wird sich unsere 
Stelle nicht äußern. 
 
 

im Auftrag 

 
 
Jens Zickler 
Polizeioberkommissar  
 

Rathaus Kleinmachnow 
FD Stadtplanung/ Bauordnung 
Sachbearbeiter Stadtplanung/ Bauordnung 
Postfach 1108 
 
14532 Kleinmachnow 
 
Vorab per Mail 
Behoerdenbeteiligung@kleinmachnow.de 
 

 Potsdam, 07.08.2023      

Polizeidirektion West 

Polizeiinspektion Potsdam 

Henning-von-Tresckow-Str. 9-13 

14467 Potsdam 

 

Bearb.:  Hr. Zickler 

Gesch-Z.: PI P-452-10/23 

Telefon: (0331) 5508 - 1023 

Fax: (0331) 5508 - 1029 

Internet: www.polizei.brandenburg.de 

Jens.Zickler@polizei.brandenburg.de 

 

http://www.polizei.brandenburg.de/
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Faller, Christian

Von: Kutzop, Andrea <Andrea.Kutzop@ba-sz.berlin.de>
Gesendet: Donnerstag, 20. Juli 2023 14:43
An: Behoerdenbeteiligung
Betreff: KLM-BP-002-i frühzeitige Beteiligung

Sehr geehrter Herr Häger, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Beteiligung am o.g. Bebauungsplanverfahren.  
 
Hinsichtlich der vorgesehenen Ziele der Planung teile ich Ihnen mit, dass aus Sicht des Bezirks Steglitz-Zehlendorf 
keine Belange berührt sind. 
 

Mit freundlichen Grüßen  
Im Auftrag  
Andrea Kutzop (sie/ihr) 
 
Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin  
Stadtentwicklungsamt - Fachbereich Stadtplanung  
Stapl 1 - Stadtplanung  
 
Kirchstr. 1/3, 14163 Berlin  

Telefon:  
Fax:  
E-Mail:  

+49 30 90299-5417  
+49 30 90299-7725  
Andrea.Kutzop@ba-sz.berlin.de  

https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/  
 

       
 

    
 
Diese E-Mail-Adresse ist nicht für den Empfang elektronisch signierter Dokumente geeignet.  
 
Zur Erhöhung der IT-Sicherheit werden keine E-Mails mit zip-Anhängen oder veralteten Office-Formaten zugestellt. Wir bitten Sie, E-Mail-
Anhänge in den Formaten 7-Zip (*.7z) und ab Office 2010 aufwärts (*.docx, *.xlsx, *.pptx) zu übersenden. Office Dokumente, wie z.B. *.doc, 
*.xls, *.ppt oder auch Dateiformate mit Makros werden nicht mehr entgegengenommen. 
Sollten Sie uns größere Dateien bereitstellen wollen/müssen, so können Sie dies über den Link https://webportal01-basz.verwalt-
berlin.de/enqsig/mail/new durchführen. 
 
Informationen zum Datenschutz erhalten Sie hier: berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/datenschutzerklaerung.700318.php  



P 0 T S 1) A M Landeshauptstadt 
Potsdam 
Der Oberbürgermeister 

 

Landeshauptstadt Potsdam, Friedrich-Ebert-Str. 79/81, 14469 Potsdam 

Gemeinde Kleinmachnow 
FD Stadtplanung/Bauordnung 
Postfach 1108 
14533 Kleinmachnow 

Ihre Antwort an 

Auskunft erteilt 

Telefon 0331 289-

Telefax 0331 289-

Dienstgebäude 

Zimmer 

E-Mail 

Datum  

Landeshauptstadt Potsdam 

FB Stadtplanung 

Gesamtstädtische Planung 

Friedrich-Ebert-Str. 79/81 

14469 Potsdam 

Frau Freiberg 

2557 

84 25 57 

Haus 1 

811 

Gesamtstaedtische-Planung 

@Rathaus.Potsdam.de 

27.07.2023 

Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte" 
Hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Absatz 1 BauGB 

Sehr geehrte Damen Und Herren, 

im Namen der Landeshauptstadt Potsdam danke ich Ihnen für die erneute Beteiligung am o.g. 

Planverfahren, die uns mit Schreiben vom 11.07.2023 zugeleitet wurde. 

Die Landeshauptstadt Potsdam hat keine Anregungen zur vorgelegten Planung; zum 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung bestehen unsererseits ebenfalls keine Anforderungen. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

Sebastian Anderka 

Gesamtstädtische Planung 

Telefon: 0331 289-0 
Telefax: 0331 289-1155 
E-Mail: 
poststelle@rathaus.potsdam.de 
Internet: www.potsdam.de 

Landeshauptstadt Potsdam 
Friedrich-Ebert-Str. 79/81 
14469 Potsdam 

USt-IdNr.: DE138408386 

Landeshauptstadt Potsdam 
Stadtkasse 
IBAN: DE65 1605 0000 3502 2215 36 
BIC: WELADED1PMB 
Mittelbrandenburgische Sparkasse 
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Faller, Christian

Von: Völckers, Konstantin <k.voelckers@stahnsdorf.de>

Gesendet: Freitag, 21. Juli 2023 12:24

An: Behoerdenbeteiligung

Betreff: Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte" - 

Abgabe Stellungnahme der Gemeinde Stahnsdorf gem. § 4 (1) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren, 
vielen Dank für die Beteiligung der Gemeinde Stahnsdorf an o.g. Verfahren. 
Seitens der Gemeinde Stahnsdorf werden keine Einwände, Bedenken oder Hinweise vorgebracht. Dies gilt auch für 
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 
Für das Vorhaben relevante Planungen der Gemeinde Stahnsdorf sind weder beabsichtigt, noch eingeleitet.  

Mit freundlichen Grüßen 
Konstantin Völckers 

Gemeinde Stahnsdorf 
SB Bauleitplanung 
Annastraße 3 
14532 Stahnsdorf 

Tel: 03329/ 646-309 
Fax: 03329/ 646-333 

k.voelckers@stahnsdorf.de
www.stahnsdorf.de

E-Mails von der Gemeinde Stahnsdorf dienen nur zur Übermittlung einfacher Nachrichten ohne digitale Signatur 
und/oder Verschlüsselung. Bitte beachten Sie, dass die Abwicklung rechtsverbindlichen Schriftverkehrs über unsere 
E-Mail-Adressen daher nicht möglich ist. 

Diese E-Mail enthält vertrauliche und/oder rechtlich geschützte Informationen. Wenn Sie nicht der richtige Adressat 
sind oder diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte den Absender und vernichten Sie diese E-
Mail. Das unerlaubte Kopieren sowie die unbefugte Weitergabe dieser Mail sind nicht gestattet.  

 Bitte denken sie an die Umwelt, bevor sie diese E-Mail ausdrucken
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Ha er, Ben'amin

Von:
Gesendet:

An:
Betreff:

Anlagen:

Jezischek, Christian <CJezischek@teltow. de>

Montag, 24. Juli 2023 12:58
Hager, Benjamin

Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte"
SN_Stadt Teltow_24. 07.2023.pdf

Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-ooa-i "Eigenherdsiedlung Mitte"
hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. l BauGB

Sehr geehrte Frau Hager,

in vorbenannter Angelegenheit übersende ich Ihnen anliegend die Stellungnahme der Stadt Teltow.

Mit freundlichen Grüßen
Stadt Teltow, Der Bürgermeister
Im Auftrag

Christian Jezischek

Stadtverwaltung Teltow
Marktplatz 1-3
14513 Teltow
Telefon: (03328) 4781-465
Telefax: (03328) 4781-365
E-Mail: c. 'ezischek teltow. de
Web: www.teltow. de

Verkehf/
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Anträge, Widersprüche oder Mitteilungen, für die durch Rechtsvorschrift eine Schriftform angeordnet
ist, können auch elektronisch mittels qualifizierter elektronisch signierter Dokumente übermittelt wer-
den (elektronischer Verwaltungszugang). Die Stadtverwaltung Teltow stellt für diese Form der E-Mails
die zentrale E-Mail-Adresse Signatur@teltow. de zur Verfügung.
Alle weiteren von der Stadt Teltow angegebenen E-Mail-Adressen dienen nur zum Empfang einfacher
Mitteilungen ohne Signatur und/oder Verschlüsselung. Sie dienen nicht der Übermittlung i-echtsver-
bindlicher Erklärungen und Anträge, die nach geltendem Recht der Schriftform bedürfen.
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Stadt TELTOW
Tradition trifft Technologie.

Stadtverwaltung Teltow Postfach 252 14505Teltow

Rathaus Kleinmachnow
Postfach 1108

14533 Kleinmachnow

nurperE-Mail:
b.haescrOkleinmachnow. de

Der Bürgermeister

Marktplatz 1-3, 14513 Teltow

Internet-Aflrcsse:

www.teltow. de

Hprechzeiten:

DI 9-12 Uhr, 13. 30-18 Uhr
Do 9-12 Uhr

Termine nach Vereinbarung.

Teltow, 24. 07. 2023

Brt.a^u.ngsplan-verfa. h.r8n KLM-BP-002. i "Eigenherdsiedlung Mitte"
3e Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. l'BauGB

Sehr geehrter Herr Ernsting, sehr geehrte Frau Hager,

^lIOTbiraannt. CT AngekgeD.heit bedanken wir uns für die Beteiligung und

to"kD^nmt-_dass die Belange der Stadt TeTtowdureh dieL^gs>

Wir wünschen Ihnen für das weitere Verfahren viel Erfolg.
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftra

Lars Müller
Fachbereichsleiter
Bauen | Planen | Umwelt

Dienststelle:

Fachbereich

Bauen | Planen | Um«i»elt
Sachgebiet

Stadtentwicklung | Bauordnung
Auskunft erteilt:

Herr Jezischek

Zimmer:

2. 13

Telefon:

03328-4781-0

Durchwähle

03328-4781-465

Telßfax:

03328-4781-365

E-Mail:

c.Jez[schek@teltow.de

Bankverbindung:
MBS Potsdam
IBAN:

DE55 160500003522

025430
BIG: WELADED 1 PMB
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Der Bürgermeister
Fachbereich Bauen/Wohnen

Stadtplanung
Herrn J. Emsting
Adolf-Grimme-Ring 10
14532 Kleinmachnow

, ^.Zfcfc 15- ALis' 2ß23 '^^ POTSBAM . V
Sonnenstr 40

e.- ...".^. ; .. ^""'^gistrotur1 14612 Falkensee

Vorsitzender:

'. . y. ̂  7-^AA - "do Appenze"er
y~' ' ~ " '" ^ ' Telefon: (03322) 202980

älOne. ;i^ Telefax: (03322) 202026
.

'. l / Telefon: 01525-3734491
email:APPTRAVELl online. de

www.j agdverband-potsdam . de

[jb\M^t^{

Falkensee, 24. 07.2023

Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i "Eigenherdsiedlung Mitte",
Förmliche Trägerbeteiligung nach § 4 Abs. l BauGB, frühzeitliche Beteiligung

Sehr verehrter Herr Hager,

zu o.a. Vorhaben geben wir folgende Hinweise:

aus Sicht des Jagdverbandes Potsdam bestehen keine Bedenken aus naturschutzrechtlicher
Betrachtung fiir die Wideraufnahme und Fortfiiihrung des Bebauungsplanverfahrens zum
Aufstellungsplanbeschluss DS Nr. 015/22 gemäß vorgelegter Unterlagen.
Wir empfehlen, bei den vorgesehenen 30 Parkplätzen/Stellflächen vor dem Feuerwehrgebäude
zumindest einen Parkplatz in unmittelbarer Nähe zum Haupteingang als behindertengerechten
Parkplatz auszuweisen.
Darüber hinaus sollte mindestens eine Ladesäule für e-KFZ vor der Feuerwache eingeplant werden.

Bitte richten Sie zukünftige Anschreiben für den Jagdverband Potsdam an die neue Adresse in
Falkensee.

Mit freundlichen

Udo Arfiighzelle
VorsitdfenfeBr

en

Mitglied im

Landes i agdverband
Brandenbur e. V.

Bank MBS Potsdam
IBAN: DEI9160500003506002260
BIC:WELAD£DIPMB

Vereinsregister:
Amtsgericht Potsdam
VR; 1322



 
     Körperschaft des öffentlichen Rechts     

                                                                                                                   Der Geschäftsführer 

Postanschrift   Bankverbindung      1   Die Abwicklung rechtsverbindlichen Schrift-  
OT Großbeuthen    DKB AG            verkehrs über unsere E-Mail-Adresse ist 
Am Anger 13   IBAN: DE27 1203 0000 0000 404137      nicht möglich. 
14959 Trebbin   SWIFT BIC: BYLADEM1001        www.wbv-nuthe-nieplitz.de 

WBV Nuthe-Nieplitz, Am Anger 13, 14959 Trebbin 
.          .      

 
 
Rathaus Kleinmachnow 
FD Stadtplanung/Bauordnung 
Adolf-Grimme-Ring 10 
14532 Kleinmachnow 

.          .  
__ 

 
 
 
 
 
Stellungnahme 
hier: Bebauungsplan-Verfahren KLM-BP-002-i „Eigenherdsiedlung Mitte“ 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Wasser – und Bodenverband Nuthe – Nieplitz hat gegen die von Ihnen 
eingereichten Unterlagen keine Einwände, da Belange des Verbandes nach 
jetzigem Kenntnisstand nicht berührt sind. 
 
Sollten während der Bauphase Einleitungen von Wasser in ein Gewässer 
erfolgen, ist vom Verband gesondert eine Stellungnahme einzuholen. 
 
 
 
Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig. 

Dienststelle Verwaltung 

Bearbeiter Si/Ri 

Telefon 033731-13626 

Fax 033731-13628 

E-Mail1 verwaltung@wbvnuthe.de 

Unser Zeichen 0209-23_B-Plan KLM-002-i 

Ihr Zeichen 61/ 1297 /Jul-23 Häg 

Datum 21.07.2023 

  

 



Tyczka Energy GmbH, Postfach 1220, 82523 Geretsried

Kleinmachnow
Adolf-Grimme-Weg 10 
14532 Kleinmachnow

Leipzig, 12.07.2023
Tyczka Energy GmbH
Servicecenter:
Fachbereich Gasnetze
Rosa-Luxemburg-Str. 27
04103 Leipzig
Fon  0341  44641-815
Fax   0341  44641  66-815
leitungsauskunft@tyczka.de
www.tyczka.de

Portalnummer [480329]

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Tyczka Energy GmbH betreibt in der Bundesrepublik Deutschland Gasnetze im öffentlichen und 
privaten (nicht öffentlichen) Raum.

Im markierten Bereich Ihrer Anfrage liegen keine Gasversorgungsleitungen der Tyczka Energy 
GmbH im öffentlichen Raum.

Die Leitungsauskunft hat eine Gültigkeit von 3 Monaten ab Ausstellungstag.

Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage verändert werden oder sich der 
Ausführungszeitraum über die 3 Monate hinaus verschieben, ist der Vorgang erneut zur Erteilung 
einer Auskunft vorzulegen.

Freundliche Grüße

Tyczka Energy GmbH

mailto:leitungsauskunft@tyczka.de
http://www.tyczka.de/


Geschäftsführung/Komplementärin: NBB Netz-Beteiligungs-GmbH  l  Sitz der Gesellschaft: Berlin  l  HRB 99597 B, Amtsgericht Charlottenburg
Geschäftsführer: Maik Wortmeier (Vorsitzender), Frank Behrend  l  UniCredit Bank AG - Hypovereinsbank  l  IBAN DE24 1002 0890 0022 4610 44  l  BIC HYVEDEMM488

                                                                                      

NBB - EUREF-Campus 1–2 - 10829 Berlin

Kleinmachnow

Adolf-Grimme-Ring 10 14532
14532 Kleinmachnow

NBB Netzgesellschaft
Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG

EUREF-Campus 1–2, 10829 Berlin
HRA 37374 B Amtsgericht Charlottenburg

Benjamin Kiesow

EUREF-Campus 1–2, 10829 Berlin
Telefon 030 4530-5231
Planauskunft@nbb-netzgesellschaft.de
www.nbb-netzgesellschaft.de

Berlin, 10.08.2023

Unser Zeichen: 2023-023504_I, Portalnummer 486535
Ihr Schreiben vom 03.08.2023 mit Zeichen Neubau Feuerwehr Kleinmachnow

zur Maßnahme Kleinmachnow, Am Bannwald 1a; Kleinmachnow, Jägerhorn 2-4; 
Kleinmachnow, Jägerstieg 2A; Kleinmachnow, Meiereifeld 47; Kleinmachnow, 
Uhlenhorst 25-30; Neubau Feuerwehr Kleinmachnow

Sehr geehrte Damen und Herren,

die  WGI GmbH wird von der  NBB Netzgesellschaft  Berlin-Brandenburg mbH & Co.  KG
(nachfolgend  NBB  genannt)  beauftragt,  Auskunftsersuchen  zu  bearbeiten  und  handelt
namens und in  Vollmacht  der  NBB.  Die NBB handelt  im Rahmen der  ihr  übertragenen
Netzbetreiberverantwortung auch namens und im Auftrag der GASAG AG, der EMB Energie
Mark  Brandenburg  GmbH,  der  Stadtwerke  Bad  Belzig  GmbH,  der  Gasversorgung
Zehdenick GmbH, der SpreeGas Gesellschaft für Gasversorgung und Energiedienstleistung
mbH,  der  NGK  Netzgesellschaft  Kyritz  GmbH,  der  Netzgesellschaft  Hohen  Neuendorf
(NHN) Gas mbH & Co.KG, der Rathenower Netz GmbH, der Netzgesellschaft Hennigsdorf
Gas mbH (NGHGas), der Stadtwerke Forst GmbH und der Netzgesellschaft Forst (Lausitz)
mbH & Co. KG.

Es  wird  hiermit  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  die  in  den  beigefügten
Planunterlagen  enthaltenen  Angaben  und  Maßzahlen  hinsichtlich  der  Lage  und
Verlegungstiefe unverbindlich sind. Mit Abweichungen muss gerechnet werden. Dabei ist zu
beachten, dass erdverlegte Leitungen nicht zwingend geradlinig sind und daher nicht auf
dem kürzesten Weg verlaufen. Darüber hinaus sind aufgrund von Erdbewegungen, auf die
die NBB keinen Einfluss hat, Angaben zur Überdeckung nicht verbindlich. Die genaue Lage
und  der  Verlauf  der  Leitungen  sind  in  jedem  Fall  durch  fachgerechte
Erkundungsmaßnahmen  (Ortung,  Querschläge,  Suchschlitze,  Handschachtungen  usw.)

NetzinfoBB  -  Die  Service-App  für
unterwegs: www.nbb-app.de
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festzustellen.

Die  Entnahme  von  Maßen  durch  Abgreifen  aus  den  Planunterlagen  ist  nicht  zulässig.
Stillgelegte Leitungen sind in den Plänen nicht oder nur unvollständig enthalten.

Nach  Erhalt  unserer  Planunterlagen  ist  durch  Sie  eine  Prüfung  von
Leitungsänderungsmaßnahmen  oder  -sicherungsmaßnahmen  durchzuführen.  Sofern
Maßnahmen notwendig werden, ist es zwingend erforderlich, die NBB rechtzeitig mit der
Durchführung dieser Leitungsänderungsmaßnahme zu beauftragen und hierbei  ggf.  eine
Kostenübernahme  zu  erklären.  Die  NBB  benötigt  in  Abhängigkeit  des  Umfanges  der
Leitungsänderungsmaßnahme  einen  Planungsvorlauf  von  vier  bis  zwölf  Wochen  nach
Auftragserteilung bzw. Kostenübernahmeerklärung.

Als Anlage übergeben wir Ihnen die aktuellen Bestandsplanunterlagen der Betriebsanlagen.
Diese  Unterlagen  dienen  nur  zur  Information.  Wir  weisen  darauf  hin,  dass  uns  aus
sicherheitstechnischen Gründen sämtliche Arbeiten im Bereich vorhandener Anlagen, auch
Baustelleneinrichtungen,  Verbau,  Baustellenüberfahrten,  etc.  in  Form  von
Bauausführungszeichnungen  zur  Stellungnahme  über  eine  erneute  Beteiligung  im
Leitungsauskunftsportal vorzulegen sind.

Aussagen zu  Anlagen anderer  Versorgungsunternehmen bzw.  Netzbetreiber  können wir
nicht treffen. Hierzu sind von Ihnen gesonderte Auskünfte einzuholen.

Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage verändert werden oder der Arbeitsraum
den dargestellten räumlichen Bereich überschreiten, ist der Vorgang erneut zur Erteilung
einer Auskunft der NBB vorzulegen.

Mit freundlichen Grüßen

                           

i.A. Martin Sammert i.A. Benjamin Kiesow

Anlagen: 
Plan (Maßstab 1:10000 / Plangröße DIN A4) 
Plan (Maßstab 1:500 / Plangröße DIN A1) 
Legende Gas



info@primagas.de • www.primagas.de
PRIMAGAS Hotline: 0800 - 84 85 555*
*Mo. – Fr., 8 – 18 Uhr, gebührenfrei aus dem dt. Festnetz und dt. Mobilfunknetz 

PRIMAGAS Energie GmbH • Luisenstraße 113 • 47799 Krefeld

Kleinmachnow
Adolf-Grimme-Weg 10 
14532 Kleinmachnow

Antrags-Nr. 480329

Es betreut Sie Leitungsauskunft
Luisenstr. 113
47799 Krefeld
Fon: 02151 – 85 21 16
Fax: 02151 – 85 23 10

Datum 12.07.2023

PRIMAGAS Leitungsauskunft
Projektbezeichnung: Neubau Feuerwache, Umbau Kirchengebäude u.a.
Lokation: Kleinmachnow, Am Bannwald 1-1a Kleinmachnow, Im Hagen 49c Kleinmachnow, Im
Hagen 53d Kleinmachnow, Jägerhorn 1 Kleinmachnow, Jägerhorn 2 Kleinmachnow, Jägerstieg
2-2A Kleinmachnow, Meiereifeld 49 Kleinmachnow, Uhlenhorst 30 

Sehr geehrter Herr Häger,

hiermit teilen wir Ihnen mit, dass durch das oben genannte Vorhaben keine Flüssiggas-Versorgungslei-
tungen im öffentlichen Bereich der PRIMAGAS Energie GmbH berührt werden.

Sollte sich ein Flüssiggasbehälter auf dem angefragten Grundstück befinden, so wenden Sie sich bitte 
an den Eigentümer des angefragten Grundstückes.

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und bedarf deshalb keiner Unterschrift.

Freundliche Grüße

PRIMAGAS Energie GmbH
Leitungsauskunft



Commerzbank
IBAN DE05 1004 0000 0192 5585 00
SWIFT/BIC COBADEFFXXX

T   +49 30 53 60 63 6-0
F   +49 30 53 60 63 629
E     info@saferay.com

saferay operations GmbH ·  Rosenthaler Str. 34/35 10178 Berlin · 
Germany

Sitz Berlin
AG Charlottenburg 
HRB 138713B
USt-IdNr. DE280603416

Geschäftsführer
Dr. Michael Merz
Dr. Marko Schulz

Kleinmachnow
Adolf-Grimme-Weg 10
14532 Kleinmachnow

12.07.2023

Portalnummer: 480329
Projektbezeichnung: Neubau Feuerwache, Umbau Kirchengebäude u.a.
Lokation: Kleinmachnow, Am Bannwald 1-1a Kleinmachnow, Im Hagen 49c Kleinmachnow, Im
Hagen 53d Kleinmachnow, Jägerhorn 1 Kleinmachnow, Jägerhorn 2 Kleinmachnow, Jäger-
stieg 2-2A Kleinmachnow, Meiereifeld 49 Kleinmachnow, Uhlenhorst 30 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die infrest - Infrastruktur eStrasse GmbH wird von der saferay Gruppe beauftragt, Auskunftsersuchen 
zu bearbeiten und handelt namens und in Vollmacht der saferay Gruppe.

In dem o. g. Bereich liegen zurzeit keine Leitungen der saferay Gruppe.

Aussagen zu Anlagen anderer Versorgungsunternehmen bzw. Netzbetreiber können wir nicht treffen. 
Hierzu empfehlen wir Ihnen gesonderte Auskünfte unter Nutzung von www.infrest.de einzuholen. 

Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage verändert werden oder der Arbeitsraum den 
dargestellten räumlichen Bereich überschreiten, ist der Vorgang erneut zur Erteilung einer Auskunft der
saferay Gruppe vorzulegen.

Für technische Rückfragen steht Ihnen Herr Böhm von der saferay operations GmbH gerne unter der 
Telefonnummer +49 (0)173 3233714 zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen



saferay operations GmbH

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und trägt daher keine Unterschrift.
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Hinweisblatt
zur Kabel- und Leitungsanfrage bei der Deutschen Bahn AG

12.07.2023

Deutsche Bahn AG Leitungsauskunft
480329 - Neubau Feuerwache, Umbau Kirchengebäude u.a.
Lokation: Kleinmachnow, Am Bannwald 1-1a Kleinmachnow, Im Hagen 49c Kleinmachnow,
Im Hagen 53d Kleinmachnow, Jägerhorn 1 Kleinmachnow, Jägerhorn 2 Kleinmachnow, Jäger-
stieg 2-2A Kleinmachnow, Meiereifeld 49 Kleinmachnow, Uhlenhorst 30 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

wir möchten Sie darauf hinweisen, dass sich Ihr geplantes Vorhaben außerhalb von Bahnflächen
und Bahnanlagen der Deutschen Bahn AG und ihrer Konzerngesellschaften (nachfolgend DB ge-
nannt) befindet.  

Grundsätzlich gehen wir aufgrund der gegebenen Entfernung davon aus, dass ihr Vorhaben kei-
nen Einfluss auf den Bahnbetrieb haben wird. Ein sicherer Ausschluss kann unsererseits aller-
dings nicht erfolgen. Falls im Baubereich Kabel der DB aufgefunden werden, ist die DB AG, DB
Immobilien, unverzüglich zu informieren. 

Vorsorglich weisen wir auf Ihre Sorgfaltspflicht als Vorhabensträger hin: 

- Ihre geplanten Maßnahmen dürfen keine negativen Auswirkungen auf Bahnanlagen ha-
ben. 

- Bahnübergänge dürfen nicht durch erhöhtes Verkehrsaufkommen und den Einsatz schwer
beladener Baufahrzeuge beeinträchtigt werden.

- Auf ehemaligen Bahnflächen können sich auch außerhalb ermittelter Zuständigkeitsbe-
reiche noch Kabel und Leitungen der DB befinden, die dauerhaft dinglich gesichert und

Deutsche Bahn AG | Sitz: Berlin | Registergericht: Berlin-Charlottenburg
HRB 50 000 | USt-IdNr.: DE 811569869 | Vorsitz des Aufsichtsrats: Werner Gatzer
Vorstand: Dr. Richard Lutz (Vorsitz), Dr. Levin Holle, Berthold Huber, Dr. Daniela Gerd tom Markotten, Dr. Sigrid 
Evelyn Nikutta, Evelyn Palla, Dr. Michael Peterson, Martin Seiler

Nähere Informationen zur Datenverarbeitung im DB-Konzern finden Sie hier: www.deutschebahn.com/datenschutz

Deutsche Bahn AG

www.deutschebahn.com/Eigentumsmanagement
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als Lasten und Beschränkungen im Grundbuch eingetragen wurden. Die vorliegende Mit-
teilung seitens  der  DB entbindet  den  Vorhabenträger  nicht  von seiner  Erkundigungs-
pflicht über Eintragungen im Grundbuch.

Weitere Informationen und wichtige Hinweise finden Sie auf unserer Internetseite  www.deut-
schebahn.com/Kabel_und_Leitungsanfragen 

Bei Rückfragen erreichen Sie unsere regionalen Ansprechpartner über unser Kontaktformular
www.db.de/immobilienanfrage

Mit freundlichen Grüßen
Deutsche Bahn AG
DB Immobilien

http://www.db.de/immobilienanfrage
http://www.deutschebahn.com/Kabel_und_Leitungsanfragen
http://www.deutschebahn.com/Kabel_und_Leitungsanfragen
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1 Allgemein 
Die DNS:NET erteilt Anfragenden kostenlos Planauskünfte über die Lage der 

Telekommunikationsanlagen (kurz TK- Anlagen) des eigenen Netzes sowie betriebene Netze im Auftrag 

von kommunalen Breitbandversorgern.  Die Leitungsauskunft ermöglicht dem Nutzer die Einbeziehung 

der TK- Anlagen der DNS:NET in die Planung von Baumaßnahmen und dient der Vermeidung von 

Beschädigungen an   den TK-Linien.   Den einzelnen Leitungsauskünften liegen die nachfolgend 

aufgeführten Nutzungsbedingungen zu Grunde.  Die Nutzungsbedingungen finden dabei im Verhältnis 

zwischen dem jeweiligen Nutzer und DNS:NET statt. Weiterhin ist zu beachten, dass die Anlage 

Kabelschutzanweisung wesentlicher Bestandteil dieser Nutzungsbedingungen ist. 

Leitungsanfragen müssen i.R. über Leitungsauskunftsportale, wie infrest - Infrastruktur eStrasse 

GmbH, BIL eG oder direkt über die E-Mail Adresse leitungsauskunft@dns-net.de erfolgen 

 

 

2 Nutzungsbedingungen 

2.1 Geltungsbereich / Gegenstand der Leitungsauskunft 
 

1. Die Leitungsauskunft erstreckt sich räumlich ausschließlich auf den vom Nutzer jeweils 

angefragten Auskunftsbereich und inhaltlich ausschließlich auf die zum Zeitpunkt der 

Auskunftserteilung von der DNS:NET betriebenen TK-Anlagen. Sie umfasst ausdrücklich nicht 

die zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung erst in Planung befindlichen TK-Anlagen.  

2. Die Gültigkeit jeder Leitungsauskunft ist dabei auf einen Zeitraum von acht (8) Wochen, 

ausgehend vom Datum der jeweiligen Auskunftserteilung, begrenzt. Der Nutzer hat dafür 

Sorge zu tragen, dass zu Beginn der jeweiligen Bauarbeiten aktuelle Pläne vor Ort vorliegen. 

Sofern die entsprechenden Bauarbeiten nicht innerhalb des Gültigkeitszeitraumes der 

jeweiligen Leitungsauskunft abgeschlossen sind, ist erneut eine Leitungsauskunft einzuholen. 

3. Die Lage der TK-Anlagen ist anhand der Linienführung im räumlichen Verhältnis zu den 

Liegenschaftsgrenzen zu erkennen. In verdichteten Räumen, wie Berlin, sind i.R. Maßangaben 

enthalten. Mit Abweichungen von den in der Leitungsauskunft angegebenen Koordinaten 

muss gerechnet werden. Streckenbereiche mit bekannter Ungenauigkeit werden als „Lage 

ungenau“ deklariert. 

 

4. Die jeweilige Leitungsauskunft wird von der DNS:NET unentgeltlich erteilt. 

 

2.2 Pflichten des Leitungsauskunft-Einholenden 
 

1. Der Nutzer hat die Vollständigkeit und Lesbarkeit der jeweils erhaltenen Lagepläne für den 

gesamten Bereich der entsprechenden Baumaßnahme in eigener Verantwortung zu überprüfen. 

Sind Planunterlagen nicht vollständig, nicht lesbar oder fehlerhaft, ist die entsprechende 

Leitungsauskunft rechtzeitig vor Beginn der jeweiligen Bauarbeiten über die angegebene 

Kontaktadresse zu beanstanden und neu einzuholen. 

mailto:leitungsauskunft@dns-net.de
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2. Stellt der Nutzer anhand der Planunterlagen fest, dass sich im Bereich bzw. in der Nähe der 

jeweiligen Baumaßnahme TK-Anlagen der DNS:NET befinden, die durch die jeweiligen Bauarbeiten 

gefährdet, gestört oder beschädigt werden könnten, ist dieser verpflichtet, die gesetzlichen 

Bestimmungen zum Schutz dieser Anlagen, die anerkannten Regeln der Technik, alle weiteren 

technischen Regelwerke sowie die vorliegende Kabelschutzanweisung zu beachten. Sie kann auch 

auf der Internetseite eingesehen, heruntergeladen und ausgedruckt werden. 

3. Der Nutzer darf die in der Leitungsauskunft enthaltenen Unterlagen bzw. Daten nur für Zwecke 

der jeweiligen Baumaßnahme nutzen. Eine darüber hinausgehende Nutzung ist nicht gestattet. Die 

Weitergabe der in der Leitungsauskunft enthaltenen Unterlagen bzw. Daten an Mitarbeiter und 

Dritte (z.B. Subunternehmer) ist nur gestattet, wenn und soweit dies für die Realisierung der 

Baumaßnahme erforderlich ist und die vorgenannten Nutzungsbeschränkungen zuvor auch den 

jeweiligen Mitarbeitern bzw. Dritten entsprechend auferlegt wurden. Der Nutzer ist verpflichtet, 

die in der Leitungsauskunft enthaltenen Unterlagen bzw. Daten vertraulich zu behandeln und vor 

der unbefugten Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. 

4. DNS:NET und der Nutzer verpflichten sich, bei der Erteilung bzw. Nutzung der jeweiligen 

Leitungsauskunft die jeweils anwendbaren datenschutzrechtlichen Bestimmungen einzuhalten. 

5. Die in der jeweiligen Leitungsauskunft enthaltenen Unterlagen bzw. Daten sind für einen Zeitraum 

von drei Jahren, ausgehend vom Zeitpunkt der jeweiligen Auskunftserteilung, aufzubewahren. Im 

Falle der Beschädigung einer TK-Anlage im Rahmen der jeweiligen Baumaßnahme hat die 

Aufbewahrung in jedem Fall bis zur vollständigen Regulierung des jeweiligen Schadens bzw. bis 

zum Erlass einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung zu erfolgen. Der Nutzer erklärt sich 

bereit, die entsprechenden Unterlagen bzw. Daten der DNS:NET während der vorgenannten 

Aufbewahrungsdauer auf jederzeitiges Anfordern unverzüglich zur Verfügung zu stellen. 

 

2.3 Haftung 
1. Die Leitungsauskunft entbindet den Nutzer nicht von seinen eigenen Sorgfaltspflichten. Zu 

diesen gehört auch die Einhaltung der in diesen Nutzungsbedingungen dargestellten 

Kabelschutzanweisungen (siehe folgendes Kapitel). 

2. Ansprüche gegen die DNS:NET auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, sind 

ausgeschlossen, es sei denn, die DNS:NET handelt vorsätzlich oder grob fahrlässig oder der 

Schadensersatzanspruch resultiert aus der Verletzung vertragswesentlicher Pflichten. 

 

3 Kabelschutzanweisung 

3.1 Betroffenheit 
Die im Erdreich verlegten Telekommunikationsleitungen (Kabelanlagen, Kabelschächte, Kabelka- 

nalrohre u.ä.)  der DNS:NET Internet Service GmbH sind Bestandteil der öffentlichen Zwecken 

dienenden Telekommunikationsanlagen. Sie können bei Arbeiten, die in Ihrer Nähe am oder im 

Erdreich durchgeführt werden, leicht beschädigt werden. Durch solche Beschädigungen wird der - 

für die Öffentlichkeit wichtige - Telekommunikationsdienst von DNS:NET erheblich gestört. 

Beschädigungen von Telekommunikationsanlagen sind nach Maßgabe des § 317 StGB strafbar und 

zwar auch dann, wenn sie fahrlässig herbeigeführt werden.  Derjenige, der für die Beschädigung 

verantwortlich ist, ist verpflichtet, DNS:NET den daraus entstandenen Schaden zu ersetzen. 

Es liegt daher im Interesse aller, die solche Arbeiten durchführen, äußerste Vorsicht walten zu lassen 

und die im Rahmen einer Bestandsauskunft erteilten Informationen und Auflagen zu beachten. 
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3.2 Allgemeine Pflichten des Bauunternehmens 
Jeder Bauunternehmer hat bei Durchführung der ihm übertragenen Bauarbeiten in öffentlichen und 

privaten Grundstücken mit dem Vorhandensein unterirdisch verlegter Versorgungsanlagen zu 

rechnen und die erforderliche Sorgfalt zu wahren, um deren Beschädigung zu verhindern. 

Die Leitungsauskunft befreit den Antragsteller nicht von seiner Verpflichtung, auch andere geeignete 

und zumutbare Maßnahmen zur Feststellung möglicher Telekommunikationslinien und -anlagen 

zu ergreifen (z.B. Umgebungssuche nach Kabelschächten oder sonstiger sichtbarer Hinweise auf 

Telekommunikationslinien und -anlagen). 

Der beabsichtigte Bereich der Erdarbeiten ist von dem bauausführenden Unternehmen für die 

Trassenauskunft exakt einzugrenzen und nicht zu verändern. Bei Ausweitung des Arbeitsbereiches 

ist eine erweiterte Trassenauskunft notwendig. 

 

3.3 Lage der Telekommunikationsleitungen 
Die Leitungsauskunft basiert auf den Gegebenheiten, die zum Zeitpunkt des Trassenbaus im 

Dokumentationssystem festgehalten wurden. Diese Gegebenheiten können unter Umständen 

durch Dritte während späterer Baumaßnahmen verändert worden sein.  Daher kann keine Gewähr 

dafür übernommen werden, dass die dokumentierte Trassenlage mit der tatsächlichen Lage 

übereinstimmt.  

Telekommunikationsanlagen werden nicht nur an öffentlichen Wegen, sondern auch durch private 

Grundstücke (z.B. Felder, Wiesen, Waldstücke) geführt. 

Im Allgemeinen kann davon ausgegangen werden, dass Fernmeldekabel mit einer Überdeckung 

von 0,4 bis 1 m verlegt worden sind. Eine abweichende – insbesondere geringere – Überdeckung 

ist wegen Kreuzungen anderer Anlagen infolge nachträglicher Veränderung der Deckung und aus 

anderen Gründen möglich. 

Die Rohrsysteme, die im Spülbohrverfahren verlegt wurden, erreichen die Tiefenlagen von bis zu 6 

Meter. Beim Vorhandensein von Bohrstrecken in den Auskunftsplänen sind (sofern nicht 

mitgeliefert) vom Nutzer die entsprechenden Bohrprotokolle anzufordern, aus denen die 

Tiefenlagen zu entnehmen sind. Mit Abweichungen in der Örtlichkeit von den im Planwerk 

angegebenen Maßen muss gerechnet werden. Die in den Bestandsplänen angegebenen Maße 

beziehen sich auf den Zeitpunkt der Verlegung der Anlagen. Eventuell zwischenzeitlich 

vorgenommene Fluchtlinien- und Niveauänderungen müssen von demjenigen, der die Bauarbeiten 

ausführt, unbedingt berücksichtigt werden. 

Bei einer festgestellten Differenz zwischen der Kabellage und dem Lageplan oder bei einer 

Änderung des Trassenverlaufs ist die DNS:NET schriftlich zu informieren. 

Die Lage der Kabelanlage/Kabelschutzrohranlage im Erdreich kann durch ein Trassenwarnband 

gekennzeichnet sein. Trassenwarnbänder liegen im Regelfall ca. 30 bis 40 cm über dem Scheitel der 

Kabelanlage/Kabelschutzrohranlage. Die wesentliche Aufgabe der Trassenwarnbänder besteht 

darin, auf das Vorhandensein von Kabeln aufmerksam zu machen; sie erfüllen keine mechanische 

Schutzwirkung. 

Darüber hinaus ist es immer erforderlich, auf den anliegenden Grundstücken festzustellen, ob 

Hausanschlüsse bestehen, da diese nicht in jedem Falle im Planwerk erfasst sind. Die Lage der 

Einführungsstellen der Hausanschlüsse gibt nicht immer einen Hinweis auf den Verlauf der 

Hausanschlussleitung.  
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3.4 Bauausführung im Kabelschutzbereich 
 

Bei allen Maßnahmen, die zu einer Gefährdung, Störung oder Beschädigung von 

Telekommunikationsanlagen führen könnten, sind durch die die Aufgrabung durchführende Firma 

gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz dieser Anlagen, die anerkannten Regeln der Technik, alle 

weiteren technischen Regelwerke sowie die vorliegende Kabelschutzanweisung zu beachten. 

 

Die Kabelschutzanweisung der DNS:NET wird dem bauausführenden Unternehmen im Rahmen einer 

Leitungsauskunft übermittelt. Sie kann auch auf der Internetseite eingesehen, heruntergeladen und 

ausgedruckt werden. 

 

DNS:NET behält sich für jeden Fall der Gefährdung, Störung und Beschädigung von 

Telekommunikationslinien den Rechtsweg vor. 

 

Bei Arbeiten jeder Art am oder im Erdreich, insbesondere bei Aufgrabungen, Pflasterungen, 

Bohrungen, Baggern, Setzen von Masten und Stangen, Eintreiben von Pfählen, Bohrern und Dornen, 

besteht immer die Gefahr, dass Telekommunikationsanlagen beschädigt werden, daher ist es 

wichtig folgende Informationen zu beachten: 

 

1. Kabelmerkzeichen (Kugelmarker o.Ä.) sind vor dem Ausheben einzumessen. Ausgehobene 

Kabelmerkzeichen und abgehobene Kabelhauben sind zur Wiederverwendung seitlich zu 

lagern und nach Beendigung der Bauarbeiten entsprechend der ursprünglichen Lage wieder 

einzubauen. 

2. Die Kabel können in Röhren eingezogen, durch ein Trassenband aus Kunststoff gekennzeichnet 

oder frei im Erdreich verlegt sein. Röhren, Abdeckungen und Trassenband schützen die Kabel 

jedoch nicht gegen mechanische Beschädigungen. Sie sollen lediglich den Aufgrabenden auf 

das Vorhandensein von Kabeln aufmerksam machen. 

3. Bei einer Beschädigung von Telekommunikationskabeln, die auf dem Außenmantel mit einer 

Lichtwelle (~) gekennzeichnet sind (Glasfaserkabel), ist Vorsicht geboten. Hier kann es beim 

Hineinblicken in den Lichtwellenleiter zu einer Gefährdung des Auges kommen. 

4. Jede unbeabsichtigte Freilegung von Telekommunikationsanlagen der DNS:NET bzw. im 

Auftrag des kommunalen Breitbandnetzes ist unverzüglich und auf dem schnellsten Wege 

Telefonisch unter: 030 66765 112 zu melden. 

5. Freigelegte Kabel sind zu sichern und vor Beschädigung und Diebstahl zu schützen. Die 

Erdarbeiten sind an Stellen mit freigelegten Kabeln bis zum Eintreffen des Beauftragten der 

DNS:NET einzustellen. 

6. Bei Erdarbeiten in der Nähe von unterirdischen Telekommunikationsanlagen dürfen spitze oder 

scharfe Werkzeuge (Bohrer, Spitzhacke, Spaten, Stoßeisen) nur so gehandhabt werden, dass 

sie höchstens bis zu einer Tiefe von 10 cm über der Telekommunikationsanlage in das Erdreich 

eindringen. Für die weiteren Arbeiten sind stumpfe Geräte, wie Schaufeln usw., zu verwenden, 

die möglichst waagerecht zu führen und vorsichtig zu handhaben sind. Spitze Geräte (Dorne, 

Schnurpfähle) dürfen oberhalb von Telekommunikationsanlagen nur eingetrieben werden, 

wenn sie mit einem von der Spitze nicht mehr als 30 cm entfernten fest angebrachten Teller 

oder Querriegel versehen sind. 
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7. Da mit Abweichungen der Kabellage oder mit breiteren Kabelkanälen gerechnet werden muss, 

sind die gleichen Verhaltensmaßnahmen auch in einer Breite bis zu 50 cm rechts und links der 

bezeichneten Kabellage zu beachten. Bei der Anwendung maschineller Baugeräte in der Nähe 

von Kabeln ist grundsätzlich ein solcher Abstand zu wahren, um eine Beschädigung des Kabels 

auszuschließen. Ist die Lage oder die Tiefenlage von Kabeln nicht bekannt, so ist besondere 

Vorsicht geboten.  Gegebenenfalls muss der Verlauf der Kabel/Rohranlagen durch in 

vorsichtiger Arbeit herzustellende Querschläge (Suchschachtungen) ermittelt werden. 

8. Die Anwesenheit eines Beauftragten der DNS:NET an der Aufgrabungsstelle hat keinen Einfluss 

auf die Verantwortlichkeit des Aufgrabenden in Bezug auf die von diesem verursachten 

Schäden an Kabeln der DNS:NET bzw. DNS:NET im Auftrag des kommunalen Breitbandnetzes. 

Der Beauftragte der DNS:NET hat keine Anweisungsbefugnis gegenüber den Arbeitskräften der 

die Aufgrabung durchführenden Firma. 

 

 

4 Schlussbestimmungen 
 

1. Sollte eine Bestimmung dieser Nutzungsbedingungen unwirksam sein oder werden, so bleibt 

die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Die Parteien sind in einem 

solchen Falle verpflichtet, an der Schaffung von Bestimmungen mitzuwirken, durch die ein der 

unwirksamen Bestimmung wirtschaftlich möglichst nahe kommendes Ergebnis rechtswirksam 

erzielt wird. Das Vorstehende gilt für die Schließung etwaiger Vertragslücken entsprechend. 

2. Gerichtsstand für Streitigkeiten aus dem vorstehenden Nutzungsverhältnis ist Berlin. 
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